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Gesetz zur Änderung des Bayerischen Wassergesetzes und  

des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes 
Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 

Vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130) BayRS 753-1-U 
Vollzitat nach RedR: Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 

66, 130, BayRS 753-1-U),  
das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geändert worden 

ist 

§ 1 
Änderung des Bayerischen Wassergesetzes 

Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl S. 66, 130, BayRS 753 
1 U), das zuletzt  

durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

Art. 2 
Einteilung der oberirdischen Gewässer 

 
(1) Die oberirdischen Gewässer mit Ausnahme des aus Quellen wild abfließenden Was-

sers werden nach ihrer wasserwirtschaftlichen Bedeutung eingeteilt in: 
1. Gewässer erster Ordnung: 

die Bundeswasserstraßen und die in dem anliegenden Verzeichnis (Anlage 1) aufgeführ-
ten Gewässer, 

2. Gewässer zweiter Ordnung: 
Gewässer, die in das nach Art. 3 aufzustellende Verzeichnis eingetragen sind, 

3. Gewässer dritter Ordnung: 
alle anderen Gewässer. 

 
(2) Altarme, die mit dem Gewässer bei Mittelwasserstand verbunden sind, Nebenarme, 

Flutmulden, Hafengewässer und ähnliche Verzweigungen eines Gewässers (ausgenommen 
Seitenkanäle) gehören zu der Ordnung des Gewässers an der Stelle, an der das Seitenge-
wässer vom Hauptgewässer abzweigt, soweit in Anlage 1 zu diesem Gesetz oder im Ver-
zeichnis der Gewässer zweiter Ordnung (Art. 3) nichts anderes bestimmt ist. 

 
(3) 1Soll ein Gewässer oder eine Gewässerstrecke mit nur örtlicher Bedeutung die Eigen-

schaft einer Bundeswasserstraße erhalten oder verlieren, so kann das Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz (Staatsministerium) die hierfür nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Bundeswasserstraßengesetzes erforderliche Vereinbarung mit dem Bund abschließen. 2Das 
Staatsministerium wird ermächtigt, in diesem Fall durch Rechtsverordnung die Ordnung des 
Gewässers zu bestimmen. 
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Art. 4 
Duldungspflicht 

(Zu § 4 Abs. 5 WHG) 
 

1Durch Inhalts- und Nebenbestimmungen sind Art, Maß und Dauer der Duldungspflicht, 
insbesondere die Folgen der Beendigung der Benutzung zu regeln. 2Die zur Duldung Ver-
pflichteten können für Gewässerbenutzungen, für die eine behördliche Zulassung erteilt 
worden ist, von den die Gewässerbenutzung ausübenden Personen ein Entgelt verlangen. 
3Ist der Freistaat Bayern zur Duldung verpflichtet, kann das Entgelt als Nutzungsgebühr er-
hoben werden. 4Die Gebührenpflicht, die Höhe der Gebühr, das Festsetzungs- und Erhe-
bungsverfahren werden durch Rechtsverordnung des Staatsministeriums geregelt. 
 

Art. 4 
Duldungspflicht 

(Zu § 4 Abs. 54 WHG) 
 

1Durch Inhalts- und Nebenbestimmungen sind Art, Maß und Dauer der Duldungspflicht, 
insbesondere die Folgen der Beendigung der Benutzung zu regeln. 2Die zur Duldung Ver-
pflichteten können für Gewässerbenutzungen, für die eine behördliche Zulassung erteilt 
worden ist, von den die Gewässerbenutzung ausübenden Personen ein Entgelt verlangen. 
3Ist der Freistaat Bayern zur Duldung verpflichtet, kann das Entgelt als Nutzungsgebühr er-
hoben werden. 4Die Gebührenpflicht, die Höhe der Gebühr, das Festsetzungs- und Erhe-
bungsverfahren werden durch Rechtsverordnung des Staatsministeriums geregelt. 
 

Art. 15 
Beschränkte Erlaubnis 

(Abweichend von § 10 Abs. 1 und § 15 WHG) 
 
(1) Eine Erlaubnis im Sinn des § 10 Abs. 1 WHG (beschränkte Erlaubnis) kann erteilt wer-

den, wenn die Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 WHG nicht vorliegen oder nur eine be-
schränkte Erlaubnis beantragt wird. 

 
(2) 1Nur eine beschränkte Erlaubnis ist zu erteilen, wenn ein Gewässer zu vorübergehen-

den Zwecken und für einen Zeitraum von nicht mehr als einem Jahr benutzt werden soll. 
2Die beschränkte Erlaubnis ist dann dem Zweck des Unternehmens entsprechend zu befris-
ten. 3Die beschränkte Erlaubnis ist als solche zu bezeichnen. 

 
(3) Art. 70 bleibt unberührt. 
 

 

Art. 15 
Beschränkte Erlaubnis 

(Abweichend von § 10 Abs. 1 und § 15 WHG) 
 
(1) Eine Erlaubnis im Sinn des § 10 Abs. 1 WHG (beschränkte Erlaubnis) kann erteilt wer-

den, wenn die Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 WHG nicht vorliegen oder nur eine be-
schränkte Erlaubnis beantragt wird. 
 

(2) 1Nur eine beschränkte Erlaubnis ist zu erteilen, wenn ein Gewässer zu vorübergehen-
den Zwecken und für einen Zeitraum von nicht mehr als einem Jahr benutzt werden soll. 
2Die beschränkte Erlaubnis ist dann dem Zweck des Unternehmens entsprechend zu befris-
ten. 3Die beschränkte Erlaubnis ist als solche zu bezeichnen. 
 
(3) Art. 70 bleibt unberührt. 
 

Art. 15a 
Dauer der Befristung 

(Zu § 14 Abs. 2 und § 15 WHG) 
Die Dauer der Befristung einer Erlaubnis oder Bewilligung soll für den längstmögli-

chen angemessenen Zeitraum entsprechend den Umständen des Einzelfalls festgelegt 
werden und grundsätzlich zehn Jahre nicht unterschreiten. 
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Art. 15b 

Fortsetzung der Benutzung nach Ablauf der Befristung 

(1) Die über eine befristete Erlaubnis oder Bewilligung zugelassene Benut-
zung eines Gewässers darf nach Ablauf der Frist im Rahmen der bestehenden 
Erlaubnis oder Bewilligung bis zur Entscheidung über den Antrag auf Neuertei-
lung längstens fünf Jahre fortgesetzt werden, wenn und soweit 

1. der Antrag auf Neuerteilung einer Erlaubnis oder Bewilligung spätestens neun 
Monate vor Ablauf der Frist bei der zuständigen Wasserbehörde mit für die 
wasserrechtliche Beurteilung hinreichenden Unterlagen gestellt wurde und  

2. Belange des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere schädliche Gewässer-
veränderungen zu verhindern oder die Gewässerunterhaltung oder den Ge-
wässerausbau nicht zu erschweren, nicht entgegenstehen. 

(2) Über Entschädigungsansprüche, die durch die Fortsetzung der Benutzung 
ausgelöst werden, entscheidet die zuständige Wasserbehörde im Verfahren, für 
das ein Antrag nach Abs. 1 gestellt wurde.“ 

 
Art. 18 

Gemeingebrauch 
(Zu § 25 Satz 1 und 3 WHG) 

 
(1) 1Jede Person darf unter den Voraussetzungen des § 25 WHG und soweit es ohne 

rechtswidrige Benutzung fremder Grundstücke geschehen kann und, soweit eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Gewässers und seiner Ufer sowie der Tier- und Pflanzenwelt nicht zu 
erwarten ist, außerhalb von Schilf- und Röhrichtbeständen oberirdische Gewässer zum Ba-
den, Waschen, Tränken, Schwemmen, Schöpfen mit Handgefäßen, Betrieb von Modellboo-
ten ohne Verbrennungsmotoren, Eissport und Befahren mit kleinen Fahrzeugen ohne ei-
gene Triebkraft benutzen. 2Der Betrieb von Modellbooten mit Elektroantrieb ist nicht zuläs-
sig in Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung, Europäischen Vogelschutzgebieten und 
Naturschutzgebieten; weitergehende naturschutzrechtliche Bestimmungen bleiben unbe-
rührt. 3Zum Gemeingebrauch gehören auch 
1. das Einleiten von Grundwasser und Quellwasser, 
2. das schadlose Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser, das nicht mit anderem 

Abwasser oder wassergefährdenden Stoffen vermischt ist, entsprechend den vom 
Staatsministerium bekannt gemachten Regeln der Technik; dies gilt nicht für Nieder-
schlagswassereinleitungen von Flächen in Anlagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen, von Bundesfern- und Staatsstraßen, sowie von Straßen mit mehr als zwei 
Fahrstreifen, 
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Staatsministerium bekannt gemachten Regeln der Technik; dies gilt nicht für Nieder-
schlagswassereinleitungen von Flächen in Anlagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen, von Bundesfern- und Staatsstraßen, sowie von Straßen mit mehr als zwei 
Fahrstreifen, 
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3. das Entnehmen von Wasser in geringen Mengen für 

a) das Tränken von Vieh, 
b) den häuslichen Bedarf der Landwirtschaft. 

4Die Kreisverwaltungsbehörden können bestimmen, an welchen Gewässern oder Gewässer-
teilen weitere Tätigkeiten der Sportausübung und Freizeitgestaltung, insbesondere das Tau-
chen mit Atemgerät oder das Betreiben von Modellbooten mit Verbrennungsmotor als Ge-
meingebrauch zulässig sind. 
 

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden auf Gewässer in Hofräumen, Gärten, Park- und Betriebs-
anlagen, wenn sie den Eigentümern dieser Grundstücke oder Anlagen gehören, sowie auf 
ablassbare, ausschließlich der Fischzucht dienende Teiche. 

 
(3) Die Kreisverwaltungsbehörde kann durch Rechtsverordnung, Allgemeinverfügung 

oder Anordnung im Einzelfall Gewässer oder Gewässerteile nach Abs. 1 Satz 4 bestimmen 
sowie die Ausübung des Gemeingebrauchs regeln, beschränken oder verbieten, um Gefah-
ren für Leben, Gesundheit, Eigentum, eigentumsgleiche Rechte oder Besitz zu verhüten, die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erhalten, die Natur, insbesondere die Tier- und 
Pflanzenwelt oder das Gewässer und seine Ufer zu schützen, den Erholungsverkehr zu re-
geln oder die Benutzung eines Gewässers auf Grund von Erlaubnissen, Bewilligungen, alten 
Rechten und alten Befugnissen oder den Eigentümer- und Anliegergebrauch sicherzustel-
len. 
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len. 
 

(4) 1Die Ausübung des Gemeingebrauchs erfolgt auf eigene Gefahr. 2Dies gilt insbeson-
dere für typische, sich aus dem Gewässer und seinen Ufern ergebenden Gefahren. 3Durch 
die Ausübung des Gemeingebrauchs werden, vorbehaltlich anderer Rechtsvorschriften, 
keine besonderen Sorgfalts- oder Verkehrssicherungspflichten der zum Gewässerunterhalt 
Verpflichteten begründet. 
 

Art. 20 
Genehmigung von Anlagen 

(Zu § 36 WHG) 
 
(1) 1Anlagen im Sinn des § 36 WHG, die nicht der Benutzung, der Unterhaltung oder dem 

Ausbau dienen, dürfen an Gewässern erster oder zweiter Ordnung nur mit Genehmigung 
der Kreisverwaltungsbehörde errichtet, wesentlich geändert oder stillgelegt werden. 2Ge-
nehmigungspflichtig sind Anlagen, die weniger als sechzig Meter von der Uferlinie entfernt 
sind oder die die Unterhaltung oder den Ausbau beeinträchtigen können. 

 

Art. 20 
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(2) Die Regierungen können durch Rechtsverordnung die Genehmigungspflicht auch für 

Anlagen im Sinn des § 36 WHG an Gewässern dritter Ordnung oder Teilen davon begrün-
den, wenn und soweit das aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit geboten ist, insbeson-
dere um schädliche Gewässerveränderungen zu verhindern oder die Gewässerunterhaltung 
nicht zu erschweren. 

 
(3) Hat die Kreisverwaltungsbehörde nicht innerhalb der nach Art. 42a Abs. 2 des Bayeri-

schen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) festgelegten Frist entschieden, gilt die 
Genehmigung als erteilt. 

 
 
 
(4) 1Die Genehmigung kann befristet werden. 2Sie darf nur versagt, an Bedingungen und 

Auflagen geknüpft oder widerrufen werden, soweit das Wohl der Allgemeinheit, insbeson-
dere die in Abs. 2 aufgezählten Gründe, es erfordern. 3Bei der Entscheidung ist auch das öf-
fentliche Interesse an der Errichtung oder am Fortbestand der Anlagen zu berücksichtigen. 

 
(5) 1Ist eine Baugenehmigung, eine bauaufsichtliche Zustimmung oder eine Genehmigung 

nach eine Entscheidung nach § 78 Abs. 5 Satz 1 oder § 78a Abs. 2 Satz 1 WHG zu erteilen, 
entfällt die Genehmigung nach diesem Artikel. 2Im Verfahren nach § 78 Abs. 5 Satz 1 oder § 
78a Abs. 2 Satz 1 WHG sind insoweit auch die Voraussetzungen des Abs. 4 zu beachten. 

 
(6) Für Anlagen nach Abs. 1 oder 2, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 

2018/2001 fallen, finden ergänzend die Regelungen in § 11a Abs. 2 bis 4 WHG entspre-
chende Anwendung. 
 
 

(2) Die Regierungen können durch Rechtsverordnung die Genehmigungspflicht auch für 
Anlagen im Sinn des § 36 WHG an Gewässern dritter Ordnung oder Teilen davon begrün-
den, wenn und soweit das aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit geboten ist, insbeson-
dere um schädliche Gewässerveränderungen zu verhindern oder die Gewässerunterhaltung 
nicht zu erschweren. 

 
(3) 1Hat die Kreisverwaltungsbehörde nicht innerhalb der nach Art. 42a Abs. 2 des Bayeri-

schen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) festgelegten Frist entschieden, gilt die 
Genehmigung als erteilt. 2Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Antragsteller vor Ablauf 
der Entscheidungsfrist gegenüber der Behörde in Textform auf den Eintritt der Genehmi-
gungsfiktion verzichtet hat. 

 
(4) 1Die Genehmigung kann befristet werden. 2Sie darf nur versagt, an Bedingungen und 

Auflagen geknüpft oder widerrufen werden, soweit das Wohl der Allgemeinheit, insbeson-
dere die in Abs. 2 aufgezählten Gründe, es erfordern. 3Bei der Entscheidung ist auch das öf-
fentliche Interesse an der Errichtung oder am Fortbestand der Anlagen zu berücksichtigen. 

(5) 1Ist eine Baugenehmigung, eine bauaufsichtliche Zustimmung oder eine Genehmigung 
nach eine Entscheidung nach § 78 Abs. 5 Satz 1 oder § 78a Abs. 2 Satz 1 WHG zu erteilen, 
entfällt die Genehmigung nach diesem Artikel. 2Im Verfahren nach § 78 Abs. 5 Satz 1 oder § 
78a Abs. 2 Satz 1 WHG sind insoweit auch die Voraussetzungen des Abs. 4 zu beachten. 

 
(6) 1Für Anlagen nach Abs. 1 oder 2, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 

2018/2001 fallen, finden ergänzend die Regelungen in § 11a Abs. 2 bis 7bis 4 WHG entspre-
chende Anwendung. 2Auf diese Anlagen ist im Falle des Verfahrens mit Genehmigungsfik-
tion Art. 42a Abs. 2 Satz 3 und 4 BayVwVfG nicht anzuwenden. 3Für Abwasserwärmepum-
pen gilt abweichend von Art. 42a Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG eine Frist von einem Monat.  
 

Art. 30 
Erdaufschlüsse 

(Abweichend von § 49 WHG) 
 
(1) 1Der Anzeige nach § 49 Abs. 1 Satz 1 WHG sind die zur Beurteilung erforderlichen Un-

terlagen beizufügen. 2Werden Dritte mit der Durchführung der Arbeiten beauftragt, so ob-
liegt diesen die Anzeige. 3Bei erlaubnispflichtigen Gewässerbenutzungen, gestattungsbe-
dürftigen Anlagen nach dem Bayerischen Abgrabungsgesetz oder nach der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) gilt der Antrag auf Genehmigung als Anzeige; in diesen Fällen kommt 
Abs. 2 nicht zur Anwendung. 4Im Vollzug des § 49 Abs. 1 Satz 3 WHG ist zuständige Behörde 
die Kreisverwaltungsbehörde in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt. 

Art. 30 
Erdaufschlüsse 

(Abweichend von § 49 WHG) 
 
(1) 1Der Anzeige nach § 49 Abs. 1 Satz 1 WHG sind die zur Beurteilung erforderlichen Un-

terlagen beizufügen. 2Werden Dritte mit der Durchführung der Arbeiten beauftragt, so ob-
liegt diesen die Anzeige. 3Bei erlaubnispflichtigen Gewässerbenutzungen, gestattungsbe-
dürftigen Anlagen nach dem Bayerischen Abgrabungsgesetz oder nach der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) gilt der Antrag auf Genehmigung als Anzeige; in diesen Fällen kommt 
Abs. 2 nicht zur Anwendung. 4Im Vollzug des § 49 Abs. 1 Satz 3 WHG ist zuständige Behörde 
die Kreisverwaltungsbehörde in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt. 
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(2) Ist seit der Anzeige ein Monat vergangen, ohne dass eine Einstellungs- oder Beseiti-

gungsanordnung nach § 49 Abs. 3 WHG ergangen ist, können die Arbeiten begonnen und so 
lange durchgeführt werden, bis auf das Grundwasser eingewirkt wird. 

 
(3) 1Ergibt sich, dass auf das Grundwasser eingewirkt wird, so sind die Arbeiten einzustel-

len, bis die Gewässerbenutzung oder der Gewässerausbau vorzeitig zugelassen oder die er-
forderliche Erlaubnis oder Bewilligung erteilt oder der Plan festgestellt oder genehmigt ist; 
dies gilt nicht für erlaubnisfreie Grundwasserbenutzungen. 2Ist eine baurechtliche Genehmi-
gung oder Zustimmung zu erteilen, so entfällt die wasserrechtliche Erlaubnis für das Ein-
bringen von Stoffen in das Grundwasser. 

 
(4) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Arbeiten, die von Staatsbaubehörden oder unter deren 

Aufsicht ausgeführt werden oder die der bergbehördlichen Aufsicht unterliegen. 
 
(5) Wird durch Arbeiten, die der bergbehördlichen Aufsicht unterliegen, unbefugt oder 

unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, so ist die Bergbehörde für die zum Schutz des 
Grundwassers erforderlichen Anordnungen zuständig. 
 

 
(2) Ist seit der Anzeige ein Monat vergangen, ohne dass eine Einstellungs- oder Beseiti-

gungsanordnung nach § 49 Abs. 3 WHG ergangen ist, können die Arbeiten begonnen und so 
lange durchgeführt werden, bis auf das Grundwasser eingewirkt wird. 

 
(3) 1Ergibt sich, dass auf das Grundwasser eingewirkt wird, so sind die Arbeiten einzustel-

len, bis die Gewässerbenutzung oder der Gewässerausbau vorzeitig zugelassen oder die er-
forderliche Erlaubnis oder Bewilligung erteilt oder der Plan festgestellt oder genehmigt ist; 
dies gilt nicht für erlaubnisfreie Grundwasserbenutzungen. 2Ist eine baurechtliche Geneh-
migung oder Zustimmung zu erteilen, so entfällt die wasserrechtliche Erlaubnis für das Ein-
bringen von Stoffen in das Grundwasser. 

 
(4) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Arbeiten, die von Staatsbaubehörden oder unter deren 

Aufsicht ausgeführt werden oder die der bergbehördlichen Aufsicht unterliegen. 
 
(5) Wird durch Arbeiten, die der bergbehördlichen Aufsicht unterliegen, unbefugt oder 

unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, so ist die Bergbehörde für die zum Schutz des 
Grundwassers erforderlichen Anordnungen zuständig. 
 

Art. 30a 
Rechtsnachfolge 

(Zu § 8 Abs. 4 WHG) 
1Der geplante Übergang einer Erlaubnis oder Bewilligung zur Entnahme von Grundwasser 

ist der zuständigen Behörde vorher in Textform anzuzeigen. 2Satz 1 gilt nicht für die Ent-
nahme von Grundwasser zu thermischen Zwecken oder für Zwecke der Land- und Forstwirt-
schaft und des Gartenbaus. 
 
 

Teil 3 
Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen 

 
Abschnitt 1 

Öffentliche Wasserversorgung, 
Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz 

 
 
 

Teil 3 
Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen 

 
Abschnitt 1 

Öffentliche Wasserversorgung, 
Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz 
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Art. 31 

Öffentliche Wasserversorgung, 
Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 

(Zu § 50 Abs. 5, abweichend von § 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und zu § 51 Abs. 1 Satz 3, § 53 
Abs. 4 WHG) 

 
 

(1) In einer Rechtsverordnung nach § 50 Abs. 5 WHG kann bestimmt werden, dass § 101 
Abs. 1 WHG für die Eigenüberwachung in Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzge-
bieten durch öffentlich-rechtliche Körperschaften oder von ihnen entsprechend beliehene 
Dritte Anwendung findet. 

 
(2) Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile soll die Ausweisung von Wasser-

schutzgebieten für neue Wassergewinnungsanlagen nicht erfolgen. 
 
 
(3) Soweit es dem öffentlichen Interesse entspricht, können auf Antrag Wasserschutzge-

biete auch für Gewässer, die der privaten Wassergewinnung dienen, ausgewiesen werden; 
§ 51 Abs. 2 und § 52 WHG sowie Art. 32 gelten entsprechend. 

 

Art. 31 
Öffentliche Wasserversorgung, 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
 (Zu § 6 Abs. 1 Nr. 4, §§ 12, 50 Abs. 5 abweichend von § 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG) 

(Zu § 50 Abs. 5, abweichend von § 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und zu § 51 Abs. 1 Satz 3, § 53 
Abs. 4 WHG) 

 
(1) In einer Rechtsverordnung nach § 50 Abs. 5 WHG kann bestimmt werden, dass § 101 

Abs. 1 WHG für die Eigenüberwachung in Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzge-
bieten durch öffentlich-rechtliche Körperschaften oder von ihnen entsprechend beliehene 
Dritte Anwendung findet. 

 
(2) Wasserentnahmen zum Zweck der öffentlichen Trinkwasserversorgung der Bevölke-

rung haben Vorrang vor Wasserentnahmen für andere Zwecke.  Innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile soll die Ausweisung von Wasserschutzgebieten für neue Was-
sergewinnungsanlagen nicht erfolgen. 

 
(3) Soweit es dem öffentlichen Interesse entspricht, können auf Antrag Wasserschutzge-

biete auch für Gewässer, die der privaten Wassergewinnung dienen, ausgewiesen werden; 
§ 51 Abs. 2 und § 52 WHG sowie Art. 32 gelten entsprechend. 
 

Abschnitt 2 
Abwasserbeseitigung 

 
Art. 34 

Zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Personen 
(Zu § 56 WHG) 

 
(1) 1Zur Abwasserbeseitigung sind die Gemeinden verpflichtet, soweit sich nach Abs. 3 

und 5 nichts anderes ergibt. 2Sie wird von den Gemeinden im eigenen Wirkungskreis wahr-
genommen. 

 
(2) 1Durch Satzung können Gemeinden oder Zweckverbände bestimmen, dass die Über-

nahme des Abwassers abgelehnt werden darf, 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge besser von demjenigen behandelt 
wird, bei dem es anfällt, 
2. wenn eine gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das 

Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt oder 

Abschnitt 2 
Abwasserbeseitigung 

 
Art. 34 

Zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Personen 
(Zu § 56 WHG) 

 
(1) 1Zur Abwasserbeseitigung sind die Gemeinden verpflichtet, soweit sich nach Abs. 3 

und 5 nichts anderes ergibt. 2Sie wird von den Gemeinden im eigenen Wirkungskreis wahr-
genommen. 

 
(2) 1Durch Satzung können Gemeinden oder Zweckverbände bestimmen, dass die Über-

nahme des Abwassers abgelehnt werden darf, 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge besser von demjenigen behandelt 

wird, bei dem es anfällt, 
2. wenn eine gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das 

Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt oder 
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3. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig 
hohen Aufwands nicht möglich ist. 
2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 ist ein Abwasserbeseitigungskonzept aufzustellen 
und fortzuschreiben. 3Liegt eine der in Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Voraussetzungen vor, so 
können die Kreisverwaltungsbehörden andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Perso-
nen von der Übernahme von Abwasser widerruflich befreien. 
 

(3) Den Trägern öffentlicher Verkehrsanlagen obliegt die Abwasserbeseitigung anstelle 
der Gemeinden, soweit sie nach anderen Vorschriften zur Entwässerung verpflichtet sind 
und es sich nicht um die Abwasserbeseitigung von bebauten Grundstücken handelt. 

 
(4) Ist das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer Dritten erlaubt oder besteht hierfür ein 

altes Recht oder eine alte Befugnis, so bedarf es insoweit keiner Regelung nach Abs. 2; der 
kommunale Anschluss- und Benutzungszwang bleibt unberührt. 

 
(5) 1Hat eine Gemeinde oder ein Zweckverband die Übernahme des Abwassers nach 

Abs. 2 Satz 1 abgelehnt oder ist eine andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Person 
nach Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 4 von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung entbunden, so hat 
derjenige diese Pflicht zu erfüllen, der befugt ist, das Abwasser in ein Gewässer einzuleiten, 
oder bei dem das Abwasser anfällt. 2Die Verpflichtung der zur Einleitung befugten Person 
geht der Verpflichtung derjenigen vor, bei der das Abwasser anfällt, soweit in einem was-
serrechtlichen Bescheid keine andere Regelung getroffen ist. 

 
(6) Verpflichtete nach Abs. 1, 3 und 5 können sich zur gemeinsamen Erfüllung der Pflicht 

zur Abwasserbeseitigung zusammenschließen. 
 
(7) Abwasser ist von demjenigen, bei dem es anfällt, der zur Beseitigung verpflichteten 

Person nach Abs. 1, 3 und 5 zu überlassen. 
 

3. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig 
hohen Aufwands nicht möglich ist. 

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 ist ein Abwasserbeseitigungskonzept aufzustellen 
und fortzuschreiben. 3Liegt eine der in Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Voraussetzungen vor, so 
können die Kreisverwaltungsbehörden andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Perso-
nen von der Übernahme von Abwasser widerruflich befreien. 
 

(3) Den Trägern öffentlicher Verkehrsanlagen obliegt die Abwasserbeseitigung anstelle 
der Gemeinden, soweit sie nach anderen Vorschriften zur Entwässerung verpflichtet sind 
und es sich nicht um die Abwasserbeseitigung von bebauten Grundstücken handelt. 

 
(4) Ist das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer Dritten erlaubt oder besteht hierfür ein 

altes Recht oder eine alte Befugnis, so bedarf es insoweit keiner Regelung nach Abs. 2; der 
kommunale Anschluss- und Benutzungszwang bleibt unberührt. 

 
(5) 1Hat eine Gemeinde oder ein Zweckverband die Übernahme des Abwassers nach 

Abs. 2 Satz 1 abgelehnt oder ist eine andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Person 
nach Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 4 von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung entbunden, so hat 
derjenige diese Pflicht zu erfüllen, der befugt ist, das Abwasser in ein Gewässer einzuleiten, 
oder bei dem das Abwasser anfällt. 2Die Verpflichtung der zur Einleitung befugten Person 
geht der Verpflichtung derjenigen vor, bei der das Abwasser anfällt, soweit in einem was-
serrechtlichen Bescheid keine andere Regelung getroffen ist. 

 
(6) Verpflichtete nach Abs. 1, 3 und 5 können sich zur gemeinsamen Erfüllung der Pflicht 

zur Abwasserbeseitigung zusammenschließen. 
 
(7) Abwasser ist von demjenigen, bei dem es anfällt, der zur Beseitigung verpflichteten 

Person nach Abs. 1, 3 und 5 zu überlassen. 
 

Art. 34a 
Nutzung von Niederschlagswasser 

(zu § 55 Abs. 2 WHG) 
 
Neben den in § 55 Abs. 2 WHG genannten Möglichkeiten zur Beseitigung von Nieder-

schlagswasser ist auch die nachhaltige Verwertung von Niederschlagswasser als Brauchwas-
ser zulässig, sofern wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenste-
hen. 
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Abschnitt 5 

Gewässerausbau 
 

Art. 39 
Ausbaupflicht 

 
(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert und die Finanzierung, insbesondere 

auch durch gemeindliche Vorschüsse nach Art. 42 Abs. 2 Satz 2, gesichert ist, sind 
1. die Träger der Unterhaltungslast nach Art. 22 Abs. 1 zum Ausbau eines Gewässers ge-
mäß § 67 Abs. 2 WHG, 
2. abweichend von Nr. 1 der Freistaat Bayern für Gewässer erster Ordnung zum Ausbau 
gemäß § 67 Abs. 2 Satz 3 WHG, 
3. der Freistaat Bayern für Wildbäche sowie für Gewässer dritter Ordnung als Träger der 

Unterhaltungslast nach Art. 22 Abs. 2 Nr. 1 und 2 zum Ausbau gemäß § 67 Abs. 2 WHG 
verpflichtet. 
 

(2) Die Aufgabe nach Abs. 1 ist eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung. 
 

Abschnitt 5 
Gewässerausbau 

 
Art. 39 

Ausbaupflicht, Sonderbaulast 
 
(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert und die Finanzierung, insbesondere 

auch durch gemeindliche Vorschüsse nach Art. 42 Abs. 2 Satz 2, gesichert ist, sind 
1. die Träger der Unterhaltungslast nach Art. 22 Abs. 1 zum Ausbau eines Gewässers ge-

mäß § 67 Abs. 2 WHG, 
2. abweichend von Nr. 1 der Freistaat Bayern für Gewässer erster Ordnung zum Ausbau 

gemäß § 67 Abs. 2 Satz 3 WHG, 
3. der Freistaat Bayern für Wildbäche sowie für Gewässer dritter Ordnung als Träger der 

Unterhaltungslast nach Art. 22 Abs. 2 Nr. 1 und 2 zum Ausbau gemäß § 67 Abs. 2 WHG 
Verpflichtet. 
 

(2) Die Aufgabe nach Abs. 1 ist eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung. 
 
(3) 1Abweichend von Abs. 1 können Gemeinden Hochwasserschutzeinrichtungen an Ge-

wässern erster und zweiter Ordnung, sowie an Wildbächen innerhalb ihres Gemeindege-
biets im Einvernehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt errichten (Sonderbaulast). 2Die Ge-
meinde zeigt die Übernahme der Sonderbaulast gegenüber dem jeweils zuständigen Was-
serwirtschaftsamt mit befreiender Wirkung in Bezug auf Abs. 1 an. 3Die Unterhaltungslast 
für das Gewässer geht auf die Gemeinde über, soweit sie durch die Hochwasserschutzein-
richtung bedingt ist. 
 

Abschnitt 6 
Schutz vor Hochwasser 

und Dürre, Wasser- und Eisgefahr 
 

Art. 43 
Besondere Regelungen für bauliche Hochwasserschutzmaßnahmen 

 
(1) Flächen, die sich zur Hochwasserrückhaltung und -entlastung eignen, sollen vorrangig 

für diese Zwecke genutzt werden. 
 
 
 

Abschnitt 6 
Schutz vor Hochwasser 

und Dürre, Wasser- und Eisgefahr 
 

Art. 43 
Besondere Regelungen für bauliche Hochwasserschutzmaßnahmen 

 
(1) Flächen, die sich zur Hochwasserrückhaltung und -entlastung eignen, sollen vorrangig 

für diese Zwecke genutzt werden. 
 
(2) 1Die Errichtung und der Betrieb von öffentlichen Hochwasserschutzanlagen sowie den 

dazugehörigen Nebenanlagen liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen 
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(2) Die Regierung ist Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde nach § 68 Abs. 1 WHG für 

gesteuerte Flutpolder mit einem Rückhaltevolumen von mehr als einer Million Kubikmeter. 
 

der öffentlichen Sicherheit. 2Die Hochwasservorsorge soll als vorrangiger Belang in die je-
weils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden.  

 
(3) 1Der Träger des Vorhabens hat für maßnahmenbedingte Flutungen von fremden 

Grundstücken in Hochwasserrückhaltebecken die privatrechtliche Verfügungsbefugnis für 
diese Einstauflächen sicherzustellen. 2Bei der Ermittlung der Einstauflächen ist das Hoch-
wasserstauziel maßgeblich. 3Die Eigentümer der Einstauflächen sind zu entschädigen; für 
Eintragungen von Dienstbarkeiten ist ein einmaliger Betrag in Geld zu leisten. 4Art. 57 Satz 2 
ist nicht anwendbar. 5Bestehende Vereinbarungen bleiben unberührt.  

 
(4) 1Wird ein Deich vom Freistaat Bayern zur Verbesserung des überregionalen Hochwas-

serschutzes rückgebaut oder rückverlegt, sind die Eigentümer der Grundstücke, die bislang 
durch den rückgebauten oder rückverlegten Deich vor einem Hochwasserereignis geschützt 
waren, durch einen einmaligen Betrag in Geld zu entschädigen. 2Abs. 3 Satz 3 bis 5 gelten 
entsprechend. 

 
(5) Die Regierung ist Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde nach § 68 Abs. 1 WHG für 

Hochwasserrückhaltebecken mit einem Rückhaltevolumen von mehr als einer Million Ku-
bikmeter. (2) Die Regierung ist Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde nach § 68 Abs. 1 
WHG für gesteuerte Flutpolder mit einem Rückhaltevolumen von mehr als einer Million Ku-
bikmeter. 

 
Art. 44 

Grundsätze für den Schutz vor Hochwasser und Dürre 
(1) 1Zur Minderung von Hochwasser- und Dürregefahren sollen Staat und Gemeinden im 

Rahmen ihrer Aufgaben auf 
 

1. Erhalt oder Wiederherstellung der Versickerungsfähigkeit der Böden, 
2. dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser, 
3. Maßnahmen zur natürlichen Wasserrückhaltung und zur Wasserspeicherung 

 
hinwirken. 2Wasserspeicher sind so zu bewirtschaften, dass Hochwasser- und Dürregefah-
ren gemindert werden. 

 
(2) Bei der Planung von Hochwasserschutzeinrichtungen sind die Auswirkungen der Kli-

maänderung angemessen zu berücksichtigen. 
 

Art. 44 
Grundsätze für den Schutz vor Hochwasser und Dürre 

(1) 1Zur Minderung von Hochwasser- und Dürregefahren sollen Staat und Gemeinden im 
Rahmen ihrer Aufgaben auf 

 
1. Erhalt oder Wiederherstellung der Versickerungsfähigkeit der Böden, 
2. dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser, 
3. Maßnahmen zur natürlichen Wasserrückhaltung und zur Wasserspeicherung 

 
hinwirken. 2Wasserspeicher sind so zu bewirtschaften, dass Hochwasser- und Dürregefah-
ren gemindert werden. 

 
(2) Bei Planung, Bau, Unterhaltung und Betrieb von Hochwasserschutzeinrichtungen sind 

die Auswirkungen der Klimaänderung angemessen zu berücksichtigen. (2) Bei der Planung 
von Hochwasserschutzeinrichtungen sind die Auswirkungen der Klimaänderung angemes-
sen zu berücksichtigen. 
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Art. 46 
Überschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewässern 

(Zu § 76, abweichend von § 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und § 78a Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 
WHG) 
 

(1) 1Überschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 Abs. 1 WHG sind von den wasserwirt-
schaftlichen Fachbehörden zu ermitteln und fortzuschreiben, auf Karten darzustellen und in 
den jeweiligen Gebieten von den Kreisverwaltungsbehörden zur Information der Öffentlich-
keit ortsüblich bekannt zu machen; Art. 47 bleibt unberührt. 2Gleiches gilt für Wildbachge-
fährdungsbereiche. 3An Gewässern dritter Ordnung können auch die Gemeinden im Beneh-
men mit dem Wasserwirtschaftsamt die Überschwemmungsgebiete ermitteln, fortschrei-
ben, auf Karten darstellen und den Kreisverwaltungsbehörden zum Zwecke der Information 
der Öffentlichkeit, der vorläufigen Sicherung oder der Festsetzung übermitteln. 4Die Was-
serwirtschaftsämter stellen den Gemeinden hierzu geeignete, bei ihnen vorhandene Daten 
zur Verfügung. 
 

(2) 1Für die Ermittlung ist ein Hochwasserereignis zugrunde zu legen, das statistisch ein-
mal in 100 Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser); für die Ermittlung des vom Be-
messungshochwasser betroffenen Überschwemmungsgebiets kann, soweit eine genauere 
Ermittlung nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich wäre, der Flächenum-
griff auch auf Grund geeigneter Höhenangaben und früherer Hochwasserereignisse ge-
schätzt werden. 2Für Wildbachgefährdungsbereiche ist das Bemessungshochwasser unter 
Berücksichtigung der wildbachtypischen Eigenschaften auf den Bereich mit signifikantem 
Hochwasserrisiko zu beziehen. 3Abweichend von Satz 1 gilt für Gewässer und Gewässerab-
schnitte im Wirkungsbereich von Stauanlagen, die den Hochwasserabfluss maßgeblich be-
einflussen können, für die Ermittlung von Überschwemmungsgebieten jeweils ein geson-
dertes Bemessungshochwasser, das im Einzelfall auf der Grundlage der allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik von den wasserwirtschaftlichen Fachbehörden festgelegt wird. 
 

(3) 1Überschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 Abs. 2 WHG und Wildbachgefährdungs-
bereiche müssen, die sonstigen Überschwemmungsgebiete können durch Rechtsverord-
nung festgesetzt werden. 2Nach früherem Recht festgesetzte Überschwemmungsgebiete 
gelten fort und sind gemäß Abs. 2 zu aktualisieren. 
 
 
 
 

Art. 46 
Überschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewässern 

(Zu § 76, abweichend von § 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und § 78a Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 
WHG) 
 

(1) 1Überschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 Abs. 1 WHG sind von den wasserwirt-
schaftlichen Fachbehörden zu ermitteln und fortzuschreiben, auf Karten darzustellen und in 
den jeweiligen Gebieten von den Kreisverwaltungsbehörden zur Information der Öffentlich-
keit ortsüblich bekannt zu machen; Art. 47 bleibt unberührt. 2Gleiches gilt für Wildbachge-
fährdungsbereiche. 3An Gewässern dritter Ordnung können auch die Gemeinden im Beneh-
men mit dem Wasserwirtschaftsamt die Überschwemmungsgebiete ermitteln, fortschrei-
ben, auf Karten darstellen und den Kreisverwaltungsbehörden zum Zwecke der Information 
der Öffentlichkeit, der vorläufigen Sicherung oder der Festsetzung übermitteln. 4Die Was-
serwirtschaftsämter stellen den Gemeinden hierzu geeignete, bei ihnen vorhandene Daten 
zur Verfügung. 
 

(2) 1Für die Ermittlung ist ein Hochwasserereignis zugrunde zu legen, das statistisch ein-
mal in 100 Jahren zu erwarten ist (Bemessungshochwasser); für die Ermittlung des vom Be-
messungshochwasser betroffenen Überschwemmungsgebiets kann, soweit eine genauere 
Ermittlung nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich wäre, der Flächen-
umgriff auch auf Grund geeigneter Höhenangaben und früherer Hochwasserereignisse ge-
schätzt werden. 2Für Wildbachgefährdungsbereiche ist das Bemessungshochwasser unter 
Berücksichtigung der wildbachtypischen Eigenschaften auf den Bereich mit signifikantem 
Hochwasserrisiko zu beziehen. 3Abweichend von Satz 1 gilt für Gewässer und Gewässerab-
schnitte im Wirkungsbereich von Stauanlagen, die den Hochwasserabfluss maßgeblich be-
einflussen können, für die Ermittlung von Überschwemmungsgebieten jeweils ein geson-
dertes Bemessungshochwasser, das im Einzelfall auf der Grundlage der allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik von den wasserwirtschaftlichen Fachbehörden festgelegt wird. 
 

(3) 1Überschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 Abs. 2 WHG und Wildbachgefährdungs-
bereiche müssen, die sonstigen Überschwemmungsgebiete können durch Rechtsverord-
nung festgesetzt werden. 2Nach früherem Recht festgesetzte Überschwemmungsgebiete 
gelten fort und sind gemäß Abs. 2 zu aktualisieren. 
 

(4) 1Wird ein Plan über die Errichtung und den Betrieb eines Hochwasserrückhaltebe-
ckens nach § 68 Abs. 3 WHG festgestellt, sind zugleich die durch das Hochwasserstauziel be-
stimmten Überflutungsflächen als Überschwemmungsgebiet im Sinn des § 76 Abs. 2 Satz 1 
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(4) In der Rechtsverordnung kann für die Umwandlung von Dauergrünland in Ackerland 
ein Genehmigungsvorbehalt angeordnet werden, soweit dies zum Schutz vor Hochwasser-
gefahren erforderlich ist; § 78a Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 WHG ist nicht anzuwenden. 
 

(5) Zur Vermeidung von Hochwassergefahren können von der Kreisverwaltungsbehörde 
durch Anordnungen für den Einzelfall gegenüber den Eigentümern und Nutzungsberechtig-
ten der Grundstücke Verbote, Beschränkungen, Duldungspflichten und Handlungspflichten 
erlassen werden, wenn ein Überschwemmungsgebiet festgesetzt oder vorläufig gesichert 
ist. 
 

(6) Um einen schadlosen Hochwasserabfluss sicherzustellen, kann die Kreisverwaltungs-
behörde in einem Überschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 1 WHG gegenüber den Eigentü-
mern oder Nutzungsberechtigten der Grundstücke anordnen, Hindernisse zu beseitigen, 
Eintiefungen aufzufüllen, Maßnahmen zur Verhütung von Auflandungen zu treffen und die 
Grundstücke so zu bewirtschaften, dass ein Aufstau und eine Bodenabschwemmung mög-
lichst vermieden werden. 
 

(7) Ist im Einzelfall bei baulichen Anlagen eine Erfüllung der Ausgleichspflicht für verloren-
gehenden Rückhalteraum nach § 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a WHG nicht möglich, so 
können die Ausgleichsverpflichteten diese durch Beteiligung an der Maßnahme einer öf-
fentlich-rechtlichen Gebietskörperschaft zur Hochwasserrückhaltung im Gemeindegebiet 
erfüllen, soweit die öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft zustimmt; § 13 Abs. 2 Nr. 4 
WHG gilt entsprechend. 
 

WHG festzusetzen. 2Das Anhörungsverfahren nach Art. 73 Abs. 3 wird durch das Anhö-
rungsverfahren für die Feststellung des Planes ersetzt. 3Bei Bekanntmachung und Ausle-
gung des Plans ist auf die Rechtsfolge nach Satz 1 sowie die Möglichkeit zur Stellungnahme 
hierzu innerhalb der Einwendungsfrist nach Art. 73 Abs. 4 BayVwVfG hinzuweisen. 
 

(5)(4) In der Rechtsverordnung kann für die Umwandlung von Dauergrünland in Acker-
land ein Genehmigungsvorbehalt angeordnet werden, soweit dies zum Schutz vor Hoch-
wassergefahren erforderlich ist; § 78a Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 WHG ist nicht anzuwenden. 
 

(6)(5) Zur Vermeidung von Hochwassergefahren können von der Kreisverwaltungsbe-
hörde durch Anordnungen für den Einzelfall gegenüber den Eigentümern und Nutzungsbe-
rechtigten der Grundstücke Verbote, Beschränkungen, Duldungspflichten und Handlungs-
pflichten erlassen werden, wenn ein Überschwemmungsgebiet festgesetzt oder vorläufig 
gesichert ist. 
 

(7)(6) Um einen schadlosen Hochwasserabfluss sicherzustellen, kann die Kreisverwal-
tungsbehörde in einem Überschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 1 WHG gegenüber den Ei-
gentümern oder Nutzungsberechtigten der Grundstücke anordnen, Hindernisse zu beseiti-
gen, Eintiefungen aufzufüllen, Maßnahmen zur Verhütung von Auflandungen zu treffen und 
die Grundstücke so zu bewirtschaften, dass ein Aufstau und eine Bodenabschwemmung 
möglichst vermieden werden. 
 

(8)(7) Ist im Einzelfall bei baulichen Anlagen eine Erfüllung der Ausgleichspflicht für verlo-
rengehenden Rückhalteraum nach § 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a WHG nicht möglich, so 
können die Ausgleichsverpflichteten diese durch Beteiligung an der Maßnahme einer öf-
fentlich-rechtlichen Gebietskörperschaft zur Hochwasserrückhaltung im Gemeindegebiet 
erfüllen, soweit die öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft zustimmt; § 13 Abs. 2 Nr. 4 
WHG gilt entsprechend. 
 

Art. 47 
Vorläufige Sicherung 

 
(1) Für Wildbachgefährdungsbereiche gilt § 76 Abs. 3 WHG entsprechend.  
 
(2) 1Überschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 Abs. 2 WHG und Wildbachgefährdungs-

bereiche, die von den wasserwirtschaftlichen Fachbehörden oder von den Gemeinden er-
mittelt und kartiert wurden und noch nicht als Überschwemmungsgebiete festgesetzt sind, 
gelten als vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete, wenn sie als solche ortsüblich 

Art. 47 
Vorläufige Sicherung 

 
(1) Für Wildbachgefährdungsbereiche gilt § 76 Abs. 3 WHG entsprechend.  
 
(2) 1Überschwemmungsgebiete im Sinn des § 76 Abs. 2 WHG und Wildbachgefährdungs-

bereiche, die von den wasserwirtschaftlichen Fachbehörden oder von den Gemeinden er-
mittelt und kartiert wurden und noch nicht als Überschwemmungsgebiete festgesetzt sind, 
gelten als vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete, wenn sie als solche ortsüblich 
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bekannt gemacht sind. 2Satz 1 gilt für vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bekannt ge-
machte Überschwemmungsgebiete entsprechend. 3Die vorläufige Sicherung nach Satz 1 
entfällt, soweit ein Überschwemmungsgebiet bereits in einem für verbindlich erklärten Re-
gionalplan als Vorranggebiet für den Hochwasserschutz ausgewiesen ist; § 78 Abs. 5 und § 
78a Abs. 2 WHG gelten im Vorranggebiet entsprechend. 4Sonstige Überschwemmungsge-
biete im Sinn des Art. 46 Abs. 3 können vorläufig gesichert werden; Satz 1 gilt entspre-
chend. 

 
(3) 1Die Kreisverwaltungsbehörde hat die Bekanntmachung im Sinn des Abs. 2 innerhalb 

von drei Monaten nach Übermittlung der vollständigen Karten zu bewirken; liegt zu diesem 
Zeitpunkt eine Bewertung des Hochwasserrisikos nach Art. 45 nicht vor, ist die vorläufige 
Sicherung mindestens auf die im ermittelten Gebiet gelegenen im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile im Sinn des § 34 des Baugesetzbuchs und auf Grundstücke zu erstrecken, für 
die nach § 1 Abs. 1 bis 3 der Baunutzungsverordnung eine Baufläche oder ein Baugebiet im 
Flächennutzungsplan dargestellt oder in einem Bebauungsplan festgesetzt ist. 2Für die Be-
kanntmachung gilt Art. 73 Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend; in der Bekanntmachung sind 
Ort und Zeit der möglichen Einsichtnahme in das Kartenwerk zu bestimmen und dessen 
Fundstelle im Internet anzugeben. 

 
 
 
 
 
(4) 1Die vorläufige Sicherung endet, sobald die Rechtsverordnung zur Festsetzung des 

Überschwemmungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. 
2Sie endet spätestens nach Ablauf von fünf Jahren. 3Im begründeten Einzelfall kann die Frist 
von der Kreisverwaltungsbehörde höchstens um zwei weitere Jahre verlängert werden. 

bekannt gemacht sind. 2Satz 1 gilt für vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bekannt ge-
machte Überschwemmungsgebiete entsprechend. 3Die vorläufige Sicherung nach Satz 1 
entfällt, soweit ein Überschwemmungsgebiet bereits in einem für verbindlich erklärten Re-
gionalplan als Vorranggebiet für den Hochwasserschutz ausgewiesen ist; § 78 Abs. 5 und § 
78a Abs. 2 WHG gelten im Vorranggebiet entsprechend. 4Sonstige Überschwemmungsge-
biete im Sinn des Art. 46 Abs. 3 können vorläufig gesichert werden; Satz 1 gilt entspre-
chend. 

 
(3) 1Die Kreisverwaltungsbehörde hat die Bekanntmachung im Sinn des Abs. 2 innerhalb 

von drei Monaten nach Übermittlung der vollständigen Karten zu bewirken; liegt zu diesem 
Zeitpunkt eine Bewertung des Hochwasserrisikos nach Art. 45 nicht vor, ist die vorläufige 
Sicherung mindestens auf die im ermittelten Gebiet gelegenen im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile im Sinn des § 34 des Baugesetzbuchs und auf Grundstücke zu erstrecken, für 
die nach § 1 Abs. 1 bis 3 der Baunutzungsverordnung eine Baufläche oder ein Baugebiet im 
Flächennutzungsplan dargestellt oder in einem Bebauungsplan festgesetzt ist. 2Für die Be-
kanntmachung gilt Art. 73 Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend; in der Bekanntmachung sind 
Ort und Zeit der möglichen Einsichtnahme in das Kartenwerk zu bestimmen und dessen 
Fundstelle im Internet anzugeben. 

 
(4) Bei Vorhaben des Hochwasserschutzes nach Art. 43 Abs. 5 ist die Bekanntmachung 

von der Regierung spätestens zu bewirken, sobald und soweit das Vorhaben als raumver-
träglich beurteilt wurde. 

 
(5)(4) 1Die vorläufige Sicherung endet, sobald die Rechtsverordnung zur Festsetzung des 

Überschwemmungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. 
2Sie endet spätestens nach Ablauf von fünf Jahren. 3Im begründeten Einzelfall kann die Frist 
von der Kreisverwaltungsbehörde höchstens um zwei weitere Jahre verlängert werden. 

Art. 53 
Wasserbuch 

 
 

(1) 1Die Kreisverwaltungsbehörde führt für die nach § 87 WHG einzutragenden Rechts-
akte von Amts wegen das Wasserbuch als Sammlung der Bescheide und Verordnungen mit 
deren Anlagen und den zugehörigen Planbeilagen. 2Bei rechtzeitig angemeldeten behaupte-
ten alten Rechten und Befugnissen tritt an die Stelle des Bescheids die Anmeldung. 
 
 
 

Art. 53 
Digitales bayernweites Wasserbuch 

(Zu § 87 WHG) 
 

(1) 1Die nach Art. 63 zuständigen Behörden führen jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich 
von Amts wegen das bayernweite digitale Wasserbuch in gemeinsamer Verantwortlichkeit 
im Sinne des Art. 26 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung – 
DSGVO). 2In das digitale Wasserbuch sind alle wasserrechtlichen Rechtsakte und Anzeigen 
mit den jeweiligen Anlagen und zugehörigen Planbeilagen einzutragen. 3Bei rechtzeitig an-
gemeldeten behaupteten alten Rechten und Befugnissen tritt an die Stelle des Bescheids 
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(2) Entstehung, Abänderung und Untergang eintragungsfähiger Rechtsverhältnisse blei-
ben durch die Eintragung in das Wasserbuch unberührt. 
 

die Anmeldung. (1) 1Die Kreisverwaltungsbehörde führt für die nach § 87 WHG einzutragen-
den Rechtsakte von Amts wegen das Wasserbuch als Sammlung der Bescheide und Verord-
nungen mit deren Anlagen und den zugehörigen Planbeilagen. 2Bei rechtzeitig angemelde-
ten behaupteten alten Rechten und Befugnissen tritt an die Stelle des Bescheids die Anmel-
dung. 

 
(2) 1Die im Sinne von Art. 63 zuständigen Behörden können die Daten des Wasserbuchs 

im Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit soweit erforderlich für die in Abs. 3 genannten 
Zwecke verarbeiten. 2Die im Sinne von Art. 58 zuständigen Behörden können diese Daten 
im Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit soweit erforderlich auslesen und verwenden.  

 
(3) Die Verarbeitung der Daten der Wasserbücher erfolgt zu folgenden Zwecken: 

1. Grundlage für wasserwirtschaftliche Planungen und Gewässerausbauvorhaben nach die-
sem Gesetz, dem Wasserhaushaltsgesetz und sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften, 

2. Grundlage für einzelne Bewirtschaftungsmaßnahmen nach diesem Gesetz, dem Wasser-
haushaltsgesetz und sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften, 

3. Kenntnis über die Rechtsverhältnisse an Gewässern, insbesondere in Bezug auf die Fest-
stellung Beteiligter in einem wasserrechtlichen Verfahren und die Ermittlung wasser-
rechtlicher Belange in sonstigen Verfahren, 

4. Vollzug des Teils 5,  
5. Vollzug des Teils 7,  
6. wissenschaftliche Forschung sowie 
7. Erfüllung von Informations- und Berichtspflichten. 

(4) 1Das Staatsministerium regelt in der Rechtsverordnung nach Art. 69 Abs. 6, wie das 
Wasserbuch einzurichten und zu führen ist. 2Es kann insbesondere die Pflichten des Verant-
wortlichen für die Datenverarbeitung im Sinne des Art. 26 DSGVO festlegen. 3Ein Berechti-
gungs- und Zugriffskonzept sowie Vorgaben zum Löschen sind vorzusehen. 

 
(5) Entstehung, Abänderung und Untergang eintragungsfähiger Rechtsverhältnisse blei-

ben durch die Eintragung in das Wasserbuch unberührt.(2) Entstehung, Abänderung und 
Untergang eintragungsfähiger Rechtsverhältnisse bleiben durch die Eintragung in das Was-
serbuch unberührt. 
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Teil 5 

Gewässeraufsicht 
 

Art. 58 
Zuständigkeit und Befugnisse 

(Zu § 100 WHG) 
 

(1) 1Die Gewässeraufsicht obliegt den Kreisverwaltungsbehörden. 2Sie ordnen nach 
pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um Beein-
trächtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die Erfüllung von 
Verpflichtungen nach § 100 Abs. 1 Satz 1 WHG sicherzustellen 3Die technische Gewässer-
aufsicht obliegt den dem Staatsministerium nachgeordneten Fachbehörden, soweit nicht 
Fachaufgaben den Kreisverwaltungsbehörden übertragen sind. 4Die technische Gewässer-
aufsicht 
 
1. ermittelt die für die Wasserwirtschaft notwendigen Daten und Grundlagen (gewässer-

kundliches Messwesen), 
2. überwacht die Gewässer sowie die sie beeinflussenden Anlagen und Nutzungen stich-

probenartig, objektbezogen und nach pflichtgemäßem Ermessen (Gewässer- und Anla-
genüberwachung), 

3. errichtet und betreibt die dazu dienenden Mess- und Untersuchungseinrichtungen, 
4. untersucht den natürlichen Wasserkreislauf, auch soweit er außerhalb von Gewässern 

stattfindet, im Hinblick auf Klimaauswirkungen. 
 
5Die für die technische Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können private Sachver-
ständige nach Art. 65 oder Prüflaboratorien nach Art. 66 mit Kontrollen, Messungen und 
Untersuchungen beauftragen; die Beauftragten handeln im Namen und auf Weisung der 
Behörde. 6In den Bergbaubetrieben obliegt die gesamte Gewässeraufsicht den Bergbehör-
den; sie sind insoweit zu Anordnungen nach Satz 2 befugt. 
 

(2) § 102 WHG bleibt von den Vorschriften des Teil 5 unberührt. 
 
 

Teil 5 
Gewässeraufsicht 

 
Art. 58 

Zuständigkeit und Befugnisse 
(Zu § 100 WHG) 

 
(1) 1Die Gewässeraufsicht obliegt den Kreisverwaltungsbehörden, soweit in diesem Ge-

setz nichts Abweichendes bestimmt ist. 2Sie ordnen nach pflichtgemäßem Ermessen die 
Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um Beeinträchtigungen des Wasserhaus-
halts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die Erfüllung von Verpflichtungen nach § 100 
Abs. 1 Satz 1 WHG sicherzustellen 3Die technische Gewässeraufsicht obliegt den dem 
Staatsministerium nachgeordneten Fachbehörden, soweit nicht Fachaufgaben den Kreisver-
waltungsbehörden übertragen sind. 4Die technische Gewässeraufsicht 
 
1. ermittelt die für die Wasserwirtschaft notwendigen Daten und Grundlagen (gewässer-

kundliches Messwesen), 
2. überwacht die Gewässer sowie die sie beeinflussenden Anlagen und Nutzungen stich-

probenartig, objektbezogen und nach pflichtgemäßem Ermessen (Gewässer- und Anla-
genüberwachung), 

3. errichtet und betreibt die dazu dienenden Mess- und Untersuchungseinrichtungen, 
4. untersucht den natürlichen Wasserkreislauf, auch soweit er außerhalb von Gewässern 

stattfindet, im Hinblick auf Klimaauswirkungen. 
 
5Die für die technische Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können private Sachver-
ständige nach Art. 65 oder Prüflaboratorien nach Art. 66 mit Kontrollen, Messungen und 
Untersuchungen beauftragen; die Beauftragten handeln im Namen und auf Weisung der 
Behörde. 6In den Bergbaubetrieben obliegt die gesamte Gewässeraufsicht den Bergbehör-
den; sie sind insoweit zu Anordnungen nach Satz 2 befugt. 
 

(2) § 102 WHG bleibt von den Vorschriften des Teil 5 unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 

Bayerisches Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 2003 (GVBl. S. 730, BayRS 753-7-

U),  
das zuletzt durch § 1 Abs. 326 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 

worden ist 
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Art. 11 

Zuständige Behörden 
 

(3) 1Die Kreisverwaltungsbehörden überwachen die Erfüllung der nach dem Abwasserab-
gabengesetz und diesem Gesetz begründeten Verpflichtungen, soweit die Überwachung 
nicht nach den wasserrechtlichen Vorschriften durchzuführen ist. 2Sie können hierzu Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen. 
 

 
 
 

(3) 1Die Kreisverwaltungsbehörden überwachen die Erfüllung der nach dem Abwasserab-
gabengesetz (AbwAG) und der in der Teil 7 Abschnitt 3 und 4 begründeten Verpflichtungen. 
2Sie können hierzu Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 

Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 
Vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130) BayRS 753-1-U 

Vollzitat nach RedR: Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 
66, 130, BayRS 753-1-U),  

das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geän-
dert worden ist 

 

Art. 59 
Kosten der technischen 

Gewässeraufsicht bei Abwasseranlagen 
 

1Die Betreiber von Abwasseranlagen, aus denen erlaubnispflichtig in Gewässer oder ge-
nehmigungspflichtig in öffentliche Abwasseranlagen eingeleitet wird, ausgenommen Klein-
kläranlagen, die einer Bescheinigungspflicht nach Art. 60 unterliegen, tragen die Kosten der 
behördlichen Überwachung nach Art. 58, soweit diese die Festlegungen der Anlage 2 nicht 
überschreitet; die Kosten werden von der für die technische Gewässeraufsicht zuständigen 
Behörde erhoben. 2Zu den Kosten gehören auch die Kosten von Untersuchungen, die außer-
halb des Betriebs und der Grundstücke des Benutzers, insbesondere in den benutzten und 
in gefährdeten Gewässern erforderlich sind. 3Die Kosten können als Pauschalbeträge erho-
ben werden. 4Im Übrigen bleibt das Kostengesetz unberührt. 

Art. 59 
Kosten der technischen 

Gewässeraufsicht bei Abwasseranlagen 
 

1Die Betreiber von Abwasseranlagen, aus denen erlaubnispflichtig in Gewässer oder ge-
nehmigungspflichtig in öffentliche Abwasseranlagen eingeleitet wird, ausgenommen Klein-
kläranlagen, die einer Bescheinigungspflicht nach Art. 60 unterliegen, tragen die Kosten der 
behördlichen Überwachung nach Art. 58, soweit diese die Festlegungen der Anlage 2 nicht 
überschreitet; die Kosten werden von der für die technische Gewässeraufsicht zuständigen 
Behörde erhoben. 2Zu den Kosten gehören auch die Kosten von Untersuchungen, die außer-
halb des Betriebs und der Grundstücke des Benutzers, insbesondere in den benutzten und 
in gefährdeten Gewässern erforderlich sind. 3Die Kosten können als Pauschalbeträge erho-
ben werden. 4Im Übrigen bleibt das Kostengesetz (KG) unberührt. 

Art. 60 
Technische Gewässeraufsicht bei Kleinkläranlagen 

 
(1) 1Bei Kleineinleitungen im Sinn des § 8 in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Satz 2 des Abwas-

serabgabengesetzes haben die Betreiber von Kleinkläranlagen deren Funktionstüchtigkeit 
einschließlich der Zu- und Ableitungen, die ordnungsgemäße Kontrolle durch den Betreiber, 
die fachgerecht durchgeführte Wartung sowie die ordnungsgemäße Beseitigung der festge-
stellten Mängel alle zwei Jahre durch entsprechend anerkannte private Sachverständige in 
der Wasserwirtschaft (Art. 65) prüfen und bescheinigen zu lassen. 2Die privaten Sachver-
ständigen legen die Bescheinigung bei Kleinkläranlagen, aus denen unmittelbar in ein Ge-

Art. 60 
Technische Gewässeraufsicht bei Kleinkläranlagen 

 
(1) 1Bei Kleineinleitungen im Sinn des § 8 in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Satz 2 AbwAGdes 

Abwasserabgabengesetzes haben die Betreiber von Abwasserbehandlungsanlagen mit ei-
ner Ausbaugröße kleiner 50 Einwohnerwerten (Kleinkläranlagen)Kleinkläranlagen deren 
Funktionstüchtigkeit einschließlich der Zu- und Ableitungen, die ordnungsgemäße Kontrolle 
durch den Betreiber, die fachgerecht durchgeführte Wartung sowie die ordnungsgemäße 
Beseitigung der festgestellten Mängel alle zwei Jahre durch entsprechend anerkannte pri-
vate Sachverständige in der Wasserwirtschaft (Art. 65) prüfen und bescheinigen zu lassen. 
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wässer eingeleitet wird, unverzüglich der Kreisverwaltungsbehörde und bei Kleinkläranla-
gen, aus denen in eine Abwasseranlage Dritter eingeleitet wird, zusätzlich auch der diese 
Abwasseranlage betreibenden Person vor. 3Wurde nach dem 9. Juni 2006 eine Bescheini-
gung mit der Gesamtbewertung „ohne Mängel“ ausgestellt, verlängert sich die Frist nach 
Satz 1 für die folgende Prüfung auf vier Jahre; dies gilt nicht für Bescheinigungen im Rah-
men der Bauabnahme. 
 
 

(2) 1Die Betreiber haben die bei Prüfungen festgestellten Mängel unverzüglich zu beseiti-
gen oder beseitigen zu lassen. 2Bei erheblichen Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten 
nach Ausstellung der Bescheinigung eine Nachprüfung durchzuführen; Abs. 1 Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend. 
 

(3) Hinsichtlich Kleinkläranlagen, aus denen in eine öffentliche Abwasseranlage eingelei-
tet wird, kann der Träger der öffentlichen Abwasseranlage durch Satzung bestimmen, dass 
die Prüfung und Bescheinigung nach Abs. 1 und 2 durch geeignete Bedienstete des Trägers 
der öffentlichen Abwasseranlage vorgenommen wird. 
 

(4) Für bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits bestehende Kleinkläranlagen beginnt die 
Frist nach Abs. 1 Satz 1 mit dem Tag der Vorlage einer Bescheinigung nach Anhang 2 Vierter 
Teil der Eigenüberwachungsverordnung in der bis zum Ablauf des 28. Februar 2010 gelten-
den Fassung bei der Kreisverwaltungsbehörde, im Übrigen mit dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes. 
 

2Die privaten Sachverständigen legen die Bescheinigung bei Kleinkläranlagen, aus denen un-
mittelbar in ein Gewässer eingeleitet wird, unverzüglich der Kreisverwaltungsbehörde und 
bei Kleinkläranlagen, aus denen in eine Abwasseranlage Dritter eingeleitet wird, zusätzlich 
auch der diese Abwasseranlage betreibenden Person vor. 3Wurde nach dem 9. Juni 2006 
eine Bescheinigung mit der Gesamtbewertung „ohne Mängel“ ausgestellt, verlängert sich 
die Frist nach Satz 1 für die folgende Prüfung auf vier Jahre; dies gilt nicht für Bescheinigun-
gen im Rahmen der Bauabnahme. 
 

(2) 1Die Betreiber haben die bei Prüfungen festgestellten Mängel unverzüglich zu beseiti-
gen oder beseitigen zu lassen. 2Bei erheblichen Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten 
nach Ausstellung der Bescheinigung eine Nachprüfung durchzuführen; Abs. 1 Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend. 
 

(3) Hinsichtlich Kleinkläranlagen, aus denen in eine öffentliche Abwasseranlage eingelei-
tet wird, kann der Träger der öffentlichen Abwasseranlage durch Satzung bestimmen, dass 
die Prüfung und Bescheinigung nach Abs. 1 und 2 durch geeignete Bedienstete des Trägers 
der öffentlichen Abwasseranlage vorgenommen wird. 
 

(4) Für bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits bestehende Kleinkläranlagen beginnt die 
Frist nach Abs. 1 Satz 1 mit dem Tag der Vorlage einer Bescheinigung nach Anhang 2 Vierter 
Teil der Eigenüberwachungsverordnung in der bis zum Ablauf des 28. Februar 2010 gelten-
den Fassung bei der Kreisverwaltungsbehörde, im Übrigen mit dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes. 
 

Art. 60a 
Abwassersammelgruben 

(zu § 60 Abs. 7 WHG) 
 

(1) 1Die Betreiber von geschlossenen Behältern zum Sammeln von Abwasser im Sinne des 
§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG (Abwassersammelgruben) haben die Dichtheit der gesamten 
Anlage, einschließlich deren Zu- und Ableitungen und von etwaigen Anlagen zur Vorreini-
gung, sowie die fachgerecht durchgeführte Abfuhr des Abwassers alle zehn Jahre durch ent-
sprechend anerkannte private Sachverständige in der Wasserwirtschaft (Art. 65) prüfen und 
bescheinigen zu lassen. 2Bei Anlagen, die 
1.  nach dem 17. November 2021 errichtet werden, beginnt die Frist mit Inbetriebnahme 

der Abwassersammelgrube, 
2.  am 17. November 2021 bereits errichtet sind (bestehende Anlagen), ist die Bescheini-

gung innerhalb von fünf Jahren nach dem 17. November 2021 erstmalig vorzulegen. 

Art. 60a 
Abwassersammelgruben 

(zu § 60 Abs. 7 WHG) 
 

(1) 1Die Betreiber von geschlossenen Behältern zum Sammeln von Abwasser im Sinne des 
§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG (Abwassersammelgruben) haben die Dichtheit der gesamten 
Anlage, einschließlich deren Zu- und Ableitungen und von etwaigen Anlagen zur Vorreini-
gung, sowie die fachgerecht durchgeführte Abfuhr des Abwassers alle zehn Jahre durch ent-
sprechend anerkannte private Sachverständige in der Wasserwirtschaft (Art. 65) prüfen und 
bescheinigen zu lassen. 2Bei Anlagen, die 
1.  nach dem 17. November 2021 errichtet werden, beginnt die Frist mit Inbetriebnahme 

der Abwassersammelgrube, 
2.  am 17. November 2021 bereits errichtet sind (bestehende Anlagen), ist die Bescheini-

gung innerhalb von fünf Jahren nach dem 17. November 2021 erstmalig vorzulegen. 
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3Art. 60 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 gilt entsprechend. 
 

(2) Abwassersammelgruben, die nach dem 5. Januar 2022 errichtet werden, sind gegen-
über der zuständigen Behörde mindestens sechs Wochen im Voraus schriftlich anzuzeigen. 
 

3Art. 60 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 gilt entsprechend. 
 

(2) Abwassersammelgruben, die nach dem 5. Januar 2022 errichtet werden, sind gegen-
über der zuständigen Behörde mindestens sechs Wochen im Voraus in Textformschriftlich 
anzuzeigen. 
 

Art. 61 
Bauabnahme 

 
(1) 1Nach Fertigstellung von Baumaßnahmen, die einer Erlaubnis, Bewilligung, Genehmi-

gung oder Planfeststellung nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder nach diesem Gesetz be-
dürfen, hat der Bauherr der Kreisverwaltungsbehörde die Bestätigung eines privaten Sach-
verständigen nach Art. 65 vorzulegen, aus der sich ergibt, dass die Baumaßnahmen entspre-
chend dem Bescheid ausgeführt oder welche Abweichungen von der zugelassenen Bauaus-
führung vorgenommen worden sind. 2Kann durch eine Bauabnahme nach Fertigstellung der 
Baumaßnahmen die bescheidsgemäße Ausführung oder eine Abweichung von der zugelas-
senen Ausführung nicht mehr festgestellt werden, ist eine baubegleitende Bauabnahme zu 
fordern. 3Die Kreisverwaltungsbehörde kann Abweichungen von der zugelassenen Ausfüh-
rung ohne Änderung der wasserrechtlichen Gestattung im Sinn des Satzes 1 genehmigen, 
sofern die Abweichung eine schädliche Gewässerveränderung nicht erwarten lässt. 4Die Ge-
nehmigung kann unter Auflagen erteilt werden, soweit der zugrundeliegende Bescheid mit 
Auflagen verbunden werden kann. 5Werden durch die Abweichungen Ansprüche Dritter be-
rührt, über die im vorausgegangenen Verfahren zu entscheiden war, so können nach Anhö-
rung der Dritten auch Ausgleichsmaßnahmen oder Entschädigungen festgesetzt werden. 

  
(2) 1Die Kreisverwaltungsbehörde kann im Einzelfall auf die Bauabnahme verzichten, 

wenn nach Größe und Art der baulichen Anlage nicht zu erwarten ist, dass durch sie erheb-
liche Gefahren oder Nachteile herbeigeführt werden können, oder eine Bauabnahme nach 
anderen Vorschriften durchgeführt wird; dies gilt nicht für Anlagen nach Art. 70 Abs. 1 Nr. 
2. 2Bauliche Anlagen des Bundes, der Länder und der Kommunen bedürfen keiner Bauab-
nahme nach Abs. 1, wenn der öffentliche Bauherr die Bauabnahme Beamten des höheren 
bautechnischen Verwaltungsdienstes übertragen hat. 
 
 
 
 
 
 

Art. 61 
Bauabnahme 

 
(1) 1Nach Fertigstellung von Baumaßnahmen, die einer Erlaubnis, Bewilligung, Genehmi-

gung oder Planfeststellung nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder nach diesem Gesetz (Zu-
lassung) bedürfen, hat der Bauherr der Kreisverwaltungsbehörde die Bestätigung eines pri-
vaten Sachverständigen nach Art. 65 vorzulegen, aus der sich ergibt, dass die Baumaßnah-
men entsprechend dem Bescheid ausgeführt oder welche Abweichungen von der zugelas-
senen Bauausführung vorgenommen worden sind. 2Kann durch eine Bauabnahme nach Fer-
tigstellung der Baumaßnahmen die bescheidsgemäße Ausführung oder eine Abweichung 
von der zugelassenen Ausführung nicht mehr festgestellt werden, ist eine baubegleitende 
Bauabnahme zu fordern. 3Die Kreisverwaltungsbehörde kann Abweichungen von der zuge-
lassenen Ausführung ohne Änderung der wasserrechtlichen Gestattung im Sinn des Satzes 1 
genehmigen, sofern die Abweichung eine schädliche Gewässerveränderung nicht erwarten 
lässt. 4Die Genehmigung kann unter Auflagen erteilt werden, soweit der zugrundeliegende 
Bescheid mit Auflagen verbunden werden kann. 5Werden durch die Abweichungen Ansprü-
che Dritter berührt, über die im vorausgegangenen Verfahren zu entscheiden war, so kön-
nen nach Anhörung der Dritten auch Ausgleichsmaßnahmen oder Entschädigungen festge-
setzt werden. 

  
(2) 1Die Kreisverwaltungsbehörde kann im Einzelfall auf die Bauabnahme verzichten, 

wenn nach Größe und Art der baulichen Anlage nicht zu erwarten ist, dass durch sie erheb-
liche Gefahren oder Nachteile herbeigeführt werden können, oder eine Bauabnahme nach 
anderen Vorschriften durchgeführt wird; dies gilt nicht für Anlagen nach Art. 70 Abs. 1 Nr. 
2. 2Bauliche Anlagen des Bundes, der Länder und der Kommunen bedürfen keiner Bauab-
nahme nach Abs. 1, wenn der öffentliche Bauherr die Bauabnahme Beamten des höheren 
bautechnischen Verwaltungsdienstes übertragen hat. 
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Teil 6 

Zuständigkeit, Verfahren 
 

Art. 63 
Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

 
(1) 1Der Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes, dieses Gesetzes und der auf Grund dieser 

Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen ist grundsätzlich Aufgabe des Staates. 2Der Vollzug 
obliegt, soweit nichts anderes bestimmt ist, den Kreisverwaltungsbehörden. 3Werden einer 
kreisangehörigen Gemeinde nach Art. 53 Abs. 2 BayBO Aufgaben der unteren Bauaufsichts-
behörde übertragen, ist sie im Umfang der Übertragung Kreisverwaltungsbehörde nach Satz 
1, soweit für den Vollzug eine Große Kreisstadt zuständig wäre. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) 1Das Staatsministerium ist unter Mitwirkung der nachgeordneten Fachbehörden für 

die Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne und Maßnah-
menprogramme sowie der Hochwasserrisikomanagementpläne in den Teilbereichen der 
Flussgebietseinheiten, die sich im Freistaat Bayern befinden, und für die Koordinierung und 
Steuerung der Maßnahmen und Verfahren zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele zustän-
dig. 2Soweit dabei die Bewirtschaftung und Nutzung land- und forstwirtschaftlich oder fi-
schereilich genutzter Flächen betroffen ist, sind die jeweils zuständigen Fachbehörden zu 

Teil 6 
Zuständigkeit, Verfahren 

 
Art. 63 

Sachliche und örtliche Zuständigkeit 
 

(1) 1Der Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes, des Abwasserabgabengesetzes, dieses Ge-
setzes und der auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen ist grundsätzlich 
Aufgabe des Staates. 2Der Vollzug obliegt, soweit nichts anderes bestimmt ist, den Kreisver-
waltungsbehörden. 3Sie sind zuständige Behörde im Sinn dieser Gesetze. 43Werden einer 
kreisangehörigen Gemeinde nach Art. 53 Abs. 2 BayBO Aufgaben der unteren Bauaufsichts-
behörde übertragen, ist sie im Umfang der Übertragung Kreisverwaltungsbehörde nach Satz 
1, soweit für den Vollzug eine Große Kreisstadt zuständig wäre. 
 

(2) 1Für die Erteilung von Zulassungen für die Errichtung, den Betrieb und die Modernisie-
rung folgender Anlagen zur Nutzung von Wasserkraft, auch soweit sie Nebeneinrichtungen 
betreffen, die in einem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang stehen, ist die Regie-
rung zuständig: 
1. Anlagen ab einer installierten Leistung von 1 000 Kilowatt,  
2. Pumpspeicherkraftwerke,  
3. Anlagen innerhalb eines Aus- und Einleitungssystems, wenn sich dieses System über 

mehr als den örtlichen Zuständigkeitsbereich einer Kreisverwaltungsbehörde erstreckt, 
oder 

4. Anlagen an grenzbildenden Gewässerstrecken zu einem anderen Land oder einem aus-
wärtigen Staat, sowie Anlagen, die den ordnungsgemäßen Wasserhaushalt auf dem Ge-
biet eines anderen Landes oder eines auswärtigen Staates wesentlich beeinflussen kön-
nen.  

²Die Regierungen sind für den Vollzug der Zulassungen nach Satz 1 und die Gewässerauf-
sicht an Anlagen nach Satz 1 zuständig. 
 

(32) 1Das Staatsministerium ist unter Mitwirkung der nachgeordneten Fachbehörden für 
die Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne und Maßnah-
menprogramme sowie der Hochwasserrisikomanagementpläne in den Teilbereichen der 
Flussgebietseinheiten, die sich im Freistaat Bayern befinden, und für die Koordinierung und 
Steuerung der Maßnahmen und Verfahren zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele zustän-
dig. 2Soweit dabei die Bewirtschaftung und Nutzung land- und forstwirtschaftlich oder fi-
schereilich genutzter Flächen betroffen ist, sind die jeweils zuständigen Fachbehörden zu 
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beteiligen. 3Bewilligungsbehörden für den Geldausgleich nach Art. 21 Abs. 3 sind die Ämter 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
 
 
 
 
 
 

(3) 1Das LfU und die Wasserwirtschaftsämter sind wasserwirtschaftliche Fachbehörden. 
2Sie wirken beim Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes mit, soweit 
nicht wasserwirtschaftliche Fachaufgaben den Kreisverwaltungsbehörden übertragen sind. 
3Sie haben außerdem, unbeschadet der Zuständigkeit sonstiger Behörden, die fachlichen 
Belange der Wasserwirtschaft in anderen Verfahren zu vertreten. 
 
 

(4) 1Für den Vollzug der §§ 52 bis 63 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen ist das LfU zuständig. 2Sachverständigenorganisationen sowie 
Güte- und Überwachungsgemeinschaften mit Sitz in Bayern werden vom LfU anerkannt. 
3Sie unterliegen der Aufsicht durch das LfU. 
 

(5) 1Ist eine Rechtsverordnung, zu deren Erlass die Kreisverwaltungsbehörden aufgrund 
wasserrechtlicher Vorschriften zuständig sind, für das Gebiet mehrerer Kreisverwaltungsbe-
hörden aufgrund wasserrechtlicher Vorschriften erforderlich, handelt die Kreisverwaltungs-
behörde, in deren Gebiet der überwiegende Teil des Geltungsbereichs liegt. 2Die Rechtsver-
ordnung ergeht im Einvernehmen mit den anderen betroffenen Kreisverwaltungsbehörden 
und ist auch in deren Amtsbezirken amtlich bekannt zu machen. 3Bestehen Zweifel über die 
örtliche Zuständigkeit, kann die gemeinsame nächst höhere Behörde die zuständige Be-
hörde durch Rechtsverordnung bestimmen. 4Ist auch eine Behörde eines anderen Landes 
zuständig, so kann das Staatsministerium mit der zuständigen Behörde des anderen Landes 
eine gemeinsame zuständige Behörde vereinbaren. 
 

(6) Einheitliche Stelle im Sinne des § 11a Abs. 2 WHG sind die für den wasserrechtlichen 
Vollzug zuständigen Behörden nach Abs. 1. 
 
 
 
 
 

beteiligen. 3Bewilligungsbehörden für den Geldausgleich nach Art. 21 Abs. 3 sind die Ämter 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
 

(4) Entscheidungen nach Art. 94 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b in Verbindung mit § 163 der Abga-
benordnung (AO) bedürfen  
1. bei Beträgen von über 10 000 € bis 50 000 € des Einvernehmens der Regierung,  
2. bei Beträgen von über 50 000 € bis 200 000 € des Einvernehmens des Staatsministeri-

ums und  
3. bei Beträgen von über 200 000 € oder in Fällen von grundsätzlicher Bedeutung des Ein-

vernehmens des Staatsministeriums und des Staatsministeriums der Finanzen und für 
Heimat. 

 
(53) 1Das LfU und die Wasserwirtschaftsämter sind wasserwirtschaftliche Fachbehörden. 

2Sie wirken beim Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes mit, soweit 
nicht wasserwirtschaftliche Fachaufgaben den Kreisverwaltungsbehörden übertragen sind. 
3Sie haben außerdem, unbeschadet der Zuständigkeit sonstiger Behörden, die fachlichen 
Belange der Wasserwirtschaft in anderen Verfahren zu vertreten. 4Sätze 1 bis 3 gelten für 
Entscheidungen nach dem Abwasserabgabengesetz und Teil 7 Abschnitt 3 und 4 entspre-
chend.“ 
 

(64) 1Für den Vollzug der §§ 52 bis 63 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen ist das LfU zuständig. 2Sachverständigenorganisationen sowie 
Güte- und Überwachungsgemeinschaften mit Sitz in Bayern werden vom LfU anerkannt. 
3Sie unterliegen der Aufsicht durch das LfU. 
 

(75) 1Ist eine Rechtsverordnung, zu deren Erlass die Kreisverwaltungsbehörden aufgrund 
wasserrechtlicher Vorschriften zuständig sind, für das Gebiet mehrerer Kreisverwaltungsbe-
hörden aufgrund wasserrechtlicher Vorschriften erforderlich, handelt die Kreisverwaltungs-
behörde, in deren Gebiet der überwiegende Teil des Geltungsbereichs liegt. 2Die Rechtsver-
ordnung ergeht im Einvernehmen mit den anderen betroffenen Kreisverwaltungsbehörden 
und ist auch in deren Amtsbezirken amtlich bekannt zu machen. 3Bestehen Zweifel über die 
örtliche Zuständigkeit, kann die gemeinsame nächst höhere Behörde die zuständige Be-
hörde durch Rechtsverordnung bestimmen. 4Ist auch eine Behörde eines anderen Landes 
zuständig, so kann das Staatsministerium mit der zuständigen Behörde des anderen Landes 
eine gemeinsame zuständige Behörde vereinbaren. 

 
(86) Einheitliche Stelle im Sinne des § 11a Abs. 2 oder § 70a Abs. 2 Satz 1 WHG sind die 

für den wasserrechtlichen Vollzug zuständigen Behörden nach Abs. 1. 
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Bayerisches Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 2003 (GVBl. S. 730, BayRS 753-7-

U),  
das zuletzt durch § 1 Abs. 326 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 

worden ist 

 

Art. 11 
Zuständige Behörden 

 
(1) 1Der Vollzug des Abwasserabgabengesetzes und dieses Gesetzes obliegt, soweit nichts 

anderes bestimmt ist, den Kreisverwaltungsbehörden. 2Sie sind zuständige Behörden im 
Sinn dieser Gesetze. 3Art. 63 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 4 BayWG gelten für Entscheidungen 
nach dem Abwasserabgabengesetz und diesem Gesetz entsprechend. 4Zuständig für Ent-
scheidungen nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b, § 163 der Abgabenordnung (AO) ist das 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz oder die von ihm bestimmte Kreis-
verwaltungsbehörde. 
 

(2) Für die Annahme und Buchung der Zahlungen, die Festsetzung und Anforderung der 
Zinsen und Säumniszuschläge, die Mahnung und die Einleitung des Vollstreckungsverfah-
rens ist die Staatsoberkasse Bayern in Landshut zuständig. 
 

 
 
 
 
 
 
 

Art. 63a  
Zuständigkeit der Staatsoberkasse 

 
1Der kassenmäßige Vollzug der jeweiligen Erhebung der Wassernutzungsgebühr, des 

Wasserentnahmeentgelts und der Abwasserabgabe obliegt der Staatsoberkasse Bayern in 
Landshut. 2Zum kassenmäßigen Vollzug gehören die Annahme und Buchung der Zahlungen, 
die Festsetzung und Anforderung der Zinsen und Säumniszuschläge, die Mahnung und die 
Einleitung des Vollstreckungsverfahrens. 

Verordnung über die Gebühren für die Nutzung staatseigener Gewässer (WNGebO) 
Vom 7. November 1995 (GVBl. S. 766, BayRS 753-1-2-U), die zuletzt  

durch § 8 der Verordnung vom 30. August 2005 (GVBl. S. 468) geändert worden ist 
 

§ 7 
Gebührenerhebung 

 
1Die Nutzungsgebühr wird von der Dienststelle des Landesamts für Finanzen, in deren Zu-

ständigkeitsbereich die Gewässerbenutzung stattfindet, erhoben. 2Die für die Gebührener-
hebung zuständige Behörde entscheidet auch in den Fällen des § 5 Nr. 2. 3Die Zuständigkei-
ten der Finanzämter und der Behörden, die den Gebührenbescheid erlassen haben, zur An-
ordnung und Durchführung der Vollstreckung der Nutzungsgebühren nach dem Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz bleiben unberührt. 4Der kassen-
mäßige Vollzug der Gebührenerhebung obliegt der Staatsoberkasse Bayern in Landshut. 
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Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 

Vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130) BayRS 753-1-U 
Vollzitat nach RedR: Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 

66, 130, BayRS 753-1-U),  
das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geän-
dert worden ist 

 

Art. 64 
Besondere Zuständigkeit bei integrierten Verfahren 

(Abweichend von § 19 Abs. 2 WHG) 

(1) 1Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gewässern vor, so entschei-
den die Bergbehörden im Einvernehmen mit den Kreisverwaltungsbehörden über die Er-
laubnis und über die Bewilligung. 2Sie entscheiden auch über die Benutzung von Gruben-
wässern für andere als bergbauliche Zwecke. 
 

(2) 1Wird für ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gewässers verbunden ist, ein 
immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren durchgeführt, so entscheidet die für 
die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zuständige Behörde auch über 
die Erteilung der Erlaubnis oder Bewilligung. 2Für die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilli-
gung gilt § 10 Abs. 5 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechend. 3Im Rahmen der 
Antragsberatung ist auf eine einheitliche Antragstellung für die durchzuführenden Verfah-
ren hinzuwirken. 4Die Erlaubnis oder Bewilligung kann mit der Genehmigung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz in einem Bescheid zusammengefasst werden. 
 
 

Art. 64 
Besondere Zuständigkeit bei integrierten Verfahren 

(Abweichend von § 19 Abs. 2 WHG) 

(1) 1Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gewässern vor, so entschei-
den die Bergbehörden im Einvernehmen mit den Kreisverwaltungsbehörden über die Er-
laubnis und über die Bewilligung. 2Sie entscheiden auch über die Benutzung von Gruben-
wässern für andere als bergbauliche Zwecke. 
 

(2) 1Wird für ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gewässers verbunden ist, ein 
immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren durchgeführt, so entscheidet die für 
die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zuständige Behörde auch über 
die Erteilung der Erlaubnis oder Bewilligung. 2Für die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilli-
gung gelten die für das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren maßgeblichen 
Verfahrensvorschriften zur Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit entsprechend. 
Für die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung gilt § 10 Abs. 5 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes entsprechend. 3Im Rahmen der Antragsberatung ist auf eine einheitliche An-
tragstellung für die durchzuführenden Verfahren hinzuwirken. 4Die Erlaubnis oder Bewilli-
gung kann mit der Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz in einem Be-
scheid zusammengefasst werden. 
 

Art. 67 
Antragstellung, Pläne 

 
(1) Werden Benutzungen ohne die erforderliche Erlaubnis oder Bewilligung ausgeübt, Ge-

wässer oder Anlagen ohne die erforderliche Planfeststellung, Genehmigung, Eignungsfest-
stellung oder Bauartzulassung ausgebaut, errichtet, eingebaut, verwendet oder geändert, 
so kann die Verwaltungsbehörde verlangen, dass ein entsprechender Antrag gestellt wird. 
 

Art. 67 
Antragstellung, Pläne 

 
(1) Werden Benutzungen ohne die erforderliche Erlaubnis oder Bewilligung ausgeübt, Ge-

wässer oder Anlagen ohne die erforderliche Planfeststellung, Genehmigung, Eignungsfest-
stellung oder Bauartzulassung ausgebaut, errichtet, eingebaut, verwendet oder geändert, 
so kann die Verwaltungsbehörde verlangen, dass ein entsprechender Antrag gestellt wird. 
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(2) 1Die für die Entscheidung oder Regelung der Verwaltungsbehörde erforderlichen 

Pläne mit Beilagen hat der vorzulegen, der die Entscheidung beantragt oder in dessen Inte-
resse, insbesondere zum Schutz der öffentlichen Trinkwasserversorgung und von Heilquel-
len, sie ergehen soll. 2Art und Zahl der in den einzelnen Verfahren erforderlichen Pläne und 
Beilagen bestimmt das Staatsministerium durch Rechtsverordnung. 
 

(2) 1Die für die Entscheidung oder Regelung der Verwaltungsbehörde erforderlichen 
Pläne mit Beilagen hat der vorzulegen, der die Entscheidung beantragt oder in dessen Inte-
resse, insbesondere zum Schutz der öffentlichen Trinkwasserversorgung und von Heilquel-
len, sie ergehen soll. 2Art, Form und Zahl der in den einzelnen Verfahren erforderlichen 
Pläne und Beilagen bestimmt das Staatsministerium durch Rechtsverordnung. 
 

Art. 69 
Verfahrensbestimmungen 

(Abweichend von § 18 Abs. 2, § 21 Abs. 1, § 70 Abs. 1 WHG) 
 
 
 
 

1Soweit das Wasserhaushaltsgesetz auf Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes verweist, finden die entsprechenden Regelungen des Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes Anwendung. 2Für das Bewilligungsverfahren, das Verfahren für eine Erlaubnis 
nach § 15 WHG und das Verfahren für eine Genehmigung nach Art. 35 gelten Art. 72 bis 78 
BayVwVfG entsprechend. 3Besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung, muss das Verfahren den Anforderungen des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung entsprechen. 4Sind Privatrechte streitig, kann den Beteiligten 
aufgegeben werden, eine Entscheidung des ordentlichen Gerichts herbeizuführen. 
 

Art. 69 
Verfahrensbestimmungen 

(Abweichend von § 18 Abs. 2, § 21 Abs. 1, § 70 Abs. 1 WHG) 
 

(1) Verfahren nach diesem Gesetz sind als digitale Verwaltungsverfahren durchgeführt 
werden. 
 

(2) 1Soweit das Wasserhaushaltsgesetz auf Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensge-
setzes verweist, finden die entsprechenden Regelungen des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes Anwendung. 2Für das Bewilligungsverfahren, das Verfahren für eine Erlaub-
nis nach § 15 WHG und das Verfahren für eine Genehmigung nach Art. 35 gelten Art. 72 bis 
78 BayVwVfG entsprechend.1Soweit das Wasserhaushaltsgesetz auf Bestimmungen des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes verweist, finden die entsprechenden Regelungen des Baye-
rischen Verwaltungsverfahrensgesetzes Anwendung. 2Für das Bewilligungsverfahren, das 
Verfahren für eine Erlaubnis nach § 15 WHG und das Verfahren für eine Genehmigung nach 
Art. 35 gelten Art. 72 bis 78 BayVwVfG entsprechend. 3Sieht das Bayerische Verwaltungs-
verfahrensgesetz die öffentliche oder ortsübliche Bekanntmachung sowie die Auslegung 
von Unterlagen vor, werden diese dadurch bewirkt, dass der Inhalt der Bekanntmachung 
und die Unterlagen auf der Internetseite der nach Art. 63 Abs. 1 und 2 zuständigen Behörde 
zugänglich gemacht werden; auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt. 4Die Anhörungsbehörde kann auf eine 
Erörterung nach Art. 73 Abs. 6 Satz 1 BayVwVfG verzichten. 5Besteht eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, muss das Verfahren den Anforderun-
gen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) entsprechen. 6Sind Pri-
vatrechte streitig, kann den Beteiligten aufgegeben werden, eine Entscheidung des or-
dentlichen Gerichts herbeizuführen. 3Besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung, muss das Verfahren den Anforderungen des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung entsprechen. 4Sind Privatrechte streitig, kann den Betei-
ligten aufgegeben werden, eine Entscheidung des ordentlichen Gerichts herbeizuführen. 
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(3) Die zuständige Behörde kann in Planfeststellungsverfahren und Verfahren nach Abs. 2 

Satz 2 auf Vorschlag oder mit Zustimmung des Trägers des Vorhabens und auf dessen Kos-
ten einen Dritten (Projektmanager) mit der Vorbereitung und Durchführung insbesondere 
folgender Verfahrensschritte beauftragen:  
1. der Erstellung von Verfahrensleitplänen unter Bestimmung von Verfahrensabschnit-

ten und Zwischenterminen,  
2. der Fristenkontrolle,  
3. der Koordinierung von erforderlichen Sachverständigengutachten,  
4. dem Qualitätsmanagement der Anträge und Unterlagen der Vorhabenträger,  
5. der Koordinierung der Enteignungs- und Entschädigungsverfahren nach Art. 57,  
6. dem Entwurf eines Anhörungsberichtes,  
7. der ersten Auswertung der eingereichten Stellungnahmen,  
8. der organisatorischen Vorbereitung eines Erörterungstermins,  
9. der Leitung des Erörterungstermins und  
10. dem Entwurf von Entscheidungen. 
 

(4) 1Die zuständige Behörde soll im Falle der Beauftragung eines Projektmanagers mit die-
sem vereinbaren, dass die Zahlungspflicht unmittelbar zwischen Vorhabenträger und Pro-
jektmanager entsteht und eine Abrechnung zwischen diesen erfolgt. 2Der Projektmanager 
ist verpflichtet, die Abrechnungsunterlagen ebenfalls der zuständigen Behörde zu übermit-
teln. 3Die zuständige Behörde prüft, ob die vom Projektmanager abgerechneten Leistungen 
dem jeweiligen Auftrag entsprechen und teilt dem Vorhabenträger das Ergebnis dieser Prü-
fung unverzüglich mit. 4Die Tätigkeit des Projektmanagers ist bei der Entscheidung nach 
dem Kostengesetz angemessen zu berücksichtigen. 

 
(5) Die Entscheidung über den jeweiligen Antrag im Sinne des Abs. 3 liegt allein bei der 

zuständigen Behörde. 
 
(6) 1Das Staatsministerium hat durch Rechtsverordnung nähere Regelungen zur digitalen 

Durchführung der Verfahren nach diesem Gesetz zu erlassen. 2In der Rechtsverordnung sind 
insbesondere Regelungen zu folgenden Bereichen vorzusehen: 
1. zur digitalen Einrichtung von Anträgen, Anzeigen oder Erklärungen sowie allen Verfah-

renshandlungen im jeweiligen wasserrechtlichen Verfahren,  
2. zur Authentifizierung von 

a) Beteiligen, Bevollmächtigen, Beistände, Empfangsbevollmächtigen sowie weite-
ren Personen, die in wasserrechtlichen Verfahren eine Funktion wahrnehmen,  

b) Behörden, Träger öffentlicher Belange, Sachverständigen, Gebietskörperschaften 
und Körperschafen des öffentlichen Rechts, 



 

    Seite 25 von 55 

Stand: 29.07.2025 Gesetz der Staatregierung (Drucksache 19/N.N.) 
Gesetz zur Änderung des Bayerischen Wassergesetzes und  

des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes 
c) Verbänden, Vereinigungen und Organisationen und 
d) Betroffenen, Einwendern und der Öffentlichkeit, 
jeweils entsprechend ihres jeweiligen Mitwirkungs- oder Beteiligungsrechts, 

3. zur Vorgabe der ausschließlich digital vorzunehmenden Verfahrenshandlungen,  
4. zur digitalen Umsetzung einzelnen Verfahrensschritte im jeweiligen wasserrechtlichen 

Verfahren, wie insbesondere die Durchführung einer Öffentlichkeitsbeteiligung, die 
Vorbereitung eines Erörterungstermins oder sonstiger Besprechungen,  

5. zur rein digitalen Durchführung aller wasserrechtlicher Verfahren einschließlich von 
Anzeigen, Informationen und Erklärungen, 

6. zur digitalen Erstellung, Erlass und Bekanntgabe von wasserrechtlichen Rechtsakten 
einschließlich der Zustellung, 

7. zur digitalen Bearbeitung von Rechtsmittel gegen wasserrechtliche Rechtsakte, 
8. zum Inhalt und zur Führung eines digitalen Wasserbuchs,  
9. zur digitalen Archivierung der wasserrechtlichen Akten,  
10. zur Erleichterung der Kontrolle und Überprüfung wasserrechtlicher Rechtsakte mittels 

Digitalisierung, 
11. zur verbindlichen Nutzung von Softwareprogrammen und 
12. zum Zeitpunkt, ab dem die jeweiligen wasserrechtlichen Verfahren vollständig digital 

durchzuführen sind.  
3Satz 2 gilt entsprechend für den Erlass von Rechtsverordnungen und Aufstellung von Plä-
nen gemäß Art. 73. 4Dabei können zur Digitalisierung wasserrechtlicher Verfahren insbeson-
dere von den durch oder aufgrund dieses Gesetzes bestehenden Verfahrens- und Formvor-
schriften Abweichungen vorgesehen werden. 
 

Art. 70 
Erlaubnis mit Zulassungsfiktion 

 
(1) 1Für die folgenden Benutzungen außerhalb von Wasser- und Heilquellenschutzgebie-

ten sowie im Altlastenkataster eingetragener Flächen ist die beschränkte Erlaubnis nach 
Art. 15 im Verfahren nach Art. 42a Abs. 1 BayVwVfG durchzuführen: 
1. Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern oder Ableiten von oberflächennahem, nicht 

gespannten Grundwasser für thermische Nutzungen bis einschließlich 50 kJ/s (bis zu 
etwa drei Wohneinheiten) und Wiedereinleiten des abgekühlten oder erwärmten und 
in seiner Beschaffenheit nicht weiter veränderten Wassers in das oberflächennahe 
Grundwasser; Einbringen von Stoffen in das oberflächennahe, nicht gespannte Grund-
wasser für thermische Nutzungen bis einschließlich 50 kJ/s; 

2. Einleiten von in Kleinkläranlagen behandeltem Hausabwasser oder ähnlichem Schmutz-
wasser bis acht Kubikmeter je Tag in ein Gewässer, wenn das Bauvorhaben in einem 

Art. 70 
Erlaubnis mit Zulassungsfiktion 

 
(1) 1Für die folgenden Benutzungen außerhalb von Wasser- und Heilquellenschutzgebie-

ten sowie im Altlastenkataster eingetragener Flächen ist die beschränkte Erlaubnis nach 
Art. 15 im Verfahren nach Art. 42a Abs. 1 BayVwVfG durchzuführen: 
1. Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern oder Ableiten von oberflächennahem, nicht 

gespannten Grundwasser für thermische Nutzungen bis einschließlich 50 kJ/s (bis zu 
etwa drei Wohneinheiten) und Wiedereinleiten des abgekühlten oder erwärmten und 
in seiner Beschaffenheit nicht weiter veränderten Wassers in das oberflächennahe 
Grundwasser; Einbringen von Stoffen in das oberflächennahe, nicht gespannte Grund-
wasser für thermische Nutzungen bis einschließlich 50 kJ/s; 

2. Einleiten von in Kleinkläranlagen behandeltem Hausabwasser oder ähnlichem Schmutz-
wasser bis acht Kubikmeter je Tag in ein Gewässer, wenn das Bauvorhaben in einem 
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von der Kreisverwaltungsbehörde im Einvernehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt 
und nach Anhörung des Trägers der Abwasserentsorgung bezeichneten Gebiet liegt und 
dabei bekannt gegebene Anforderungen an die Abwasserbeseitigung erfüllt werden; 
die Vorschriften über die Bekanntmachung kommunaler Satzungen gelten für die Be-
zeichnung entsprechend; 

3. Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern oder Ableiten, Aufstauen, Absenken und Um-
leiten von oberflächennahem Grundwasser für einen vorübergehenden Zweck und 
Wiedereinleiten ohne nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften in das oberflä-
chennahe Grundwasser oder, wenn das Wiedereinleiten nicht oder nur unter unzumut-
barem Aufwand möglich ist, in ein oberirdisches Gewässer; 

4. Einleiten von Regenerationsmitteln in das Grundwasser zur ordnungsgemäßen Brun-
nenregeneration; 

5. Zutagefördern von Grundwasser für die Durchführung von Pumpversuchen für die öf-
fentliche Wasserversorgung und Wiedereinleiten ohne nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften in das Grundwasser oder, wenn das nicht möglich oder nur unter unzu-
mutbarem Aufwand möglich ist, in ein oberirdisches Gewässer; 

6. Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern oder Ableiten von oberflächennahem oder 
freigelegtem Grundwasser zum Zweck der Kies- oder Sandwäsche im Rahmen eines im 
gleichen Gebiet zugelassenen Kies- oder Sandabbaus und Wiedereinleiten des Wasch-
wassers ohne weitere nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften in das Grundwas-
ser oder, wenn das nicht möglich oder nur unter unzumutbarem Aufwand möglich ist, 
in ein oberirdisches Gewässer. 

2Entscheidet die zuständige Behörde nicht innerhalb der Frist nach Art. 42a Abs. 2 
BayVwVfG, gilt die Erlaubnis als erteilt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) 1Die Frist nach Art. 42a Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG beginnt, wenn der Antrag 
1. den genauen Ort der Benutzungen durch einen Übersichts- und Lageplan nach Maß-

gabe der Rechtsverordnung nach Art. 67 Abs. 2 Satz 2, 
2. die benutzten Gewässer, 

von der Kreisverwaltungsbehörde im Einvernehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt 
und nach Anhörung des Trägers der Abwasserentsorgung bezeichneten Gebiet liegt und 
dabei bekannt gegebene Anforderungen an die Abwasserbeseitigung erfüllt werden; 
die Vorschriften über die Bekanntmachung kommunaler Satzungen gelten für die Be-
zeichnung entsprechend; 

3. Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern oder Ableiten, Aufstauen, Absenken und Um-
leiten von oberflächennahem Grundwasser für einen vorübergehenden Zweck und 
Wiedereinleiten ohne nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften in das oberflä-
chennahe Grundwasser oder, wenn das Wiedereinleiten nicht oder nur unter unzumut-
barem Aufwand möglich ist, in ein oberirdisches Gewässer; 

4. Einleiten von Regenerationsmitteln in das Grundwasser zur ordnungsgemäßen Brun-
nenregeneration; 

5. Zutagefördern von Grundwasser für die Durchführung von Pumpversuchen für die öf-
fentliche Wasserversorgung und Wiedereinleiten ohne nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften in das Grundwasser oder, wenn das nicht möglich oder nur unter unzu-
mutbarem Aufwand möglich ist, in ein oberirdisches Gewässer; 

6. Entnehmen, Zutageleiten, Zutagefördern oder Ableiten von oberflächennahem oder 
freigelegtem Grundwasser zum Zweck der Kies- oder Sandwäsche im Rahmen eines im 
gleichen Gebiet zugelassenen Kies- oder Sandabbaus und Wiedereinleiten des Wasch-
wassers ohne weitere nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften in das Grundwas-
ser oder, wenn das nicht möglich oder nur unter unzumutbarem Aufwand möglich ist, 
in ein oberirdisches Gewässer,Gewässer. 

7. Entnehmen von Wasser aus Gewässern erster und zweiter Ordnung für Zwecke des vor-
beugenden Brandschutzes. 

2Satz 1 Nr. 1 Variante 1 und Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 finden auch Anwen-
dung, sofern zusätzlich zur thermischen Nutzung oder der Einleitung des in Kleinkläranlagen 
behandelten Schmutzwassers eine erlaubnisfreie Benutzung des Gewässers über die je-
weils selbe Benutzungsanlage erfolgt. 32Entscheidet die zuständige Behörde nicht innerhalb 
der Frist nach Art. 42a Abs. 2 BayVwVfG, gilt die Erlaubnis als erteilt. 4Satz 3 findet keine 
Anwendung, wenn der Antragsteller vor Ablauf der Entscheidungsfrist gegenüber der Be-
hörde in Textform auf den Eintritt der Genehmigungsfiktion verzichtet hat. 5Art. 42a Abs. 2 
Satz 3 und 4 BayVwVfG finden in den Fällen von Satz 1 Nr. 1 keine Anwendung. 
 

(2) 1Die Frist nach Art. 42a Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG beginnt, wenn der Antrag 
1. den genauen Ort der Benutzungen durch einen Übersichts- und Lageplan nach Maß-

gabe der Rechtsverordnung nach Art. 67 Abs. 2 Satz 2, 
2. die benutzten Gewässer, 
3. den Beginn und das Ende der Benutzungen bezeichnet und 
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3. den Beginn und das Ende der Benutzungen bezeichnet und 
4. eine Kurzbeschreibung der verwendeten Anlagen und der Einrichtungen mit Angaben 

der damit maximal entnehmbaren oder einleitbaren Mengen und gegebenenfalls des 
Absenktrichters, bei Erdaufschlüssen zusätzlich mit Angabe der Eindringtiefe und der 
Art der Abdichtung, gegebenenfalls mit Angabe der verwendeten Wärmeträgerflüssig-
keiten, 

5. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 und 2 ein Gutachten eines privaten Sachverständigen nach 
Art. 65 

enthält. 2Im Gutachten ist durch den privaten Sachverständigen zu bescheinigen, dass 
1. sich im Fall des Abs. 1 Nr. 1 erste Alternative die Benutzung auf oberflächennahes, nicht 

gespanntes Grundwasser beschränkt und die allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erfüllt sind, 

 
 
2. im Fall des Abs. 1 Nr. 1 zweite Alternative zusätzlich bei Errichtung und Betrieb der zur 

Grundwasserbenutzung verwendeten Anlagen keine Verunreinigung des Grundwassers 
zu besorgen ist, 

3. im Fall des Abs. 1 Nr. 2 die Planung der einzelnen Kleinkläranlage den bekanntgegebe-
nen Anforderungen an die Abwasserbeseitigung, dem Abwasserbeseitigungskonzept 
der Gemeinde und im Übrigen den Anforderungen nach § 60 WHG entspricht. 

3Art. 63 Abs. 3 bleibt im Übrigen unberührt. 
 
 
 
 
 
 

(3) Die nach Abs. 1 erteilte Erlaubnis ergeht unbeschadet Rechte Dritter. 
 

4. eine Kurzbeschreibung der verwendeten Anlagen und der Einrichtungen mit Angaben 
der damit maximal entnehmbaren oder einleitbaren Mengen und gegebenenfalls des 
Absenktrichters, bei Erdaufschlüssen zusätzlich mit Angabe der Eindringtiefe und der 
Art der Abdichtung, gegebenenfalls mit Angabe der verwendeten Wärmeträgerflüssig-
keiten, 

5. in den Fällen des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 ein Gutachten eines privaten Sachverständi-
gen nach Art. 65 

enthält. 2Im Gutachten ist durch den privaten Sachverständigen zu bescheinigen, dass 
1. sich im Fall des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erste Alternative die Benutzung auf oberflächenna-

hes, nicht gespanntes Grundwasser beschränkt und die allgemein anerkannten Regeln 
der Technik für die Errichtung und den Betrieb der Anlage erfüllt sind sowie im Fall des 
Abs. 1 Satz 2 durch die zusätzliche erlaubnisfreie Benutzung keine signifikanten nach-
teiligen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu besorgen sind, 

2. im Fall des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zweite Alternative zusätzlich bei Errichtung und Betrieb 
der zur Grundwasserbenutzung verwendeten Anlagen keine Verunreinigung des 
Grundwassers zu besorgen ist, 

3. im Fall des Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 die Planung der einzelnen Kleinkläranlage den bekannt-
gegebenen Anforderungen an die Abwasserbeseitigung, dem Abwasserbeseitigungs-
konzept der Gemeinde und im Übrigen den Anforderungen nach § 60 WHG entspricht. 

3Art. 63 Abs. 3 bleibt im Übrigen unberührt. 4Wird im Fall von Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nach Ablauf 
einer befristeten beschränkten Erlaubnis eine Wiedererteilung beantragt, ist ein Gutachten 
nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 entbehrlich, wenn der Behörde eine Bestätigung eines privaten 
Sachverständigen nach Art. 65 vorgelegt wird, aus der sich ergibt, dass die Anlage keine 
wesentlichen Abweichungen vom Inhalt der ursprünglichen Erlaubnis aufweist. 5Im Fall von 
Satz 4 greift der private Sachverständige soweit möglich auf bestehende Unterlagen zurück. 
 

(3) Die nach Abs. 1 erteilte Erlaubnis ergeht unbeschadet Rechte Dritter. 

Art. 73 
Erlass von Rechtsverordnungen, Aufstellung von Plänen 

 
(1) 1Rechtsverordnungen nach dem Wasserhaushaltsgesetzes oder diesem Gesetz wer-

den nach den Vorschriften des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes erlassen. 2Für das 
Verfahren können auch Karten in unveränderlicher digitaler Form verwendet werden. 3Eine 
ausreichende Möglichkeit zur Einsichtnahme muss gewährleistet sein. 

 

Art. 73 
Erlass von Rechtsverordnungen, Aufstellung von Plänen 

 
(1) 1Rechtsverordnungen nach dem Wasserhaushaltsgesetzes oder diesem Gesetz wer-

den nach den Vorschriften des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes erlassen. 2Für das 
Verfahren können auch Karten in unveränderlicher digitaler Form verwendet werden. 3Eine 
ausreichende Möglichkeit zur Einsichtnahme muss gewährleistet sein. 
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(2) Die Grenzen des Geltungsbereichs einer Rechtsverordnung nach §§ 51, 53, 76WHG, 

Art. 18 und 31 Abs. 3 sind, soweit erforderlich, durch den, in dessen Interesse die Rechts-
verordnung erlassen wurde, sonst durch die erlassende Behörde in der Natur in geeigneter 
Weise kenntlich zu machen. 

 
(3) 1Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung nach §§ 51, 53, 76 WHG und Art. 31 Abs. 3 

führt die zuständige Behörde ein Anhörungsverfahren entsprechend Art. 73 Abs. 2 bis 8 
BayVwVfG durch. 2Wer Bedenken oder Anregungen vorgebracht hat, die beim Erlass der 
Rechtsverordnung nicht berücksichtigt wurden, ist über die Gründe zu unterrichten. 
 

(2) Die Grenzen des Geltungsbereichs einer Rechtsverordnung nach §§ 51, 53, 76WHG, 
Art. 18 und 31 Abs. 3 sind, soweit erforderlich, durch den, in dessen Interesse die Rechts-
verordnung erlassen wurde, sonst durch die erlassende Behörde in der Natur in geeigneter 
Weise kenntlich zu machen. 

 
(3) 1Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung nach §§ 51, 53, 76 WHG und Art. 31 Abs. 3 

führt die zuständige Behörde ein Anhörungsverfahren entsprechend Art. 73 Abs. 2 bis 8 
BayVwVfG durch. ²Art. 69 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. ³Die Anhörungsbehörde kann auf 
eine Erörterung nach Art. 73 Abs. 6 Satz 1 BayVwVfG verzichten. 4Das Verfahren nach Satz 1 
ist nicht anwendbar, wenn der Verordnungsentwurf entweder eine bestehende Rechtsver-
ordnung ändert und durch diese Änderung Belange von Betroffenen nicht wesentlich be-
rührt werden oder eine Rechtsverordnung aufhebt. 5Der Begünstigte ist vorher anzuhören. 
6Eine Verletzung der Vorschriften des Anhörungsverfahrens nach Satz 1 ist unbeachtlich, 
wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung das Ergebnis des Verfahrens nicht beeinflusst 
hat. 7Rechtsverordnungen nach Satz 1 können durch ein ergänzendes Verfahren zur Behe-
bung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 82Wer Bedenken oder Anre-
gungen vorgebracht hat, die beim Erlass der Rechtsverordnung nicht berücksichtigt wurden, 
ist über die Gründe zu unterrichten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Teil 7 
Gewässerbenutzungsabgaben 

 
Abschnitt 1 

Wassernutzungsgebühr 
 

Verordnung über die Gebühren für die Nutzung staatseigener Gewässer (WNGebO) 
Vom 7. November 1995 (GVBl. S. 766, BayRS 753-1-2-U), die zuletzt  

durch § 8 der Verordnung vom 30. August 2005 (GVBl. S. 468) geändert worden ist 
 

 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 
(1) 1Der Freistaat Bayern erhebt für die der Wasserkraftnutzung dienenden Gewässerbe-

nutzungen (Aufstauen, Absenken, Ableiten und Einleiten von Wasser) staatseigener Gewäs-
ser eine Nutzungsgebühr, wenn die mittlere Leistung 1 100 kW übersteigt. 2Bei Gewässern, 

Art. 74 
Gebührenpflicht und -schuldner 

 
(1) 1Der Freistaat Bayern erhebt für die der Wasserkraftnutzung dienenden Gewässerbe-

nutzungen (Aufstauen, Absenken, Ableiten und Einleiten von Wasser) staatseigener Gewäs-
ser eine Nutzungsgebühr, wenn die mittlere Leistung 1 100 kW übersteigt. 2Bei Gewässern, 
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die von der Bayerischen Staatsforsten verwaltet werden, tritt an Stelle einer Nutzungsge-
bühr ein durch privatrechtlichen Vertrag festzulegendes Entgelt. 

 
(2) 1Eine Nutzungsgebühr wird nicht erhoben, soweit dem Benutzer ein Recht auf unent-

geltliche Nutzung des Gewässers zusteht oder ein solches Recht auf Grund einer in die Zeit 
vor dem 1. Januar 1908 zurückreichenden tatsächlichen unentgeltlichen Nutzung anzuneh-
men ist oder soweit bestehende vertragliche Regelungen entgegenstehen. 2Die Gebühren-
freiheit bleibt im Umfang der bisherigen Nutzung auch bestehen, wenn die der Nutzung die-
nende Anlage geändert oder erneuert wird. 3Es bleibt auch die auf den bisherigen Nut-
zungsumfang entfallende Verbesserung des technischen Wirkungsgrades gebührenfrei. 
 

§ 3 
Dauer der Gebührenpflicht; Fälligkeit 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt und endet mit der Wirksamkeit der Gestattung; soweit 

keine Gestattung vorliegt, mit dem erstmaligen Beginn und dem Ende der Nutzung. 
 
 

§ 4 
Schuldner der Nutzungsgebühr 

 
(1) 1Die Nutzungsgebühr schuldet der Benutzer, dem die Gestattung erteilt wurde. 2Geht 

die Gestattung auf einen anderen Benutzer über, so hat dieser die Nutzungsgebühr vom Be-
ginn des auf den Übergang folgenden Kalenderjahres an zu zahlen. 3Er haftet jedoch ge-
samtschuldnerisch mit dem bisherigen Benutzer für bereits fällig gewordene Nutzungsge-
bühren. 
 

(2) Nutzen mehrere gemeinschaftlich Gewässer ohne Gestattung, so haften sie gesamt-
schuldnerisch für die Nutzungsgebühr. 

die von den Bayerischen Staatsforsten verwaltet werden, tritt an Stelle einer Nutzungsge-
bühr ein durch privatrechtlichen Vertrag festzulegendes Entgelt.  
 

(2) 1Eine Nutzungsgebühr wird nicht erhoben, soweit dem Benutzer ein Recht auf unent-
geltliche Nutzung des Gewässers zusteht oder ein solches Recht auf Grund einer in die Zeit 
vor dem 1. Januar 1908 zurückreichenden tatsächlichen unentgeltlichen Nutzung anzuneh-
men ist oder soweit bestehende vertragliche Regelungen entgegenstehen. 2Die Gebühren-
freiheit bleibt im Umfang der bisherigen Nutzung auch bestehen, wenn die der Nutzung die-
nende Anlage geändert oder erneuert wird. 3Es bleibt auch die auf den bisherigen Nut-
zungsumfang entfallende Verbesserung des technischen Wirkungsgrades gebührenfrei. 
 
 
 
 

(3) Die Gebührenpflicht beginnt und endet mit der Wirksamkeit der Zulassung; soweit 
keine Zulassung vorliegt, mit dem erstmaligen Beginn und dem Ende der Nutzung. 
 
 
 
 
 

(4) 1Die Nutzungsgebühr schuldet der Benutzer, dem die Zulassung erteilt wurde. 2Geht 
die Zulassung auf einen anderen Benutzer über, so hat dieser die Nutzungsgebühr vom Be-
ginn des auf den Übergang folgenden Kalenderjahres an zu zahlen. 3Er haftet jedoch ge-
samtschuldnerisch mit dem bisherigen Benutzer für bereits fällig gewordene Nutzungsge-
bühren. 
 

(5) Nutzen mehrere gemeinschaftlich Gewässer ohne erforderliche Zulassung, so haften 
sie gesamtschuldnerisch für die Nutzungsgebühr. 

§ 2 
Höhe der Gebühr 

 
Die Höhe der Gebühr bemißt sich nach der Anlage zu dieser Verordnung (Nutzungsgebüh-

renverzeichnis). 
 

§ 3 
Dauer der Gebührenpflicht; Fälligkeit 

 

Art. 75 
Höhe der Gebühr, Berechnung, Fälligkeit 

 
(1) Die Höhe der Gebühr bemisst sich nach der Anlage 3 (Nutzungsgebührenverzeichnis). 
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(2) 1Die Nutzungsgebühren werden für je ein Kalenderjahr als Jahresgebühr berechnet. 

2Beginnt oder endet die Gebührenpflicht im Lauf eines Kalenderjahres, so wird ein Zwölftel 
der Jahresgebühr für jeden angefangenen Monat der Gebührenpflicht berechnet. 3Die Jah-
resgebühr wird am 2. Januar jeden Jahres, Teiljahresgebühren werden am letzten Tag des 
Monats fällig, in dem die Gebührenpflicht begonnen hat. 
 

(2) 1Die Nutzungsgebühren werden für je ein Kalenderjahr als Jahresgebühr berechnet. 
2Beginnt oder endet die Gebührenpflicht im Lauf eines Kalenderjahres, so wird ein Zwölftel 
der Jahresgebühr für jeden angefangenen Monat der Gebührenpflicht berechnet. 
 

(3) Die Jahresgebühr wird am 2. Januar jeden Jahres, Teiljahresgebühren werden am letz-
ten Tag des Monats fällig, in dem die Gebührenpflicht begonnen hat. 
 

§ 6 
Festsetzungsverfahren 

 
(1) Die Nutzungsgebühr und die Zinsen nach § 5 Nr. 1 werden von der Behörde festge-

setzt, die für die Gestattung der gebührenpflichtigen Nutzung zuständig ist. 
 

(2) Wird der Gebührenbescheid gleichzeitig mit dem Erlaubnis- oder Bewilligungsbe-
scheid erlassen, so soll er mit diesem verbunden werden. 
 

Art. 76 
Festsetzung 

 
(1) Die Nutzungsgebühr und die Zinsen nach Art. 97 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 werden von der Be-

hörde festgesetzt, die für die Zulassung der gebührenpflichtigen Nutzung zuständig ist.  
 
(2) Wird der Gebührenbescheid gleichzeitig mit dem Erlaubnis- oder Bewilligungsbe-

scheid erlassen, so soll er mit diesem verbunden werden. 
 

§ 7 
Gebührenerhebung 

 
1Die Nutzungsgebühr wird von der Dienststelle des Landesamts für Finanzen, in deren Zu-

ständigkeitsbereich die Gewässerbenutzung stattfindet, erhoben. 2Die für die Gebührener-
hebung zuständige Behörde entscheidet auch in den Fällen des § 5 Nr. 2. 3Die Zuständigkei-
ten der Finanzämter und der Behörden, die den Gebührenbescheid erlassen haben, zur An-
ordnung und Durchführung der Vollstreckung der Nutzungsgebühren nach dem Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz bleiben unberührt. 4Der kassen-
mäßige Vollzug der Gebührenerhebung obliegt der Staatsoberkasse Bayern in Landshut. 
 
 
 
 
 
 

Art. 77 
Gebührenerhebung 

 
1Die Nutzungsgebühr wird von der Dienststelle des Landesamts für Finanzen, in deren Zu-

ständigkeitsbereich die Gewässerbenutzung stattfindet, erhoben. 2Die für die Gebührener-
hebung zuständige Behörde entscheidet auch in den Fällen des Art. 97 Abs. 1. 3Die Zustän-
digkeiten der Finanzämter und der Behörden, die den Gebührenbescheid erlassen haben, 
zur Anordnung und Durchführung der Vollstreckung der Nutzungsgebühren nach dem Baye-
rischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz bleiben unberührt. 
 

Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 
Vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130) BayRS 753-1-U 

Vollzitat nach RedR: Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 
66, 130, BayRS 753-1-U),  

das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geändert worden 
ist 
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Abschnitt 2 
Wasserentnahmeentgelt 

 
Art. 78 

Entgelt für Wasserentnahmen, Ausnahmen 
 

(1) Der Freistaat Bayern erhebt für das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ab-
leiten von Grundwasser (Wasserentnahme) ein zweckgebundenes Wasserentnahmeentgelt. 
 

(2) Zur Zahlung des Wasserentnahmeentgelts ist verpflichtet, wer im Zeitpunkt einer zu-
lassungspflichtigen Wasserentnahme die Zulassung innehat oder im Sinne des Abs. 1 Was-
ser ohne die erforderliche Zulassung entnimmt (Entgeltpflichtiger). 
 

(3) Ein Entgelt wird nicht erhoben für Wasserentnahmen 
1. zur Gefahrenabwehr gemäß § 8 Abs. 2 WHG, 
2. für Übungen und Erprobungen für Zwecke der Verteidigung oder der Abwehr von Ge-

fahren für die öffentliche Sicherheit gemäß § 8 Abs. 3 WHG, 
3. im Rahmen von Boden- oder Grundwassersanierungen, 
4. für Maßnahmen zu Zwecken des Hochwasserschutzes im Sinn des Art. 39, des Trinkwas-

serschutzes, der staatlichen Überleitung von Wasser aus einem Gewässer in ein anderes 
oder ausschließlich der Ökologie sowie für rein staatliche Zwecke, 

5. die nur einmalig für einen beantragten Zeitraum unter einem Jahr durchgeführt werden, 
6. für zulassungsfreie Benutzungen des Grundwassers gemäß § 46 Abs. 1 WHG oder Art. 29 

Abs. 1, 
7. zur thermischen Nutzung, soweit das Wasser ohne weitere Beeinträchtigung der Was-

serbeschaffenheit dem Grundwasser hilfsweise einem oberirdischen Gewässer unmit-
telbar wieder zugeführt wird, 

8. aus oberflächennahem Grundwasser, bei denen vorher Wasser aus oberirdischen Ge-
wässern künstlich mittels Versickerung diesem Grundwasser zu Zwecken der Reinigung 
zugeführt wurde und die entnommene Grundwassermenge die dem Grundwasser zu-
geführte Wassermenge nicht übersteigt, 

9. aus staatlich anerkannten Heilquellen, soweit das Wasser nicht für die gewerbliche Ge-
tränkeabfüllung oder Getränkeherstellung verwendet wird,  

10. für Zwecke der Fischerei, 
11. für Zwecke der erneuerbaren Energien, 
12. durch Wasser- und Bodenverbände zum Zwecke der landwirtschaftlichen oder garten-

baulichen Bewässerung oder 
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13. soweit die Gesamtwassermenge nicht mehr als 5 000 Kubikmeter im Kalenderjahr je 

Entgeltpflichtigem (Freibetrag) beträgt. 
 

 
 

Art. 79 
Bemessungsgrundlage, Entgeltsätze, Veranlagungszeitraum 

 
(1) 1Das Wasserentnahmeentgelt bemisst sich nach der zugelassenen Jahresmenge der 

Wasserentnahme. 2Abweichend von Satz 1 ist die tatsächlich entnommene Wassermenge 
im Kalenderjahr als Berechnungsgrundlage heranzuziehen, wenn eine rechtzeitige Erklärung 
mit entsprechender Glaubhaftmachung bis spätestens zum 1. März des folgenden Kalender-
jahres über eine durch das Staats-ministerium bereitgestellte Online-Plattform an die zu-
ständige Behörde erfolgt. 3Hilfsweise kann die tatsächliche entnommene Wassermenge im 
Kalenderjahr durch eine Versicherung an Eides Statt gegenüber der zuständigen Behörde 
innerhalb der Frist nach Satz 2 erklärt werden; Art. 27 BayVwVfG ist anwendbar. 4Bei Ent-
nahmen zum Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung reduziert sich die nach Satz 2 mit-
geteilte tatsächlich entnommene Wassermenge um zwei Prozent. 5Ergibt sich die Bemes-
sungsgrundlage nicht aus einer behördlichen Zulassung nach Satz 1 und kann sie auch nicht 
auf andere Weise nachgewiesen wer-den, so kann die zuständige Behörde die Mengen im 
Wege der Schätzung fest-setzen. 6Vor einer Festsetzung des Entgelts auf Grund einer Schät-
zung hat die zuständige Behörde den Entgeltpflichtigen anzuhören. 
 

(2) Das Wasserentnahmeentgelt beträgt 10 Cent je Kubikmeter.  
 

(3) 1Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. 2Im Falle der endgültigen Ein-stellung der 
Wasserentnahme muss die entgeltverpflichtete Person auf die Befugnis aus dem zulassen-
den Bescheid durch schriftliche Erklärung gegenüber der Kreisverwaltungsbehörde endgül-
tig verzichtet haben. 3Die Wasserentnahme gilt frühestens mit Zugang der Erklärung bei der 
Kreisverwaltungsbehörde als eingestellt. 4Wird die Wasserentnahme auf Grund eines Wi-
derrufs oder der Rücknahme eines der Wasserentnahme zulassenden Bescheides einge-
stellt, so gilt die Wasserentnahme frühestens mit Eintritt der Bestandskraft des Aufhe-
bungsbescheides als eingestellt. 
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Art. 80 
Festsetzung, Fälligkeit 

 
(1) 1Die Kreisverwaltungsbehörde setzt das Wasserentnahmeentgelt jährlich durch Be-

scheid gegenüber der entgeltpflichtigen Person von Amts wegen fest (Festsetzungsbe-
scheid). 2Die Festsetzungsfrist beträgt vier Jahre und beginnt mit dem Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Wasserentnahme vorgenommen wird. 3Anfechtungsklagen gegen den 
Festsetzungsbescheid haben keine aufschiebende Wirkung. 
 

(2) Das Wasserentnahmeentgelt ist einen Monat nach Bekanntgabe des Festsetzungsbe-
scheides fällig. 
 

 Art. 81 
Zweckbindung 

 
(1) 1Das Aufkommen aus dem Wasserentnahmeentgelt steht dem Freistaat Bayern, ver-

treten durch das Staatsministerium, zweckgebunden ausschließlich für Maßnahmen des ef-
fektiven Wasser- und Trinkwasserschutzes sowie der nachhaltigen Wasserbewirtschaftung 
zu. 2Insbesondere sollen der Aufwand für Maßnahmen des Trinkwasserschutzes und der 
langfristigen Wassersicherheit in Bayern daraus gedeckt werden.  
 

(2) 1Aus dem Aufkommen des Wasserentnahmeentgelts wird der mit dem Vollzug dieses 
Abschnittes entstehende Verwaltungsaufwand gedeckt. 2Das Nähere bestimmt der Haus-
haltsplan.  
 

(3) 1Zur Deckung des Verwaltungsaufwands, der den Kreisverwaltungsbehörden durch 
den Vollzug dieses Abschnittes entsteht, erhalten die Landkreise und kreisfreien Gemein-
den nach Maßgabe des Haushaltsplans aus dem Aufkommen des Wasserentnahmeentgelts 
pauschale Zuweisungen. 2Die Höhe der Zuweisung legt das Staatsministerium im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat nach Anhörung der kommu-
nalen Spitzenverbände durch Rechtsverordnung fest. 3Sie kann insbesondere bestimmen, 
dass sich die Zuweisung nach einem Anteil an den festgesetzten Abgaben oder der Zahl der 
Bescheide richtet. 
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 Abschnitt 3 

Abwasserabgabe 
 

Unterabschnitt 1 
Bewertungsgrundlagen 

 
Bayerisches Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 2003 (GVBl. S. 730, BayRS 753-7-
U),  

das zuletzt durch § 1 Abs. 326 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 
worden ist 

 

 

Art. 1 
Bewertung von Stickstoff 

(zu § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 1 AbwAG) 
 

Bei einem Überwachungswert für Stickstoff gesamt, der nur bei einer Abwassertempera-
tur von 12° C und größer im Ablauf des biologischen Reaktors der Abwasseranlage oder in 
der Zeit vom 1. Mai bis 31. Oktober einzuhalten ist, wird dieser Wert auch der Bewertung 
der Schädlichkeit von Abwassereinleitungen bei niedrigeren Temperaturen oder während 
der übrigen Zeit des Veranlagungsjahres zugrunde gelegt. 

Art. 82 
Bewertung von Stickstoff 

(Zu § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 1 AbwAG) 
 

Bei einem Überwachungswert für Stickstoff gesamt, der nur bei einer Abwassertempera-
tur von 12° C und größer im Ablauf des biologischen Reaktors der Abwasseranlage oder in 
der Zeit vom 1. Mai bis 31. Oktober einzuhalten ist, wird dieser Wert auch der Bewertung 
der Schädlichkeit von Abwassereinleitungen bei niedrigeren Temperaturen oder während 
der übrigen Zeit des Veranlagungsjahres zugrunde gelegt. 

 
 
 

Art. 3 
Ermittlung auf Grund des Bescheids oder in sonstigen Fällen 

(zu §§ 4, 6 AbwAG) 
 

1Überwachungswerte sind für die Konzentration in Milligramm je Liter, für den Verdün-
nungsfaktor in ganzen Zahlen zu begrenzen oder zu erklären. 2Die Jahresschmutzwasser-
menge ist auf Grund einer amtlichen Schätzung festzusetzen. 3Im Bescheid soll auch die in 
einem bestimmten Zeitraum einzuhaltende Abwassermenge oder Schadstofffracht festge-
setzt werden. 
 

Unterabschnitt 2 
Ermittlung der Schädlichkeit 

 
Art. 83 

Ermittlung auf Grund des Bescheids oder in sonstigen Fällen 
(Zu §§ 4, 6 AbwAG) 

 
1Überwachungswerte sind für die Konzentration in Milligramm je Liter, für den Verdün-

nungsfaktor in ganzen Zahlen zu begrenzen oder zu erklären. 2Die Jahresschmutzwasser-
menge ist auf Grund einer amtlichen Schätzung festzusetzen. 3Im Bescheid soll auch die in 
einem bestimmten Zeitraum einzuhaltende Abwassermenge oder Schadstofffracht festge-
setzt werden. 
 

Art. 4 
Vorbelastung 

(zu § 4 Abs. 3 AbwAG) 
 

Art. 84 
Vorbelastung 

(Zu § 4 Abs. 3 AbwAG) 
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Die Vorbelastung ist für die Zeit nach der Antragstellung (§ 4 Abs. 3 Satz 1 AbwAG) zu be-

rücksichtigen. 
 

Die Vorbelastung ist für die Zeit nach der Antragstellung (§ 4 Abs. 3 Satz 1 AbwAG) zu be-
rücksichtigen. 
 

Art. 5 
Erklärung und Nachweis niedrigerer Werte 

(zu § 4 Abs. 5 AbwAG) 
 

(1) 1Wird nach § 4 Abs. 5 AbwAG gegenüber der Kreisverwaltungsbehörde erklärt, dass 
eine niedrigere als die nach Art. 86 festgesetzte Abwassermenge eingehalten wird, ist auch 
nachzuweisen, welche Schmutzwassermenge sich für den Erklärungszeitraum daraus ergibt. 
2§ 4 Abs. 5 Satz 5 und 6 AbwAG gilt für die Schmutzwassermenge entsprechend. 

 
(2) 1Die Einhaltung des niedriger erklärten Wertes ist durch Messungen im Rahmen der 

Eigenüberwachung nach den hierfür geltenden Bestimmungen nach-zuweisen mit der Maß-
gabe, dass diese Messungen mindestens vierzehntäglich und höchstens täglich durchzufüh-
ren sind. 2Ein nach Satz 1 durchgeführtes Messprogramm gilt als behördlich zugelassen im 
Sinn von § 4 Abs. 5 Satz 5 AbwAG. 3Der Nachweis ist spätestens drei Monate nach Ende des 
nach § 4 Abs. 5 AbwAG erklärten Zeitraums dem Wasserwirtschaftsamt vorzulegen. 
 
 

Art. 85 
Erklärung und Nachweis niedrigerer Werte 

(Zu § 4 Abs. 5 AbwAG) 
 

(1) 1Wird nach § 4 Abs. 5 AbwAG gegenüber der Kreisverwaltungsbehörde erklärt, dass 
eine niedrigere als die nach Art. 86 festgesetzte Abwassermenge eingehalten wird, ist auch 
nachzuweisen, welche Schmutzwassermenge sich für den Erklärungszeitraum daraus ergibt. 
2§ 4 Abs. 5 Satz 5 und 6 AbwAG gilt für die Schmutzwassermenge entsprechend. 

 
(2) 1Die Einhaltung des niedriger erklärten Wertes ist durch Messungen im Rahmen der 

Eigenüberwachung nach den hierfür geltenden Bestimmungen nach-zuweisen mit der Maß-
gabe, dass diese Messungen mindestens vierzehntäglich und höchstens täglich durchzufüh-
ren sind. 2Ein nach Satz 1 durchgeführtes Messprogramm gilt als behördlich zugelassen im 
Sinn von § 4 Abs. 5 Satz 5 AbwAG. 3Der Nachweis ist spätestens drei Monate nach Ende des 
nach § 4 Abs. 5 AbwAG erklärten Zeitraums dem Wasserwirtschaftsamt vorzulegen. 
 

Art. 6 
Abgabe für Niederschlagswasser 

(zu § 7 Abs. 2 AbwAG) 
 

(1) Das Einleiten von Niederschlagswasser bleibt abgabefrei, wenn es aus einer Kanalisa-
tion stammt, in der kein durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonsti-
gen Gebrauch in seinen Eigenschaften verändertes behandlungsbedürftiges Wasser abgelei-
tet wird und die Anforderungen des die Einleitung zulassenden Bescheids erfüllt sind. 
 
 
 

(2) 1Das Einleiten von Niederschlagswasser aus einer Kanalisation im Mischsystem bleibt 
abgabefrei, wenn 
1. diese so bemessen ist, dass je Hektar befestigter Fläche ein Speichervolumen zur Misch-

wasserbehandlung von mindestens fünf Kubikmeter vorhanden ist, 
2.  das zurückgehaltene Mischwasser einer Abwasserbehandlungsanlage zugeführt wird, 

welche die Anforderungen nach § 7a Abs. 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 

Art. 86 
Abgabe für Niederschlagswasser 

(Zu § 7 Abs. 2 AbwAG) 
 

(1) Das Einleiten von Niederschlagswasser, das nicht mit durch häuslichen, gewerblichen, 
landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften verändertes behand-
lungsbedürftiges Wasser vermischt ist, bleibt abgabefrei, wenn die Anforderungen des die 
Einleitung zulassenden Bescheids an die Behandlung des Niederschlagswassers eingehalten 
werden. 
 

(2) 1Das Einleiten von Niederschlagswasser aus dem Mischsystem bleibt für die jeweilige 
Einleitungsstelle abgabefrei, wenn 
1. die in der wasserrechtlichen Erlaubnis für das Einleiten des Niederschlagswassers fest-

gelegten Anforderungen eingehalten werden, 
2. Rückhalteeinrichtungen im Mischsystem so bemessen sind, dass je Hektar an das Misch-

system angeschlossene befestigte Fläche insgesamt ein Speichervolumen zur Mischwas-
serbehandlung von mindestens fünf m3 vorliegt und das in diesen Anlagen zurückgehal-
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erfüllt und 

3.  die Anforderungen der die Einleitung zulassenden Bescheide an das Speichervolumen 
zur Mischwasserbehandlung und die Abwasserbehandlung eingehalten werden. 

 
 
 
 
2Satz 1 Nr. 2 ist auf Anforderungen für Stickstoff gesamt während einer nach § 57 Abs. 3 
WHG oder der Reinhalteordnung kommunales Abwasser eingeräumten Frist nicht anzu-
wenden. 3Die befestigte Fläche und das Speichervolumen zur Mischwasserbehandlung sind 
von der Kreisverwaltungsbehörde zu schätzen. 4Die Schätzgrundlagen sollen in Abständen 
von fünf Jahren überprüft werden. 

(3) Bei der Berechnung oder Schätzung der an die Kanalisation angeschlossenen Einwoh-
ner oder der Größe der angeschlossenen Fläche ist von den Verhältnissen am 30. Juni des 
Kalenderjahres, für das die Abgabe zu entrichten ist, auszugehen. 

tene Mischwasser einer Abwasserbehandlungsanlage zugeführt wird, welche die Anfor-
derungen nach § 7a Abs. 1 und 2 WHG in der bis zum 28. Februar 2010 geltenden Fas-
sung oder nach § 57 Abs. 1 und 2 WHG erfüllt und die Anforderungen des die Einleitung 
zulassenden Bescheids an die Abwasserbehandlung einhält, und 

3. eine Abgabeerklärung gemäß Art. 91 Abs. 2 und 4 vorliegt.  
2Satz 1 Nr. 2 ist auf Anforderungen für Stickstoff gesamt während einer nach § 57 Abs. 3 
WHG oder der Reinhalteordnung kommunales Abwasser eingeräumten Frist nicht anzuwen-
den. 3Die befestigte Fläche, das Speichervolumen, die jeweiligen durch die Mischwasserbe-
handlung und die jeweiligen von der Mischwasserentlastung erfassten Einwohner sind vom 
Einleiter gegenüber der Kreisverwaltungsbehörde zu erklären. 4Dabei ist von den Verhält-
nissen am 30. Juni des Kalenderjahres, für das die Abgabe zu entrichten ist, auszugehen. 
 

Art. 7 
Abgabe für Kleineinleiter 

(zu § 8 AbwAG) 
 

(1) Die Kleineinleitung von Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnlichem Schmutz-
wasser bleibt abgabefrei, wenn 
1. es in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird und 
2.  der Schlamm einer dafür geeigneten Abwasserbehandlungsanlage zugeführt oder nach 

Abfallrecht beseitigt oder verwertet oder nach Maßgabe der Klärschlammverordnung in 
der jeweils gültigen Fassung verwertet wird; hierzu ist eine Bestätigung der Gemeinde 
vorzulegen. 

 
(2) Bei der Berechnung oder Schätzung der Zahl der nicht an die Kanalisation angeschlos-

senen Einwohner bleiben die Einwohner unberücksichtigt, deren Abwasser anderweitig 
rechtmäßig einer öffentlichen Abwasseranlage zugeführt wird oder die nach Abs. 1 abgabe-
frei sind oder deren Abwasser gemäß § 2 Abs. 2 AbwAG im Rahmen landbaulicher Bodenbe-
handlung in den Untergrund verbracht wird. 
 

(3) Bei der Berechnung oder Schätzung der Zahl der nicht an die Kanalisation angeschlos-
senen Einwohner ist von den Verhältnissen am 30. Juni des Kalenderjahres, für das die Ab-
gabe zu entrichten ist, auszugehen. 
 

Art. 87 
Abgabe für Kleineinleiter 

(Zu § 8 AbwAG) 
 

(1) Die Kleineinleitung von Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnlichem Schmutz-
wasser bleibt abgabefrei, wenn 
1. es in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird und 
2. der Schlamm einer dafür geeigneten Abwasserbehandlungsanlage zugeführt oder nach 

Abfallrecht beseitigt oder verwertet oder nach Maßgabe der Klärschlammverordnung in 
der jeweils gültigen Fassung verwertet wird; hierzu ist eine Bestätigung der Gemeinde 
vorzulegen. 

 
(2) Bei der Berechnung oder Schätzung der Zahl der nicht an die Kanalisation angeschlos-

senen Einwohner bleiben die Einwohner unberücksichtigt, deren Ab-wasser anderweitig 
rechtmäßig einer öffentlichen Abwasseranlage zugeführt wird oder die nach Abs. 1 abgabe-
frei sind oder deren Abwasser gemäß § 2 Abs. 2 AbwAG im Rahmen landbaulicher Bodenbe-
handlung in den Untergrund verbracht wird. 
 

(3) Bei der Berechnung oder Schätzung der Zahl der nicht an die Kanalisation angeschlos-
senen Einwohner ist von den Verhältnissen am 30. Juni des Kalenderjahres, für das die Ab-
gabe zu entrichten ist, auszugehen. 
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Dritter Teil 

Abgabepflicht 
 

Art. 8 
Abgabepflicht für Dritte, Abwälzbarkeit 

(zu § 9 Abs. 2 und 3 AbwAG) 
 

(1) 1Die Gemeinden, in gemeindefreien Gebieten die Landkreise, sind an Stelle von Einlei-
tern abgabepflichtig, die weniger als acht Kubikmeter je Tag Schmutzwasser aus Haushal-
tungen und ähnliches Schmutzwasser einleiten. 2Ist einer Gemeinde oder einem Zweckver-
band nach Maßgabe des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit die Pflicht zur Ab-
wasserbeseitigung für eine Gemeinde übertragen, so kann in der Zweckvereinbarung oder 
in den Verbandssatzungen bestimmt werden, dass die beauftragte Gemeinde oder der 
Zweckverband an Stelle der Einleiter nach Satz 1 abgabepflichtig ist. 3Auf Antrag einer Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts kann die Kreisverwaltungsbehörde bestimmen, dass die 
Körperschaft auch in anderen Fällen an Stelle eines Einleiters abgabepflichtig ist. 4Auf An-
trag der Körperschaft ist diese Regelung für das auf die Antragstellung folgende Kalender-
jahr wieder aufzuheben. 
 

(2) Wird das Wasser eines Gewässers in einer Flusskläranlage gereinigt, kann die Kreisver-
waltungsbehörde durch Rechtsverordnung bestimmen, dass in einem festzusetzenden Ein-
zugsbereich der Kläranlage der Betreiber der Flusskläranlage an Stelle der Abwassereinlei-
ter abgabepflichtig ist. 
 

(3) 1Körperschaften, die an Stelle von Einleitern abgabepflichtig sind, sollen zum Ausgleich 
für die ihnen entstehenden Aufwendungen eine Kommunalabgabe nach dem Kommunalab-
gabengesetz von den Grundstückseigentümern oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigten, auf deren Grundstück das Abwasser anfällt, oder von den Abwas-
sereinleitern erheben; Art. 2 des Kommunalabgabengesetzes gilt entsprechend. 2Der von 
den Körperschaften zu wählende Abgabetatbestand darf nicht in einem offensichtlichen 
Missverhältnis zur Menge und Schädlichkeit des eingeleiteten Abwassers stehen. 
 

(4) Sind Körperschaften für das Einleiten von Abwasser aus einer Straßenentwässerungs-
anlage abgabepflichtig, kann die Straßenbaubehörde die entstandenen Aufwendungen an-
teilig auf die Grundstückseigentümer oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
Berechtigten, deren Grundstücke an die Straßenentwässerungsanlage angeschlossen sind, 
durch Bescheid abwälzen. 
 

Unterabschnitt 3 
Abgabepflicht 

 
Art. 88 

Abgabepflicht für Dritte, Abwälzbarkeit 
(Zu § 9 Abs. 2 und 3 AbwAG) 

 
(1) 1Die Gemeinden, in gemeindefreien Gebieten die Landkreise, sind an Stel-le von Ein-

leitern abgabepflichtig, die weniger als acht Kubikmeter je Tag Schmutzwasser aus Haushal-
tungen und ähnliches Schmutzwasser einleiten. 2Ist einer Gemeinde oder einem Zweckver-
band nach Maßgabe des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit die Pflicht zur Ab-
wasserbeseitigung für eine Ge-meinde übertragen, so kann in der Zweckvereinbarung oder 
in den Verbandssatzungen bestimmt werden, dass die beauftragte Gemeinde oder der 
Zweckverband an Stelle der Einleiter nach Satz 1 abgabepflichtig ist. 3Auf Antrag einer Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts kann die Kreisverwaltungsbehörde bestimmen, dass die 
Körperschaft auch in anderen Fällen an Stelle eines Einleiters abgabepflichtig ist. 4Auf An-
trag der Körperschaft ist diese Regelung für das auf die Antragstellung folgende Kalender-
jahr wieder aufzuheben. 

 
(2) Wird das Wasser eines Gewässers in einer Flusskläranlage gereinigt, kann die Kreisver-

waltungsbehörde durch Rechtsverordnung bestimmen, dass in einem festzusetzenden Ein-
zugsbereich der Kläranlage der Betreiber der Flusskläranlage an Stelle der Abwassereinlei-
ter abgabepflichtig ist. 

 
(3) 1Körperschaften, die an Stelle von Einleitern abgabepflichtig sind, sollen zum Ausgleich 

für die ihnen entstehenden Aufwendungen eine Kommunalabgabe nach dem Kommunalab-
gabengesetz von den Grundstückseigentümern oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigten, auf deren Grundstück das Abwasser anfällt, oder von den Abwas-
sereinleitern erheben; Art. 2 des Kommunalabgabengesetzes gilt entsprechend. 2Der von 
den Körperschaften zu wählende Abgabetatbestand darf nicht in einem offensichtlichen 
Missverhältnis zur Menge und Schädlichkeit des eingeleiteten Abwassers stehen. 

 
(4) Sind Körperschaften für das Einleiten von Abwasser aus einer Straßenentwässerungs-

anlage abgabepflichtig, kann die Straßenbaubehörde die entstandenen Aufwendungen an-
teilig auf die Grundstückseigentümer oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
Berechtigten, deren Grundstücke an die Straßenentwässerungsanlage angeschlossen sind, 
durch Bescheid abwälzen. 
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Art. 8a 

Verdünnung 
(zu § 9 Abs. 5 AbwAG) 

 
1Als Konzentrationswerte festgelegte Anforderungen dürfen nicht entgegen dem Stand 

der Technik durch Verdünnung erreicht werden. 2Eine Verdünnung ist bei häuslichem und 
bei kommunalem Abwasser zulässig, wenn der geschätzte Verdünnungsanteil im Jahresmit-
tel ein Viertel des Abwasserabflusses bei Trockenwetter nicht übersteigt. 3Wird dieser Ver-
dünnungsanteil überschritten, ist bei der Entscheidung über die Ermäßigung des Abgabesat-
zes ein entsprechend der bestehenden Verdünnung unter Berücksichtigung der noch zuläs-
sigen Verdünnung nach Satz 2 verringerter Konzentrationswert (Anforderungswert) zu-
grunde zu legen. 
 

Art. 89 
Verdünnung 

(Zu § 9 Abs. 5 AbwAG) 
 

1Als Konzentrationswerte festgelegte Anforderungen dürfen nicht entgegen dem Stand 
der Technik durch Verdünnung erreicht werden. 2Eine Verdünnung ist bei häuslichem und 
bei kommunalem Abwasser zulässig, wenn der geschätzte Verdünnungsanteil im Jahresmit-
tel ein Viertel des Abwasserabflusses bei Trockenwetter nicht übersteigt. 3Wird dieser Ver-
dünnungsanteil überschritten, ist bei der Entscheidung über die Ermäßigung des Abgabesat-
zes ein entsprechend der bestehenden Verdünnung unter Berücksichtigung der noch zuläs-
sigen Ver-dünnung nach Satz 2 verringerter Konzentrationswert (Anforderungswert) zu-
grunde zu legen. 
[Hinweis: Änderung durch geplantes Viertes Modernisierungsgesetz noch nicht berücksich-
tigt] 

Art. 9 
Verrechnung von Abwasserabgaben 

(zu § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG) 
 

(1) 1Entstandene Aufwendungen für die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen oder 
Einrichtungen, die dazu dienen, die Voraussetzungen nach Art. 6 Abs. 1 und 2 zu erfüllen, 
können mit der Abgabe für Niederschlagswassereinleitungen verrechnet werden, soweit 
eine Verrechnung nach § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG nicht zulässig ist. 2§ 10 Abs. 3 AbwAG gilt 
im Übrigen entsprechend. 
 

(2) 1Mit geschuldeter Abgabe kann verrechnen, wer Aufwendungen erbracht hat. 2Ist eine 
öffentliche Kanalisation, für die Aufwendungen nach Art. 9 Abs. 1 erbracht werden, an eine 
andere öffentliche Kanalisation angeschlossen, so kann auch mit der Abgabe des anderen 
Trägers verrechnet werden, soweit dieser nicht selbst verrechnet und der Verrechnung zu-
stimmt. 
 

(3) 1Die entstandenen Aufwendungen werden auf Grund einer der Kreisverwaltungsbe-
hörde vorzulegenden Erklärung mit der Abwasserabgabe verrechnet. 2Eine abgegebene Er-
klärung ist unverzüglich zu berichtigen, wenn erkannt wird, dass die Erklärung unvollständig 
oder unrichtig ist oder dass sich der zugrunde liegende Sachverhalt geändert hat und dass 
es dadurch zu einer Verkürzung der Abgabe kommen kann oder bereits gekommen ist. 
 

(4) Die Verminderung der Schadstofffracht nach § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG wird von der 
Kreisverwaltungsbehörde geschätzt. 

Art. 90 
Verrechnung von Abwasserabgaben 

(Zu § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG) 
 

(1) 1Entstandene Aufwendungen für die Errichtung oder Erweiterung von An-lagen oder 
Einrichtungen, die dazu dienen, die Voraussetzungen nach Art. 88 Abs. 1 oder 2 zu erfüllen, 
können mit der Abgabe für Niederschlagswassereinleitungen verrechnet werden, soweit 
eine Verrechnung nach § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG nicht zulässig ist. 2§ 10 Abs. 3 AbwAG gilt 
im Übrigen entsprechend. 
 

(2) Mit geschuldeter Abgabe kann verrechnen, wer Aufwendungen erbracht hat. 
 
 
 
 
 

(3) 1Die entstandenen Aufwendungen werden auf Grund einer der Kreisverwaltungsbe-
hörde vorzulegenden Erklärung mit der Abwasserabgabe verrechnet. 2Eine abgegebene Er-
klärung ist unverzüglich zu berichtigen, wenn erkannt wird, dass die Erklärung unvollständig 
oder unrichtig ist oder dass sich der zugrunde liegende Sachverhalt geändert hat und dass 
es dadurch zu einer Verkürzung der Abgabe kommen kann oder bereits gekommen ist. 
 

(4) Die Verminderung der Schadstofffracht nach § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG wird von der 
Kreisverwaltungsbehörde geschätzt. 
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(5) 1Die Kreisverwaltungsbehörde kann für die Nachprüfung die Vorlage von Sachverstän-
digengutachten und von Bestätigungen von Wirtschaftsprüfern verlangen. 2Das Ergebnis 
der Nachprüfung ist gegenüber dem Abgabepflichtigen durch Bescheid festzustellen. 
 

 
(5) 1Die Kreisverwaltungsbehörde kann für die Nachprüfung die Vorlage von Sachverstän-

digengutachten und von Bestätigungen von Wirtschaftsprüfern verlangen. 2Das Ergebnis 
der Nachprüfung ist gegenüber dem Abgabepflichtigen durch Bescheid festzustellen. 
 

Vierter Teil 
Festsetzung und Erhebung der Abgabe 

 
Art. 10 

Erfassung der Abgabepflichtigen, Erklärungspflicht 
(zu § 11 AbwAG) 

 
(1) 1Wird die Abgabe nicht auf Grund des Bescheids nach § 4 Abs. 1 bis 3 AbwAG ermit-

telt, hat der Abgabepflichtige die für die Entscheidung erforderlichen Angaben zu machen 
und die dazugehörigen Unterlagen der zuständigen Behörde vorzulegen (Abgabeerklärung). 
2Ist nach dem Abwasserabgabengesetz oder diesem Gesetz eine Schätzung oder eine Ent-
scheidung über die Ermäßigung des Abgabesatzes vorgesehen, so hat der Abgabepflichtige 
auch hierfür die erforderlichen Angaben zu machen. 
 

(2) Die Abgabeerklärung ist außer im Fall des § 6 Abs. 1 Satz 1 AbwAG für jedes Kalender-
jahr spätestens zum 31. März des folgenden Jahres vorzulegen. 
 

(3) Ist eine abgabepflichtige Abwassereinleitung durch Bescheid einer anderen als der 
nach Art. 11 Abs. 1 zuständigen Behörde zugelassen, insbesondere durch eine Planfeststel-
lungs- oder Bergbehörde nach § 19 WHG, so hat diese Behörde der nach Art. 11 Abs. 1 zu-
ständigen Behörde eine Ausfertigung des Bescheids zum Erlass des Abgabebescheids zu 
übersenden. 
 

(4) Erklärungen oder Anzeigen nach dem Abwasserabgabengesetz oder diesem Gesetz 
sind nach amtlich vorgeschriebenen Vordrucken oder über eine durch das Staatsministe-
rium für Umwelt und Verbraucherschutz eingeführte Datenbank abzugeben. 
 

Unterabschnitt 4 
Festsetzung und Erhebung der Abgabe 

 
Art. 91 

Erfassung der Abgabepflichtigen, Erklärungspflicht 
(Zu § 11 AbwAG) 

 
(1) 1Wird die Abgabe nicht auf Grund des Bescheids nach § 4 Abs. 1 bis 3 AbwAG ermit-

telt, hat der Abgabepflichtige die für die Entscheidung erforderlichen Angaben zu machen 
und die dazugehörigen Unterlagen der zuständigen Behörde vorzulegen (Abgabeerklärung). 
2Ist nach dem AbwAG oder diesem Gesetz eine Schätzung oder eine Entscheidung über die 
Ermäßigung des Abgabensatzes vor-gesehen, so hat der Abgabepflichtige auch hierfür die 
erforderlichen Angaben zu machen. 

 
(2) Die Abgabeerklärung ist außer im Fall des § 6 Abs. 1 Satz 1 AbwAG für jedes Kalender-

jahr spätestens zum 31. März des folgenden Jahres vorzulegen. 
 
(3) Ist eine abgabepflichtige Abwassereinleitung durch Bescheid einer anderen als der 

nach Art. 63 Abs. 1 zuständigen Behörde zugelassen, insbesondere durch eine Planfeststel-
lungs- oder Bergbehörde nach § 19 WHG, so hat diese Behörde der nach Art. 63 Abs. 1 zu-
ständigen Behörde eine Ausfertigung des Bescheids zum Erlass des Abgabenbescheids zu 
übersenden. 

 
(4) Erklärungen oder Anzeigen nach dem AbwAG oder diesem Abschnitt sind über eine 

durch das Staatsministerium eingeführte Datenbank abzugeben. 
 

Art. 12 
Festsetzung der Abgabe, Fälligkeit 

 
(1) Die Abgabe wird von Amts wegen festgesetzt. 

 

Art. 92 
Festsetzung der Abgabe, Fälligkeit, Abgabebescheid 

 
(1) Die Abgabe wird von Amts wegen festgesetzt. 
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(2) 1Ist die Abgabe auf Grund des Bescheids nach § 4 AbwAG zu ermitteln, so können die 

auf die einzelnen Kalenderjahre entfallenden Abgaben insoweit im voraus für die Geltungs-
dauer des Bescheids festgesetzt werden. 2Festsetzungen der Abgabe stehen unter dem Vor-
behalt einer Änderung, wenn nachträglich andere Werte für die Jahresschmutzwasser-
menge oder für den Verdünnungsanteil festgestellt oder die gesetzlichen Grundlagen für 
die Festlegungen nach § 4 Abs. 1 bis 3 AbwAG geändert werden; die Art. 48 bis 51 des Baye-
rischen Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben im Übrigen unberührt. 
 

(3) 1Die Abgabe ist am 20. Februar für das vorausgegangene Kalenderjahr, frühestens ei-
nen Monat nach Zustellung des Abgabebescheids fällig. 2Kann bis zum 20. Dezember für das 
laufende Kalenderjahr kein Abgabebescheid erlassen werden, soll eine Vorauszahlung bis 
zur Höhe des zu erwartenden Jahresbetrags festgesetzt werden. 3Hat der Abgabepflichtige 
bis 20. Dezember weder einen Abgabebescheid noch einen Vorauszahlungsbescheid erhal-
ten, ist eine Vorauszahlung in Vorjahreshöhe zu entrichten. 4Für die Vorauszahlung gilt Satz 
1 entsprechend. 
 

Art. 13 
Form des Abgabebescheids 

 
Entscheidungen nach dem Abwasserabgabengesetz und diesem Gesetz sind schriftlich zu 

erlassen. 
 
 
 
 
 

(2) 1Ist die Abgabe auf Grund des Bescheids nach § 4 AbwAG zu ermitteln, so können die 
auf die einzelnen Kalenderjahre entfallenden Abgaben insoweit im Voraus für die Geltungs-
dauer des Bescheids festgesetzt werden. 2Festsetzungen der Abgabe stehen unter dem Vor-
behalt einer Änderung, wenn nachträglich andere Werte für die Jahresschmutzwasser-
menge oder für den Verdünnungsanteil festgestellt oder die gesetzlichen Grundlagen für 
die Festlegungen nach § 4 Abs. 1 bis 3 AbwAG geändert werden; die Art. 48 bis 51 des 
BayVwVfG bleiben im Übrigen unberührt. 
 

(3) 1Die Abgabe ist am 20. Februar für das vorausgegangene Kalenderjahr, frühestens ei-
nen Monat nach Zustellung des Abgabebescheids fällig. 2Kann bis zum 20. Dezember für das 
laufende Kalenderjahr kein Abgabebescheid erlassen werden, soll eine Vorauszahlung bis 
zur Höhe des zu erwartenden Jahresbetrags festgesetzt werden. 3Hat der Abgabepflichtige 
bis 20. Dezember weder einen Abgabebescheid noch einen Vorauszahlungsbescheid erhal-
ten, ist eine Vorauszahlung in Vorjahreshöhe zu entrichten. 4Für die Vorauszahlung gilt Satz 
1 entsprechend. 
 
 
 
 

(4) 1Entscheidungen nach dem AbwAG und diesem Abschnitt sollen elektronisch erlassen 
werden. ²Ist eine elektronische Entscheidung nicht möglich oder nicht zumutbar, so ist die 
Entscheidung schriftlich zu erlassen. 
 

Fünfter Teil 
Verwendung der Abgabe 

 
Art. 16 

Verwendung, Verwaltungsaufwand, Beirat 
(zu § 13 AbwAG) 

 
(1) 1Das Aufkommen aus der Abwasserabgabe einschließlich von Rückflüssen aus Darle-

hen und deren Verzinsung ist im Rahmen der Zweckbindung des § 13 AbwAG und nach 
Maßgabe des Haushaltsplans bevorzugt zu verwenden 
1.  für Schwerpunkte der Sanierung der Gewässer, 

Unterabschnitt 5 
Verwendung der Abwasserabgabe 

 
Art. 93 

Verwendung, Verwaltungsaufwand, Beirat 
(Zu § 13 AbwAG) 

 
(1) 1Das Aufkommen aus der Abwasserabgabe einschließlich von Rückflüssen aus Darle-

hen und deren Verzinsung ist im Rahmen der Zweckbindung des § 13 AbwAG und nach 
Maßgabe des Haushaltsplans bevorzugt zu verwenden 
1. für Schwerpunkte der Sanierung der Gewässer, 



 

    Seite 41 von 55 

Stand: 29.07.2025 Gesetz der Staatregierung (Drucksache 19/N.N.) 
Gesetz zur Änderung des Bayerischen Wassergesetzes und  

des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes 
2.  in Gebieten, deren Struktur zur Verbesserung und Erhaltung der Lebens- und Arbeits-

bedingungen nachhaltig gestärkt werden soll, 
3.  für Unternehmen von regionalen oder sektoralen Gruppen, bei denen ohne Zuwendun-

gen erheblich nachteilige wirtschaftliche Entwicklungen eintreten würden, 
4.  für den Bau von Modellanlagen zur Behandlung von Abwasser, 
5.  für Abwasseranlagen, an die erheblich über dem Durchschnitt liegende Anforderungen 

gestellt werden. 
2Für Aufwendungen, die nach § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG oder nach Art. 9 mit geschuldeter 
Abgabe verrechnet werden, dürfen keine staatlichen Zuwendungen gewährt werden. 3Wer-
den Aufwendungen für Anlagen, die das Abwasser vorhandener Einleitungen einer Abwas-
serbehandlungsanlage zuführen (Zuführungsanlagen) ganz oder teilweise nach § 10 Abs. 4 
AbwAG mit geschuldeter Abwasserabgabe verrechnet, dürfen für diese Zuführungsanlagen 
insgesamt keine staatlichen Zuwendungen zugesagt oder bewilligt werden, wenn die Ver-
rechnung nach dem 1. Januar 2007 erklärt wird; erteilte Zuwendungs- und Bewilligungsbe-
scheide sind zu widerrufen. 
 

(2) Aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe wird der mit dem Vollzug des Abwasserab-
gabengesetzes und dieses Gesetzes entstehende Verwaltungsaufwand gedeckt; das Nähere 
bestimmt der Haushaltsplan. 
 

(3) 1Zur Deckung des Verwaltungsaufwands, der den Kreisverwaltungsbehörden durch 
den Vollzug des Abwasserabgabengesetzes und dieses Gesetzes entsteht, erhalten die 
Landkreise und kreisfreien Gemeinden aus den Mitteln nach Abs. 2 pauschale Zuweisungen. 
2Die Höhe der Zuweisung legt das Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat nach Anhörung der 
kommunalen Spitzenverbände durch Rechtsverordnung fest. 3Sie kann insbesondere be-
stimmen, dass sich die Zuweisung nach einem Anteil an den festgesetzten Abgaben oder 
der Zahl der Bescheide richtet. 
 

(4) Zur Deckung des Verwaltungsaufwands, der bei der Abwälzung der Abgabe nach Art. 8 
Abs. 3 entsteht, und für die Fälle, in denen ein Ausgleich der Abgabeschuld nach Art. 8 Abs. 
3 nicht erlangt werden kann, ist von der Abgabeschuld der Gemeinden, Landkreise und 
Zweckverbände im Jahr eine Pauschale von 0,51 Euro je Einwohner, für den die Abgabe zu 
entrichten ist, abzusetzen. 
 

(5) 1Für die Maßnahmen nach Abs. 1 ist auf der Grundlage des Haushaltsplans ein Pro-
gramm aufzustellen. 2Hierbei wirkt beratend ein Beirat mit, der aus sechs Vertretern der 
Abgabepflichtigen besteht. 3Von den Beiratsmitgliedern werden eines 

2. in Gebieten, deren Struktur zur Verbesserung und Erhaltung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen nachhaltig gestärkt werden soll, 

3. für Unternehmen von regionalen oder sektoralen Gruppen, bei denen ohne Zuwendun-
gen erheblich nachteilige wirtschaftliche Entwicklungen eintreten würden, 

4. für den Bau von Modellanlagen zur Behandlung von Abwasser oder 
5. für Abwasseranlagen, an die erheblich über dem Durchschnitt liegende Anforderungen 

gestellt werden. 
2Für Aufwendungen, die nach § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG oder nach Art. 92 mit geschuldeter 
Abgabe verrechnet werden, dürfen keine staatlichen Zuwendungen gewährt werden. 3Wer-
den Aufwendungen für Anlagen, die das Abwasser vorhandener Einleitungen einer Abwas-
serbehandlungsanlage zuführen (Zuführungsanlagen) ganz oder teilweise nach § 10 Abs. 4 
AbwAG mit geschuldeter Abwasserabgabe verrechnet, dürfen für diese Zuführungsanlagen 
insgesamt keine staatlichen Zuwendungen zugesagt oder bewilligt werden, wenn die Ver-
rechnung nach dem 1. Januar 2007 erklärt wird; erteilte Zuwendungs- und Bewilligungsbe-
scheide sind zu widerrufen. 
 

(2) Aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe wird der mit dem Vollzug des AbwAG und 
dieses Abschnittes entstehende Verwaltungsaufwand gedeckt; das Nähere bestimmt der 
Haushaltsplan. 
 

(3) 1Zur Deckung des Verwaltungsaufwands, der den Kreisverwaltungsbehörden durch 
den Vollzug des AbwAG und dieses Gesetzes entsteht, erhalten die Landkreise und kreis-
freien Gemeinden aus den Mitteln nach Abs. 2 pauschale Zuweisungen. 2Die Höhe der Zu-
weisung legt das Staatsministerium im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finan-
zen und für Heimat nach Anhörung der kommunalen Spitzenverbände durch Rechtsverord-
nung fest. 3Sie kann insbesondere bestimmen, dass sich die Zuweisung nach einem Anteil 
an den festgesetzten Abgaben oder der Zahl der Bescheide richtet. 
 
 

(4) Zur Deckung des Verwaltungsaufwands, der bei der Abwälzung der Abgabe nach Art. 
90 Abs. 3 entsteht, und für die Fälle, in denen ein Ausgleich der Abgabeschuld nach Art. 90 
Abs. 3 nicht erlangt werden kann, ist von der Abgabeschuld der Gemeinden, Landkreise und 
Zweckverbände im Jahr eine Pauschale von 0,51 € je Einwohner, für den die Abgabe zu ent-
richten ist, abzusetzen. 
 

(5) 1Für die Maßnahmen nach Abs. 1 ist auf der Grundlage des Haushalts-plans ein Pro-
gramm aufzustellen. 2Hierbei wirkt beratend ein Beirat mit, der aus sechs Vertretern der 
Abgabepflichtigen besteht. 3Von den Beiratsmitgliedern werden eines 
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- vom Bayerischen Gemeindetag, 
- vom Bayerischen Städtetag, 
- vom Bayerischen Landkreistag, 
- von den Industrie- und Handelskammern, 
- vom Landesverband der Bayerischen Industrie, 
- von den Handwerkskammern 
benannt. 4Es können jeweils auch Stellvertreter benannt werden. 5Die Mitgliedschaft im 
Beirat ist ehrenamtlich. 6Den Mitgliedern kann aus den Mitteln für den Verwaltungsauf-
wand (Art. 16 Abs. 2) eine Aufwandsentschädigung gewährt werden. 7Die Geschäftsord-
nung des Beirats und die Aufwandsentschädigung regelt das Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz. 
 

1. vom Bayerischen Gemeindetag, 
2. vom Bayerischen Städtetag, 
3. vom Bayerischen Landkreistag, 
4. vom Bayerischen Industrie- und Handelskammertag, 
5. vom Landesverband der Bayerischen Industrie, 
6. vom Bayerischen Handwerkstag 
benannt. 4Es können jeweils auch Stellvertreter benannt werden. 5Die Mitgliedschaft im Bei-
rat ist ehrenamtlich. 6Den Mitgliedern kann aus den Mitteln für den Verwaltungsaufwand 
(Art. 96 Abs. 2) eine Aufwandsentschädigung gewährt werden. 7Die Geschäftsordnung des 
Beirats und die Aufwandsentschädigung regelt das Staatsministerium. 
 

 
 
 

Art. 14 
Festsetzungsverfahren 

 
(1) 1Die folgenden Bestimmungen der Abgabenordnung sind in ihrer jeweils geltenden 

Fassung für das Festsetzungsverfahren entsprechend anzuwenden 
1. aus dem Ersten Teil - Einleitende Vorschriften - 

a) über die steuerlichen Begriffsbestimmungen: 
§ 3 Abs. 3, § 7 AO, 

b) über die Haftungsbeschränkung für Amtsträger: 
§ 32 AO, 

2. aus dem Zweiten Teil - Steuerschuldrecht - 
a) über die Steuerpflichtigen: 

§§ 33 bis 36 AO, 
b) über das Steuerschuldverhältnis: 

§§ 37, 42, 44 bis 49 AO, 
c) über die Haftung: 

§§ 69 bis 71, 73 bis 75, 77 AO, 
3. aus dem Dritten Teil - Allgemeine Verfahrensvorschriften - 

a) über die Beweismittel: 
§ 92 AO, 

b) über den Beweis durch Auskünfte und Sachverständigengutachten: 
§§ 93, 94, 95 Abs. 1 Satz 1, § 96 AO, 

c) über den Beweis durch Urkunden und Augenschein: 

Abschnitt 4 
Anwendung der Abgabenordnung 

 
Art. 94 

Festsetzungsverfahren 
 

(1) Die folgenden Bestimmungen der AO sind in ihrer jeweils geltenden Fassung für das 
jeweilige Festsetzungsverfahren für das Wasserentnahmeentgelt oder die Abwasserabgabe 
entsprechend anzuwenden 
1. aus dem Ersten Teil – Einleitende Vorschriften – 

a) über die steuerlichen Begriffsbestimmungen: 
§ 3 Abs. 4 sowie die §§ 4, 5 und 7 bis 15 AO, 

b) über die Haftungsbeschränkung für Amtsträger: 
§ 32 AO, 

2. aus dem Zweiten Teil – Steuerschuldrecht – 
a) über die Steuerpflichtigen: 

die §§ 33 bis 36 AO, 
b) über das Steuerschuldverhältnis: 

die §§ 37, 42, 44 bis 49 AO, 
c) über die Haftung: 

die §§ 69 bis 71, 73 bis 75, 77 AO 
3. aus dem Dritten Teil – Allgemeine Verfahrensvorschriften – 

a) über die Beweismittel: 
§ 92 AO, 

b) über den Beweis durch Auskünfte und Sachverständigengutachten: 
die §§ 93, 94, 95 Abs. 1 Satz 1 und § 96 AO, 
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§§ 98, 99 AO, 

d) über die Auskunfts- und Vorlageverweigerungsrechte: 
§§ 101 bis 106 AO, 

4. aus dem Vierten Teil - Durchführung der Besteuerung - 
a) über die Steuererklärung: 

§§ 152, 153 AO, 
b) über die Steuerfestsetzung: 

§ 155 Abs. 3 und 4, § 156 Abs. 2, § 157 Abs. 2, §§ 163 bis 166 AO, 
c) über die Festsetzungsverjährung: 

§§ 169, 170, 171 AO mit der Maßgabe, dass in § 171 Abs. 3a Satz 3 AO an Stelle der 
Bezugnahme „§ 100 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 101 der Finanzge-
richtsordnung“ die Bezugnahme „§ 113 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 der Verwaltungsge-
richtsordnung“ tritt, 

d) über die Haftung: 
§§ 191, 192 AO. 

2Unbeschadet einer vorherigen Festsetzungsverjährung erlöschen Ansprüche nach Art. 9 
Abs. 1 und § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG ein Jahr nach dem Tag der tatsächlichen Inbetrieb-
nahme, wenn sie nicht zuvor gemäß Art. 10 Abs. 4 gegenüber der zuständigen Behörde gel-
tend gemacht werden. 
 

(2) Bei der Anwendung der in Abs. 1 bezeichneten Vorschriften tritt jeweils an Stelle 
1. der Finanzbehörde oder des Finanzamts die Kreisverwaltungsbehörde, 
2. der Worte „der obersten Finanzbehörde der Körperschaft, die die Steuer verwaltet“ 

„dem Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz“, 
3. des Worts „Steuer(n)“ - allein oder in Wortzusammensetzungen - das Wort „Ab-

gabe(n)“, 
4. des Worts „Besteuerung“ „Heranziehung zu Abgaben“, 
5. des Finanzgerichts das Verwaltungsgericht, 
6. der Worte „§ 10 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes“ „Art. 15 Abs. 2 des Baye-

rischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes“. 
 
 
 
 
 
 

c) über den Beweis durch Urkunden und Augenschein: 
die §§ 98, 99 AO, 

d) über die Auskunfts- und Vorlageverweigerungsrechte: 
die §§ 101 bis 106 AO, 

4. aus dem Vierten Teil – Durchführung der Besteuerung – 
a) über die Steuererklärung: 

die §§ 152, 153 AO, 
b) über die Steuerfestsetzung: 

§ 155 Abs. 3 und 4, § 156 Abs. 2, § 157 Abs. 2, §§ 163 bis 166 AO, 
c) über die Festsetzungsverjährung: 

die §§ 169, 170, 171 AO mit der Maßgabe, dass in § 171 Abs. 3a Satz 3 AO an Stelle 
der Bezugnahme „§ 100 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 101 der Finanz-
gerichtsordnung“ die Bezugnahme „§ 113 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 der Verwaltungs-
gerichtsordnung“ tritt sowie § 174 Abs. 1 bis 3 AO und  

d) über die Haftung: 
die §§ 191, 192 AO.  

 
(2) Unbeschadet einer vorherigen Festsetzungsverjährung erlöschen Ansprüche nach 

Art. 92 Abs. 1 und § 10 Abs. 3 und 4 AbwAG ein Jahr nach dem Tag der tatsächlichen Inbe-
triebnahme, wenn sie nicht zuvor gemäß Art. 92 Abs. 4 gegenüber der zuständigen Behörde 
geltend gemacht werden. 

 
(3) Bei der Anwendung der in Abs. 1 bezeichneten Vorschriften tritt jeweils an Stelle 

1. der Finanzbehörde oder des Finanzamts die Kreisverwaltungsbehörde, 
2. der Wörter „der obersten Finanzbehörde der Körperschaft, die die Steuer verwaltet“ die 

Wörter „dem Staatsministerium“, 
3. des Worts „Steuer(n)“ – allein oder in Wortzusammensetzungen – bei dem Wasserent-

nahmeentgelt das Wort „Entgelt(e)“ und bei der Abwasserabgabe das Wort „Ab-
gabe(n)“, 

4. des Worts „Besteuerung“ bei dem Wasserentnahmeentgelt die Wörter „Her-anziehung 
zu Entgelten“ und bei der Abwasserabgabe die Wörter „Heranziehung zu Abgaben“, 

5. des Finanzgerichts das Verwaltungsgericht und 
6. der Wörter „§ 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes“ die Wörter „Art. 15 des Bayeri-

schen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes“. 
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Art. 15 

Erhebungsverfahren 
 

(1) Die folgenden Bestimmungen des Fünften Teils der Abgabenordnung sind in ihrer je-
weils geltenden Fassung für das Erhebungsverfahren entsprechend anzuwenden 
1. über die Entrichtung von Zinsen auf Erstattungsbeträgen: 

§ 236 AO mit der Maßgabe, dass in § 236 Abs. 3 AO an Stelle der Bezugnahme „§ 137 
Satz 1 der Finanzgerichtsordnung“ die Bezugnahme „§ 155 Abs. 5 der Verwaltungsge-
richtsordnung“ tritt, 

2.  über die Zinsen bei Aussetzung der Vollziehung: 
§ 237 Abs. 1, 2 und 4 AO mit der Maßgabe, dass an Stelle des Worts „Einspruch(s)“ - al-
lein oder in Wortzusammensetzungen - das Wort „Widerspruch(s)“ tritt sowie in § 237 
Abs. 4 AO die Worte „und 3 gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt werden, 

3.  über die Verzinsung von hinterzogenen Steuern und über die Erhebung von Stundungs-
zinsen und Säumniszuschlägen: 
§ 234 Abs. 1 und 2, §§ 235 und 240 Abs. 1 und 3 AO, 

4.  über die Zahlungsverjährung: 
§§ 228 bis 232 AO, 

5.  über die Sicherheitsleistung: 
§§ 241 bis 248 AO, 

6.  über die Höhe der Verzinsung: 
§ 238 AO mit der Maßgabe, dass die Höhe der Zinsen abweichend von § 238 Abs. 1 Satz 
1 AO zwei Prozentpunkte über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich beträgt. 

 
 
 
 
 

(2) Bei der Anwendung der in Abs. 1 bezeichneten Vorschriften tritt jeweils an Stelle 
1. des Worts „Steuer(n)“ - allein oder in Wortzusammensetzungen - das Wort „Ab-

gabe(n)“, 
2. des Worts „Besteuerung“: „Heranziehung zu Abgaben“. 
 

Art. 95 
Erhebungsverfahren 

 
(1) Die folgenden Bestimmungen des Fünften Teils der AO sind in ihrer jeweils geltenden 

Fassung für das jeweilige Erhebungsverfahren für die Wassernutzungsgebühr, das Wasser-
entnahmeentgelt oder die Abwasserabgabe entsprechend anzuwenden: 
1. über die Stundung und den Erlass: 

die §§ 222, 227 Abs. 1 AO, 
2. über die Zahlungsverjährung: 

die §§ 228 bis 232 AO, 
3. über die Verzinsung von hinterzogenen Steuern und über die Erhebung von Stundungs-

zinsen: 
die § 234 Abs. 1 und 2 sowie § 235 Abs. 1 bis 3 AO, 

4. über die Entrichtung von Zinsen auf Erstattungsbeträge: 
§ 236 Abs. 1 bis 3 und 5 AO mit der Maßgabe, dass in § 236 Abs. 3 AO an Stelle der 
Bezugnahme „§ 137 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung“ die Bezugnahme „§ 155 Abs. 5 
der Verwaltungsgerichtsordnung“ tritt, 

5. über die Zinsen bei Aussetzung der Vollziehung: 
§ 237 Abs. 1, 2 und 4 AO mit der Maßgabe, dass an Stelle des Worts „Ein-spruch(s)“ – 
allein oder in Wortzusammensetzungen – das Wort „Widerspruch(s)“ tritt sowie in § 237 
Abs. 4 AO an die Stelle der Angabe „und 3 gelten“ die Angabe „gilt“ tritt, 

6. über die Höhe der Verzinsung: 
die §§ 238, 239 AO, 

7. über Säumniszuschläge: 
§ 240 Abs. 1, 3 und 4 AO, 

8. über die Sicherheitsleistung: 
die §§ 241 bis 248 AO. 

 
(2) Bei der Anwendung der in Abs. 1 bezeichneten Vorschriften tritt jeweils an Stelle  

1. der Finanzbehörden die Kreisverwaltungsbehörde, 
2. der Angabe „Steuer(n)“ – allein oder in Wortzusammensetzungen – bei der Wassernut-

zungsgebühr die Angabe „Gebühr(en)“, bei dem Wasserentnahmeentgelt die Angabe 
„Entgelt(e)“ und bei der Abwasserabgabe die Angabe „Abgabe(n)“ und 

3. der Angabe „Besteuerung“ bei dem Wasserentnahmeentgelt die Angabe „Heranziehung 
zu Entgelten“ und bei der Abwasserabgabe die Angabe „Heranziehung zu Abgaben“. 

 

Verordnung über die Gebühren für die Nutzung staatseigener Gewässer (WNGebO) 
vom 7. November 1995 (GVBl. S. 766, BayRS 753-1-2-U), die zuletzt  

durch § 8 der Verordnung vom 30. August 2005 (GVB l. S. 468) geändert worden 
ist 

§ 5 
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Anwendung der Vorschriften der Abgabenordnung 

 
Die folgenden Bestimmungen der Abgabenordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung 

sind entsprechend anzuwenden: 
 
1.  über die Entrichtung von Zinsen auf Erstattungsbeträge und von Zinsen bei Ausset-

zung der Vollziehung: 
§ 236 Abs. 1 bis 3 mit der Maßgabe, daß in Absatz 3 an die Stelle der Bezugnahme "§ 
137 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung " die Bezugnahme "§ 155 Abs. 5 der Verwaltungs-
gerichtsordnung" tritt, 
§ 237 Abs. 1, 2 und 4 mit der Maßgabe, daß die Worte "eine Einspruchsentscheidung" 
durch die Worte "einen Widerspruchsbescheid" sowie in Absatz 4 die Worte "und 3 gel-
ten" durch das Wort "gilt" ersetzt werden und 
§ 238, 

2.  über die Stundung, den Erlaß, die Verzinsung von hinterzogenen Gebühren, die Höhe 
und die Berechnung der Zinsen und die Erhebung von Stundungszinsen und Säumnis-
zuschlägen: 
§ 222, 
§ 227 Abs. 1, 
§ 234 Abs. 1 und 2, 
§ 235, 
§ 238 und 
§ 240 Abs. 1, 3 und 4. 

 
 
 

Art. 96 
Anwendung von Straf- und Bußgeldvorschriften 

 
(1) Für die Hinterziehung von Wassernutzungsgebühren oder Wasserentnahmeentgelten 

gelten die Strafvorschriften des § 370 Abs. 1, 2 und 4, des § 371 und des § 376 AO entspre-
chend.  

 
(2) Für die Verkürzung von Wassernutzungsgebühren oder Wasserentnahmeentgelten 

gilt die Bußgeldvorschrift des § 378 AO entsprechend. 
 
(3) Bei der Anwendung der in Abs. 1 und 2 bezeichneten Vorschriften tritt jeweils an 

Stelle 
1. der Finanzbehörden die Kreisverwaltungsbehörde und 
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2. der Angabe „Steuer(n) – allein oder in Wortzusammensetzungen – bei der Wassernut-

zungsgebühr die Angabe „Gebühr(en)“ und bei dem Wasserentnahmeentgelt die An-
gabe „Entgelt(e). 

 
Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 

Vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130) BayRS 753-1-U 
Vollzitat nach RedR: Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 

66, 130, BayRS 753-1-U),  
das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geän-
dert worden ist 

 

Teil 7 
Bußgeldbestimmung 

 

Teil 87 
Bußgeldbestimmung 

 
Art. 74 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 
1. zur Bestimmung der Uferlinie angebrachte Zeichen (Art. 12 Abs. 2), ferner eingebaute 

Festpunkte, aufgestellte Flusseinteilungszeichen und andere Messeinrichtungen (Art. 
62 Abs. 1) entfernt, abändert oder beschädigt, 

2. entgegen Art. 28 Abs. 4 die Schiff- und Floßfahrt ausübt oder entgegen Art. 28 Abs. 5 
Wasserfahrzeuge an oder in Gewässern für die Ausübung des Gemeingebrauchs durch 
Dritte bereithält, 

3. entgegen Art. 20 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Art. 20 
Abs. 2, Anlagen errichtet, wesentlich verändert oder stilllegt, 

4. entgegen Art. 35 Abs. 1 Anlagen oder Einrichtungen aufstellt, betreibt, erweitert oder 
wesentlich ändert, 

5. einer Rechtsverordnung 
a) zur Regelung des Gemeingebrauchs (Art. 18 Abs. 3), 
b) zur Sicherung der Unterhaltung der Gewässer Dritter Ordnung (Art. 24 Abs. 3), 
c) über die Ausübung der Schiff- und Floßfahrt (Art. 28 Abs. 6), 
d) über die Benutzung von Hafen- und Ländeanlagen und das Verhalten im Hafen und 

Ländebereich (Art. 36), 
e) zur Festsetzung eines Überschwemmungsgebiets (Art. 46 Abs. 3 in Verbindung mit 

§ 78a Abs. 5 WHG), 
f) über den Hochwassernachrichtendienst (Art. 48) 

Art. 9774 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig 
1. zur Bestimmung der Uferlinie angebrachte Zeichen (Art. 12 Abs. 2), ferner eingebaute 

Festpunkte, aufgestellte Flusseinteilungszeichen und andere Messeinrichtungen (Art. 
62 Abs. 1) entfernt, abändert oder beschädigt, 

2. entgegen Art. 28 Abs. 4 die Schiff- und Floßfahrt ausübt oder entgegen Art. 28 Abs. 5 
Wasserfahrzeuge an oder in Gewässern für die Ausübung des Gemeingebrauchs durch 
Dritte bereithält, 

3. entgegen Art. 20 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Art. 20 
Abs. 2, Anlagen errichtet, wesentlich verändert oder stilllegt, 

4. entgegen Art. 35 Abs. 1 Anlagen oder Einrichtungen aufstellt, betreibt, erweitert oder 
wesentlich ändert, 

5. einer Rechtsverordnung 
a) zur Regelung des Gemeingebrauchs (Art. 18 Abs. 3), 
b) zur Sicherung der Unterhaltung der Gewässer Dritter Ordnung (Art. 24 Abs. 3), 
c) über die Ausübung der Schiff- und Floßfahrt (Art. 28 Abs. 6), 
d) über die Benutzung von Hafen- und Ländeanlagen und das Verhalten im Hafen und 

Ländebereich (Art. 36), 
e) zur Festsetzung eines Überschwemmungsgebiets (Art. 46 Abs. 3 in Verbindung mit 

§ 78a Abs. 5 WHG), 
f) über den Hochwassernachrichtendienst (Art. 48) 
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zuwiderhandelt, wenn die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

6. entgegen Art. 30 Abs. 1 Satz 1, 2 und 3 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig erstattet, 

7. einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer Rechtsverordnung nach Art. 48 zuwi-
derhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

8. einer vollziehbaren Anordnung 
a) über die Hochwasserrückhaltung oder Niedrigwasseraufhöhung (Art. 49 Abs. 2 Satz 

2), 
b) zur vorläufigen Regelung eines Zustands (Art. 71 Abs. 1 Satz 1) oder zur Beweissi-

cherung (Art. 71 Abs. 2) 
zuwiderhandelt, 

9. entgegen Art. 60 Abs. 1 Satz 1 oder Art. 60a Abs. 1 Satz 1 private Sachverständige nicht 
beauftragt oder entgegen Art. 60 Abs. 2 oder Art. 60a Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit 
Art. 60 Abs. 2 Mängel nicht beseitigt. 

 
(2) Mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 
1. einer Rechtsverordnung nach § 50 Abs. 5 WHG, § 51 Abs. 1 WHG, § 53 Abs. 4 WHG oder 

einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung 
a) zur Regelung des Gemeingebrauchs (Art. 18 Abs. 3), 
b) zum Hochwasserschutz (Art. 46 Abs. 5 und 6), 
c) zur Sanierung von Gewässerverunreinigungen (Art. 55 Abs. 2 Satz 1 und 2), 
d) zur Gewässeraufsicht (Art. 58 Abs. 1 Satz 2 
zuwiderhandelt. 

zuwiderhandelt, wenn die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

6. entgegen Art. 30 Abs. 1 Satz 1, 2 und 3 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig erstattet, 

7. einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer Rechtsverordnung nach Art. 48 zuwi-
derhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

8. einer vollziehbaren Anordnung 
a) über die Hochwasserrückhaltung oder Niedrigwasseraufhöhung (Art. 49 Abs. 2 Satz 

2), 
b) zur vorläufigen Regelung eines Zustands (Art. 71 Abs. 1 Satz 1) oder zur Beweissi-

cherung (Art. 71 Abs. 2) 
zuwiderhandelt, 

9. entgegen Art. 60 Abs. 1 Satz 1 oder Art. 60a Abs. 1 Satz 1 private Sachverständige nicht 
beauftragt oder entgegen Art. 60 Abs. 2 oder Art. 60a Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit 
Art. 60 Abs. 2 Mängel nicht beseitigt. 

 
(2) Mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 
1. einer Rechtsverordnung nach § 50 Abs. 5 WHG, § 51 Abs. 1 WHG, § 53 Abs. 4 WHG oder 

einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung 
a) zur Regelung des Gemeingebrauchs (Art. 18 Abs. 3), 
b) zum Hochwasserschutz (Art. 46 Abs. 5 und 6), 
c) zur Sanierung von Gewässerverunreinigungen (Art. 55 Abs. 2 Satz 1 und 2), 
d) zur Gewässeraufsicht (Art. 58 Abs. 1 Satz 2), 
e) zur abwasserabgabenrechtlichen Anordnung (Art. 58 Abs. 3) 
zuwiderhandelt. 

 
Bayerisches Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 2003 (GVBl. S. 730, BayRS 753-7-
U),  

das zuletzt durch § 1 Abs. 326 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 
worden ist 

Art. 17 
Ordnungswidrigkeiten 
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Mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 11 Abs. 3 Satz 2 zuwiderhandelt. 
 

Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 
Vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130) BayRS 753-1-U 

Vollzitat nach RedR: Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 25. Februar 2010 (GVBl. S. 
66, 130, BayRS 753-1-U),  

das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. November 2021 (GVBl. S. 608) geän-
dert worden ist 

 

Teil 8 
Schlussbestimmungen 

 

Teil 98 
Schlussbestimmungen 

 
Art. 75 

Alte Rechte und alte Befugnisse 
(Zu § 20 WHG) 

 
(1) 1In den Fällen des § 20 Abs. 1 ist eine Erlaubnis oder Bewilligung nicht erforderlich, 

wenn bis spätestens 1. März 1965 rechtmäßige Anlagen für die Wasserbenutzung vorhan-
den waren. 2Als Recht im Sinn dieses Gesetzes gilt auch die Rechtsstellung nach Art. 207 des 
Wassergesetzes vom 23. März 1907. 
 

(2) Außer in den Fällen des § 20 Abs. 1 und 2 WHG bedürfen keiner Erlaubnis oder Bewilli-
gung Gewässerbenutzungen im Sinn des § 9 WHG, die auf Grund eines förmlichen Verfah-
rens nach den bisher geltenden Vorschriften, insbesondere nach Maßgabe der Art. 19, 37 
bis 39, 42 und 45 bis 47 des Wassergesetzes vom 23. März 1907 zugelassen worden sind. 
 

Art. 9875 
Alte Rechte und alte Befugnisse 

(Zu § 20 WHG) 
 

(1) 1In den Fällen des § 20 Abs. 1 ist eine Erlaubnis oder Bewilligung nicht erforderlich, 
wenn bis spätestens 1. März 1965 rechtmäßige Anlagen für die Wasserbenutzung vorhan-
den waren. 2Als Recht im Sinn dieses Gesetzes gilt auch die Rechtsstellung nach Art. 207 des 
Wassergesetzes vom 23. März 1907. 
 

(2) Außer in den Fällen des § 20 Abs. 1 und 2 WHG bedürfen keiner Erlaubnis oder Bewilli-
gung Gewässerbenutzungen im Sinn des § 9 WHG, die auf Grund eines förmlichen Verfah-
rens nach den bisher geltenden Vorschriften, insbesondere nach Maßgabe der Art. 19, 37 
bis 39, 42 und 45 bis 47 des Wassergesetzes vom 23. März 1907 zugelassen worden sind. 
 

Art. 76 
Einschränkung von Grundrechten 

 
Dieses Gesetz schränkt die Grundrechte der Unverletzlichkeit der Wohnung und des Ei-

gentums ein (Art. 13 und 14 des Grundgesetzes, Art. 103 und 106 der Verfassung). 
 

Art. 9976 
Einschränkung von Grundrechten 

 
Auf Grund dieses Gesetzes kann das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 

13 des Grundgesetzes und Art. 106 Abs. 3 der Verfassung) und das Grundrecht auf Eigen-
tum (Art. 14 des Grundgesetzes, Art. 103 der Verfassung) eingeschränkt werden. 
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Art. 100 
Übergangsregelungen 

 
(1) Verfahren, die vor dem …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens nach § 4 Abs. 1] be-

gonnen wurden und der Erörterungstermin in diesen Verfahren bereits durchgeführt 
wurde, sind nach den Vorschriften zu Ende zu führen, wie sie vor dem …[einzusetzen: Da-
tum des Inkrafttretens nach § 4 Abs. 1] gegolten haben. 

(2) 1Bis zur vollständigen Inbetriebnahme der in Art. 79 Abs. 1 Satz 2 genannten Daten-
bank kann die Abgabe von Erklärungen der tatsächlich entnommenen Jahreswassermenge 
mit entsprechenden Nachweisen auch nach den allgemeinen Regelungen erfolgen. 2Das 
Staatsministerium gibt die vollständige Inbetriebnahme der Datenbank nach Satz 1 in der 
Rechtsverordnung nach Art. 69 Abs. 6 bekannt. 

(3) 1Abweichend von Art. 79 Abs. 3 Satz 1 bemisst sich der Veranlagungszeitraum für das 
erste Erhebungsjahr vom 1. Juli bis zum …[einzusetzen: 31. Dezember + Jahreszahl des Jah-
res des Inkrafttretens nach § 4 Abs. 1]. 2Im ersten Erhebungsjahr bemisst sich das Wasser-
entnahmeentgelt nach der Hälfte der zugelassenen Jahresmenge der Wasserentnahme. 
3Abweichend von Art. 79 Abs. 1 Satz 2 ist die tatsächlich entnommene Wassermenge im 
Zeitraum nach Satz 1 als Berechnungsgrundlage heranzuziehen, wenn eine entsprechende 
Erklärung gemäß Art. 79 Abs. 1 Satz 2 erfolgt. 

(4) Für Festsetzungs- und Erhebungsverfahren, die Veranlagungszeiträume bis einschließ-
lich des Jahres … [einzusetzen: Jahreszahl des Jahres des Inkrafttretens nach § 4 Abs. 1] be-
treffen, ist die Verordnung über die Gebühren für die Nutzung staatseigener Gewässer 
(WNGebO) in der am …[einzusetzen: Datum des Außerkrafttretens nach § 4 Abs. 2] gelten-
den Fassung anzuwenden.  

(5) Für Festsetzungs- und Erhebungsverfahren, die Veranlagungszeiträume bis einschließ-
lich des Jahres …[einzusetzen: Jahreszahl des Jahres des Inkrafttretens nach § 4 Abs. 1] be-
treffen, ist das Bayerische Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (BayAb-
wAG) in der am …[einzusetzen: Datum des Außerkrafttretens nach § 4 Abs. 2] geltenden 
Fassung anzuwenden. 

(6) 1Wer eine Benutzung im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG ab dem …[einzusetzen: Da-
tum des Inkrafttretens nach § 4 Abs. 1] ohne die erforderliche Gestattung ausübt und bis 
spätestens zum …[einzusetzen: 31. Dezember + Jahreszahl des Jahres des Inkrafttretens 
nach § 4 Abs. 1 folgt] die Gestattung gemäß Art. 67 Abs. 2 Satz 1 bei der zuständigen Kreis-
verwaltungsbehörde mit den für die wasserrechtliche Beurteilung hinreichenden Unterla-
gen beantragt und das dafür entsprechende Wasserentnahmeentgelt gemäß Art. 80 fristge-
recht bezahlt, wird nicht wegen Hinterziehung oder wegen Verkürzung von Wasserentnah-
meentgelten bestraft und für die Anwendung des § 103 Abs. 1 Nr. 1 WHG gilt die Benutzung 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG mit Wirkung für die Vergangenheit als erlaubt. 2Satz 1 findet 
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keine Anwendung, wenn die Benutzung im Zeitpunkt der Antragstellung ganz oder zum Teil 
bereits von den in Art. 58 Abs. 1 genannten Behörden oder Strafverfolgungsbehörden ent-
deckt war und die die Benutzung ausübende Person dies wusste oder bei verständiger Wür-
digung der Sachlage damit rechnen musste. 

(7) 1Für die Anwendung des § 103 Abs. 1 Nr. 1 WHG gilt die Benutzung gemäß § 9 Abs. 1 
WHG mit Wirkung für die Vergangenheit als erlaubt, wenn bis spätestens zum …[einzuset-
zen: 31. Dezember + Jahreszahl des Jahres des Inkrafttretens nach § 4 Abs. 1 folgt] für die 
Benutzung ein Antrag gemäß Art. 67 Abs. 2 Satz 1 mit den für die wasserrechtliche Beurtei-
lung hinreichenden Unterlagen bei der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde eingeht. 
2Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Benutzung im Zeitpunkt der Antragstellung ganz 
oder zum Teil bereits von den in Art. 58 Abs. 1 genannten Behörden entdeckt war und die 
die Benutzung ausübende Person dies wusste oder bei verständiger Würdigung der Sach-
lage damit rechnen musste. 
 

Art. 77 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. März 2010 in Kraft. 

 

Art. 10177 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. März 2010 in Kraft. 

 
Anlage 2 
(zu Art. 59) 
 

Technische Gewässeraufsicht bei Abwasseranlagen 
 

Nr. Aufgabe Häufigkeit 
1 Untersuchung der Überwachungswerte nach Maß-

gabe des die Abwassereinleitung zulassenden Be-
scheids oder der Erklärung nach § 6 des Abwasserab-
gabengesetzes 

 

1.1 kommunales und biologisch abbaubares, industri-
ell/gewerbliches Abwasser bis 10 000 EW 

1x halbjährlich 

1.2 kommunales und biologisch abbaubares, industri-
ell/gewerbliches Abwasser von mehr als 10 000 EW 

3x jährlich 

1.3 sonstiges industriell/gewerbliches Abwasser mit ei-
nem Abwasseranfall von weniger als 100m3/d 

1x halbjährlich 

1.4 sonstiges industriell/gewerbliches Abwasser mit ei-
nem Abwasseranfall von 100m3/d und mehr 

3x jährlich 

Anlage 2 
(zu Art. 59) 
 

Technische Gewässeraufsicht bei Abwasseranlagen 
 

Nr. Aufgabe Häufigkeit 
1 Untersuchung der Überwachungswerte nach Maß-

gabe des die Abwassereinleitung zulassenden Be-
scheids oder der Erklärung nach § 6 AbwAGdes Ab-
wasserabgabengesetzes 

 

1.1 kommunales und biologisch abbaubares, industri-
ell/gewerbliches Abwasser bis 10 000 EW 

2x jährlich1x halb-
jährlich 

1.2 kommunales und biologisch abbaubares, industri-
ell/gewerbliches Abwasser von mehr als 10 000 EW 

3x jährlich 

1.3 sonstiges industriell/gewerbliches Abwasser mit ei-
nem Abwasseranfall von weniger als 100m3/d 

2x jährlich1x halb-
jährlich 

1.4 sonstiges industriell/gewerbliches Abwasser mit ei-
nem Abwasseranfall von 100m3/d und mehr 

3x jährlich 
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1.5 Kontrolle von Zu- und Ablauf, der Einleitungsstelle 

und der Durchflussmessanlage der Kläranlage auf 
Auffälligkeiten und offensichtliche Mängel, Einsicht-
nahme in das Betriebstagebuch 

bei jeder Untersu-
chung nach Nrn. 
1.1 bis 1.4 

2 Sonstige Prüfungen  
2.1 Prüfung des Betriebstagebuchs auf Vollständigkeit 

und Plausibilität der Eintragungen, Bewertung der Ei-
genüberwachung einschließlich Jahresbericht 

1x jährlich, anläss-
lich einer Untersu-
chung nach Nrn. 
1.1 bis 1.4 2.2 Begehung der Abwasserbehandlungsanlage, Prüfung 

auf Übereinstimmung mit Angaben im Betriebstage-
buch, Prüfung auf Erfüllung der Bescheidsauflagen; 
Feststellung von Auffälligkeiten 

2.3 Messungen bei Durchflussmessanlagen 1x in 5 Jahren 
2.4 Bei Entlastungsanlagen: Prüfung der Betriebstagebü-

cher auf Vollständigkeit und Plausibilität der Eintra-
gungen, Bewertung der Eigenüberwachung ein-
schließlich des Jahresberichts 

1x in 3 Jahren 

2.5 Prüfung der Eigenüberwachung und ihrer Dokumen-
tation 

 

2.5.1 kommunale Kanalnetze 1x in 3 Jahren 
2.5.2 industrielle Kanalnetze 1x jährlich 
3 EMAS-Erleichterungen. Die Prüfungen nach Nrn. 2.1 bis 2.5 entfallen bei 

EMAS-Standorten durch Vorlage eines Prüfberichts, wenn ein Umweltgut-
achter die Einhaltung der Umweltvorschriften geprüft und keine Abwei-
chungen festgestellt hat und dies in der Gültigkeitserklärung nach Art. 3 
Abs. 2 Buchst. d der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 19. März 2001 über die freiwillige Beteiligung 
von Organisationen an einem Gemeinsschaftsystem für das Umweltma-
nagement und die Umweltbetriebsprüfung - EMAS - (ABl L 114 S. 1, ber. 
2002 L 327 S. 10) bescheinigt. 
 

 

1.5 Kontrolle von Zu- und Ablauf, der Einleitungsstelle 
und der Durchflussmessanlage der Kläranlage auf 
Auffälligkeiten und offensichtliche Mängel, Einsicht-
nahme in das Betriebstagebuch 

bei jeder Untersu-
chung nach Nrn. 
1.1 bis 1.4 

2 Sonstige Prüfungen  
2.1 Prüfung des Betriebstagebuchs auf Vollständigkeit 

und Plausibilität der Eintragungen, Bewertung der Ei-
genüberwachung einschließlich Jahresbericht 

1x jährlich, anläss-
lich einer Untersu-
chung nach Nrn. 
1.1 bis 1.4 2.2 Begehung der Abwasserbehandlungsanlage, Prüfung 

auf Übereinstimmung mit Angaben im Betriebstage-
buch, Prüfung auf Erfüllung der Bescheidsauflagen; 
Feststellung von Auffälligkeiten 

2.3 Messungen bei Durchflussmessanlagen 1x in 5 Jahren 
2.4 Bei Entlastungsanlagen: Prüfung der Betriebstagebü-

cher auf Vollständigkeit und Plausibilität der Eintra-
gungen, Bewertung der Eigenüberwachung ein-
schließlich des Jahresberichts 

1x in 3 Jahren 

2.5 Prüfung der Eigenüberwachung und ihrer Dokumen-
tation 

 

2.5.1 kommunale Kanalnetze 1x in 3 Jahren 
2.5.2 industrielle Kanalnetze 1x jährlich 
3 EMAS-Erleichterungen. Die Prüfungen nach Nrn. 2.1 bis 2.5 entfallen bei 

EMAS-Standorten durch Vorlage eines Prüfberichts, wenn ein Umweltgut-
achter die Einhaltung der Umweltvorschriften geprüft und keine Abwei-
chungen festgestellt hat und dies in der Gültigkeitserklärung nach Art. 3 
Abs. 2 Buchst. d der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 19. März 2001 über die freiwillige Beteiligung 
von Organisationen an einem Gemeinsschaftsystem für das Umweltma-
nagement und die Umweltbetriebsprüfung - EMAS - (ABl L 114 S. 1, ber. 
2002 L 327 S. 10) bescheinigt. 
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Verordnung über die Gebühren für die Nutzung staatseigener Gewässer (WNGebO) 

vom 7. November 1995 (GVBl. S. 766, BayRS 753-1-2-U), die zuletzt  
durch § 8 der Verordnung vom 30. August 2005 (GVB l. S. 468) geändert worden ist 

 

Anlage 
 

Nutzungsgebührenverzeichnis 
 
 

Tarif-Nr. Benutzungsart Nutzungsgebühr 
1 Flußkraftwerke mit einer mittleren 

Leistung, gemessen an der Turbi-
nenwelle, 

  

 über 1100 bis 1500 kW 3,5 € Jahresgebühr 
 über 1500 bis 1900 kW 5,5 €  je kW 
 über 1900 kW 7 € mittlere Leistung 

 
2 Ausleitungskraftwerke Die Jahresgebühren nach Tarif- Nr. 1 

zuzüglich 30 v.H. (Ausleitungszu-
schlag) 
 

3 Pumpspeicherkraftwerke  
3.1 Pumpspeicherung in Speicherbe-

cken 
25 v.H. der Jahresgebühr nach Tarif- 
Nr. 1 

3.2 Pumpspeicherung in Kraft-
werkstreppen 

Die Jahresgebühren nach Tarif- Nr. 1 
(Flußkraftwerke) oder Nr. 2 (Auslei-
tungskraftwerke) zuzüglich 25 v.H. 
der Gebühren nach Tarif- Nr. 1 
(Pumpspeicherzuschlag) 

4 Kraftwerksneubauten Die Jahresgebühren nach Tarif- Nrn. 
1 bis 3 ermäßigen sich für die ersten 
zehn Betriebsjahre um die Hälfte 
(Anlaufzeit) 

5 Kraftwerke an Gewässern, deren 
Ausbaustrecke (Flußstrecke, die 
den Kraftanlagen zugeordnet ist) 
nur zum Teil im Eigentum des Frei-
staates Bayern steht 

Die Jahresgebühren nach Tarif- Nrn. 
1 bis 4 entsprechend dem Eigen-
tumsanteil des Freistaates Bayern 
an der Ausbaustrecke 

 

Anlage 3 
(zu Art. 75) 

 
Nutzungsgebührenverzeichnis 

 
Tarif-
Nr. 

Benutzungsart Nutzungsgebühr 

1 Flusskraftwerke mit einer mittle-
ren Leistung, gemessen an der 
Turbinenwelle, 

 

über 1100 bis 1500 kW 3,5 € Jahresgebühr  
je kW  
mittlere Leis-
tung 

über 1500 bis 1900 kW 5,5 € 
über 1900 kW 7 € 

2 Ausleitungskraftwerke Die Jahresgebühr nach Tarif-Nr. 1 
zuzüglich 30 v.H. (Ausleitungszu-
schlag) 

3 Pumpspeicherkraftwerke  
3.1 Pumpspeicherung in Speicherbe-

cken 
25 v.H. der Jahresgebühr nach Ta-
rif-Nr. 1 

3.2 Pumpspeicherung in Kraft-
werkstreppen 

Die Jahresgebühr nach Tarif-Nr. 1 
(Flusskraftwerke) oder Nr. 2 (Aus-
leitungskraftwerke) zuzüglich 25 
v.H. der Gebühren nach Tarif-Nr. 1 
(Pumpspeicherzuschlag) 

4 Kraftwerksneubauten Die Jahresgebühren nach Tarif-
Nrn. 1 bis 3 ermäßigen sich für die 
ersten zehn Betriebsjahre um die 
Hälfte (Anlaufzeit) 

5 Kraftwerke an Gewässern, deren 
Ausbaustrecke (Flussstrecke, die 
den Kraftanlagen zugeordnet ist) 
nur zum Teil im Eigentum des Frei-
staates Bayern steht 

Die Jahresgebühren nach Tarif-
Nrn. 1 bis 4 entsprechend dem Ei-
gentumsanteil des Freistaates Bay-
ern an der Ausbaustrecke 

 

Bayerisches Gesetz zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes (BayAGWVG) § 2  
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Vom 10. August 1994 (GVBl. S. 760, BayRS 753-5-U), das zuletzt  

durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2018 (GVBl. S. 608) geändert worden ist 
 

Änderung des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes 
 

Art. 1 
Beschränkung der Aufgaben und der Errichtung 

von Wasser- und Bodenverbänden 
(Zu § 2 WVG) 

 
(1) 1Die in § 2 Nrn. 1 bis 14 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) aufgezählten Aufgaben 

können nicht Aufgaben neuer Wasser- und Bodenverbände sein. 2Satz 1 findet keine An-
wendung auf die Beschaffung und Bereitstellung von Betriebswasser aus Oberflächenge-
wässern und aus Uferfiltrat für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft sowie des Garten-
baus. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) 1Die Aufgaben bestehender Wasser- und Bodenverbände im bisherigen Umfang blei-

ben unberührt. 2Im übrigen gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 
 
(3) Die Wasser- und Bodenverbände haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die Ziele und 

Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Art. 1 
Beschränkung der Aufgaben und der Errichtung 

von Wasser- und Bodenverbänden 
(Zu § 2 WVG) 

 
(1) 1Die in § 2 Nr. 1 bis 14 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) aufgezählten Aufgaben 

können nicht Aufgaben neuer Wasser- und Bodenverbände sein. 2Satz 1 findet für die Zwe-
cke der Land- und Forstwirtschaft sowie des Gartenbaus keine Anwendung auf die Beschaf-
fung und Bereitstellung von Betriebswassser 
1. aus Oberflächengewässern, 
2. aus oberflächennahem Grundwasser, soweit für die Versorgung des Verbandsgebiets 

weder auf Niederschlagswasser noch auf Oberflächengewässer zurückgegriffen werden 
kann,  

solange eine gewässerschonende Entnahme möglich ist und der Bedarf der öffentlichen 
Trinkwasserversorgung vorrangig gedeckt wird. 2Satz 1 findet keine Anwendung auf die Be-
schaffung und Bereitstellung von Betriebswasser aus Oberflächengewässern und aus Ufer-
filtrat für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft sowie des Gartenbaus. 3Ist eine Gemeinde 
Verbandsmitglied, findet Satz 1 zudem auf die Beschaffung und Bereitstellung von Betriebs-
wasser zur Bewässerung von öffentlichen Grünflächen und öffentlichen Sportplätzen keine 
Anwendung. 4 Satz 1 findet keine Anwendung zum Zweck des gezielten Wasserrückhalts in 
der Fläche. 5Satz 1 findet ferner keine Anwendung auf die Unterhaltung von Gewässern 
zum Zweck der Moorrenaturierung.  

 
(2) 1Die Aufgaben bestehender Wasser- und Bodenverbände im bisherigen Umfang blei-

ben unberührt. 2Im Übrigen gilt Abs. 1übrigen gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 
 
(3) Die Wasser- und Bodenverbände haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die Ziele und 

Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. 
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Bayerisches Immissionsschutzgesetz (BayImSchG) 

Vom 10. Dezember 2019 (GVBL. S. 686, BayRS 2129-1-1-U),  
das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 619) geändert wor-

den ist 
 

§ 3 
Änderung des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes 

 

Art. 1  
Allgemeine Zuständigkeiten 

 
(1) 1Genehmigungsbehörde im Sinne des § 10 Abs. 5 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes (BImSchG) ist 
1. die Regierung 

a) für Anlagen der öffentlichen Versorgung 
aa) zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitz-

tem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungsein-
richtung, ausgenommen Anlagen zum Einsatz von Biogas und von naturbe-
lassenem Holz mit einer Feuerungswärmeleistung von weniger als 10 MW, 

bb) zur Elektroumspannung mit einer Oberspannung von 220 kV oder mehr ein-
schließlich der Schaltfelder, 

b) für Windparks mit sechs oder mehr Windkraftanlagen, bei denen es sich um eine 
gemeinsame Anlage im Sinn des § 1 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) handelt, 

c) für Anlagen der öffentlichen Entsorgung zur thermischen Behandlung von Abfäl-
len und zur Lagerung oder Behandlung gefährlicher Abfälle zur Beseitigung, 

d) für Tierköperbeseitigungsanstalten und Sammelstellen, 
2. das Bergamt für Anlagen, die der Aufsicht der Bergbehörde unterliegen, 
3. im Übrigen die Kreisverwaltungsbehörde. 
2Satz 1 gilt entsprechend für die Genehmigungsbehörde nach § 23b Abs. 3 Satz 1 BImSchG. 
3Die Genehmigungsbehörde nimmt die Aufgaben der einheitlichen Stelle im Sinne des § 10 
Abs. 5a BImSchG und § 23b Abs. 3a BImSchG wahr. 4Die Staatsregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die in Satz 1 Nr. 1 Buchst. b genannte Zahl von Windkraftanlagen, 
ab der es sich um einen Windpark im Sinn der Vorschrift handelt, höher festzusetzen oder 
bis auf drei abzusenken. 
 

Art. 1  
Allgemeine Zuständigkeiten 

 
(1) 1Genehmigungsbehörde im Sinne des § 10 Abs. 5 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes (BImSchG) ist 
1. die Regierung 

a) für Anlagen der öffentlichen Versorgung 
aa) zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitz-

tem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungsein-
richtung, ausgenommen Anlagen zum Einsatz von Biogas und von naturbe-
lassenem Holz mit einer Feuerungswärmeleistung von weniger als 10 MW, 

bb) zur Elektroumspannung mit einer Oberspannung von 220 kV oder mehr ein-
schließlich der Schaltfelder, 

b) für Windparks mit sechs oder mehr Windkraftanlagen, bei denen es sich um eine 
gemeinsame Anlage im Sinn des § 1 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) handelt, 

c) für Anlagen der öffentlichen Entsorgung zur thermischen Behandlung von Abfäl-
len und zur Lagerung oder Behandlung gefährlicher Abfälle zur Beseitigung, 

d) für Tierköperbeseitigungsanstalten und Sammelstellen, 
2. das Bergamt für Anlagen, die der Aufsicht der Bergbehörde unterliegen, 
3. im Übrigen die Kreisverwaltungsbehörde. 
2Satz 1 gilt entsprechend für die Genehmigungsbehörde nach § 23b Abs. 3 Satz 1 BImSchG. 
3Die Genehmigungsbehörde nimmt die Aufgaben der einheitlichen Stelle im Sinne des § 10a 
Abs. 2 BImSchG§ 10 Abs. 5a BImSchG und § 23b Abs. 4a BImSchG§ 23b Abs. 3a BImSchG 
wahr. 4Die Genehmigungsbehörden nehmen im Rahmen immissionsschutzrechtlicher Ge-
nehmigungsverfahren die Aufgaben der zentralen Kontaktstelle im Sinne des Art. 6 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2024/1735 sowie der zentralen Anlaufstelle im Sinne des Art. 9 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2024/1252 wahr. 5Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung die in Satz 1 Nr. 1 Buchst. b genannte Zahl von Windkraftanlagen, ab der es sich 
um einen Windpark im Sinn der Vorschrift handelt, höher festzusetzen oder bis auf drei ab-
zusenken. 
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 § 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
 (1) Dieses Gesetz tritt am … [einzusetzen: Datum des Inkrafttretens, geplant 1. Januar 

2026] in Kraft. 
 
(2) Mit Ablauf des …[einzusetzen: 31. Dezember + Jahreszahl des Jahres vor dem Jahr 

des Inkrafttretens dieses Gesetzes] treten außer Kraft: 
1. Das Bayerische Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes  

(BayAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 2003 (GVBl. S. 730, 
BayRS 753 7 U), das zuletzt durch § 1 Abs. 326 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. 
S. 98) geändert worden ist, 

2. Die Verordnung über die Gebühren für die Nutzung staatseigener Gewässer (WNGebO) 
vom 7. November 1995 (GVBl. S. 766, BayRS 753-1-2-U), die zuletzt durch § 8 der Ver-
ordnung vom 30. August 2005 (GVBl. S. 468) geändert worden ist. 

 
 


